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1?. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Ersatzwahlenfür den Provinzialansschuß, und Vornahme der Wahlen.

18. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl von Landesräten und zu der Petition des Landes.OberbauinspektorsBaurat Schaum
um Regelung seiner Anstellungsverhältnisse; Vornahme der Wahlen.

19. Antrag der I, Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschussesüber die Ausführung des
Beschlusses des 49. Rheinischen Provinziallandtages vom 15. März 1909, betreffend die
Bereitstellung von Geldmitteln seitens der Provinz zur Versorgung ländlicher Kreise mit
elektrischem Strom zu Licht» und Kraftzwecken.

20. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Erlaß eines Gesetzes über die Verpflichtungzum Besuche ländlicherFortbildungsschulen.

Wenn Sie damit einverstandensind, schließe ich die Sitzung.
(Schluß der Sitzung nach 3'/« Uhr.)

Vierte Sitzung
im Stiindehaus zu Düsseldorf,am Donnerstag, den 10. März 1910.

Beginn 11 Uhr 15 Minuten.

1. Eingänge.
2. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

den Erlaß eines Reglements für die RheinischenProvinzial-Fürsorgeerziehungsanstalten.
3. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

den Fortgang in der Errichtuug weiterer RheinischerProvinzial-Erziehungsanstalten für Für-
sorgezoglinge männlichen Geschlechts, katholischen und evangelischen Bekenntnisses.

4. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900 sowie Voranschlägefür die Fürsorge¬
erziehungsanstalten Fichtenhain und Rheindahlen für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910
bis 31 März 1911.

5. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Einrichtung von Wanderarbeitsstätten iu der Rheinprovinz nach Maßgabe des Gesetzes
vom 29. Juni 1907.

6- Antrag der II. Fachkommissionznr Petition der Rheinisch-Westfälischen Gefängnisgesellschaft,
betreffenddas Wanderarbeitsstättengesetz.

7. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die erweiterteArmenpflegeauf Grund
des Gefetzes vom 11. Juli 1891 nebst Voranschlagfür die Provinzial-Pflegeanstalt zu Coln-
Lindenthal für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

8. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und Beauf°
sichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeiten, sowie über den Fonds zur Erneuerung
maschiuellerAnlagen in den Provinzialanstalten für das Rechnungsi»hr vom 1. HPnl 1910
bis 31. März 1911. ^.
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9. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfondsund des Ehren-
breitsteinerallgemeinen Armenfondsfür das Rechnungsjahrvom 1, April 1910 bis 31. März 1911.

10. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitscmstaltzu Brcmwciler
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

11. Antrag der II. Fachtommissionzum Haushaltsplan des Landarmenhauses zu Trier für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

12. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Unterstützung milder Stiftungen
und Wohltätigkeitsanstalten, sowie über Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes von
Epileptikern, Idioten, Blinden. Trinkern nnd Krüppeln aus der Rheinprovinz, welche bczw.
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für das Rechnungsjahr

vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.
13. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Taubstununenanstalten

zu Aachen, Brühl, Cöln, Elberfeld, Essen, Huttrop, Kempen, Neuwied und Trier, sowie über
die Verwendung der Wilhelm-Augusta-Stiftung, des Untersttttzungsfondsder früheren Vereins.
Taubstummenanstalt zu Cöln und des Unterstützungsfondsfür entlasseneTaubstumme für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

14. Antrag der II. Fachkommissionzu den Haushaltsplänen der Provinzial-Vlindenanstalten zu
Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus) sowie über den Unter¬
stützungsfondsfür Blinde für das Rechnungsjahr vom I. April 1910 bis 31. März 1911.

15. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen über das Hebammenweseneinschließlich
der Hebammenlehranstaltenzu Cöln uud Elberfeld für das Rechnungsjahrvom 1. April 1910
bis 31. März 1911.

1«. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Wahl von bürgerlichenMitgliedern uud deren Stellvertreter» verschiedenerOber-Ersatz-
kommissionen, und Vornahme der Wahlen.

17. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Ersatzwahlenfür den Provinzialausschuß, und Vornahme der Wahlen.

18. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Wahl von Landesraten und zu der Petition des Landcs-OberbamnspektorsBaurat Schaum
um Regelung seiner Anstellungsverhältnisse;Vornahme der Wahlen.

19. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschussesüber die Ausführung des
Beschlussesdes 49. Rheinischen Provinziallandtagcs vom 15. März 1909, betreffend die
Bereitstellung von Geldmitteln seitens der Provinz zur Versorgung ländlicher Kreise mit
elektrischem Strom zu Licht- und KraftzweÄcn.

20. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses,betreffend
Erlaß eines Gesetzes über die Verpflichtungzum Besuche ländlicher Fortbildungsschulen.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll über die gestrige
Sitzung liegt auf dem Tisch des Hauses zur Einsichtnahme offen. Schriftführer bei der heutigen
Sitzung sind die Herren Abgeordnetenvon Schütz und Voigt. Der Herr AbgeordneteMoritz von
Eöln hat sich telegraphisch für die heutige Sitzung entschuldigt.

Wir kommensodann zu Punkt 2 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzial»
ausschuffes, betreffend den Erlaß eines Reglements für die Rheinischen
Provinzial-Fürsorgeerziehungsllnstalten.
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Berichterstatterist der Herr AbgeordneteSchcrer, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Scherer: Meine Herren! Nach ß 1? des Gesetzes über

die FürsorgeerziehungMinderjähriger haben die Kommunalverbäude für die Verwaltung der von
Ihnen errichteten FürsorgecrziehungsanstaltenReglements zu erlassen, die der Genehmigung der
Herren Minister des Innern und der geistlichen, Unterrichts- und Mediziualcmgclcgenheitenbedürfen
inbetreff derjenigen Bestimmungen, welche sich auf die Aufnahme, die Behandlung, den Unterricht
und die Entlassung der Zöglinge beziehen. Ein solches Reglement ist bereits erlassen für die
Fürsorgeerziehnugsanstalt Fichtenhain. Nachdem nuumehr aber neue Erziehungsanstalten Hinzu¬
gekummen sind, die Anstalt in Rheindcchlen sowie die Anstalt in Solingen, ist es erforderlich,daß
das bereits jnr die Anstalt Fichtenhain erlassene Reglement auf die übrigen Anstalten aus¬
gedehnt wird.

In der DrucksachcNr. 13 liegt Ihnen der Entwurf eiues Reglements vor. Dieses
Reglement schließt sich, abgesehen von redaktionellenAenderungen an das bereits erlassene Regle¬
ment an. Wie in der Kommissionmitgeteilt wurde, ist auch die Genehmigungder Herren Munster
zu dem Reglement, abgesehen von kleinen Aenderungenbereits erteilt worden.

Namens der II. Fachkommissionhabe ich die Ehre, dem Hohen Hanse vorzuschlagen,es
wolle den vorgeschlagenenEntwurf eines Reglements für die RheinischenPloomzial-Fürsolge-
crziehungsanstaltenmit der Maßgabe genehmigen, daß der Provinzialcmsschußermächtigt ist.
etwaige von den zuständigenHerren Ministern nachgeforderte Aenderungen selbständig vorzunehmen.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung, - Es meldet sich niemand zum
Wort. Ich stelle fest, daß Sie die Vorlage angenommen haben. .

Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusscs. betreffend den Fortgang in der Errichtung weiterer Rheinischer
Provinzial-Erziehuugsanstalteu für Fürsorgezöglinge männlichen Ge¬
schlechts, katholischen und evangelischen Bekenntnisses.

Derselbe Herr Berichterstatterhat das Wort. «, ,^. . - m ^'«.i«s
Berichterstatter Abgeordneter Scherer: Meine Herren! Der Bericht des ProviNM -

ousschusses liegt Ihnen in der Drucksache Nr. 12 vor. Ich darf wohl im wesentlichenanf d.e
Ausführungen diefes Berichtes verweisen. . ^, «,..„«. i ^^ ic>nq

Bezüglich der Anstalt Rheindahlen ist zu bemerken, daß die Anstalt am

de« Betrieb! übergeben worden ist. Ein Hanshaltsplan für ^n Betrieb d^
«°ch nicht aufgestellt werden, da die erforderlichen Unterlagen noch fehlen Der Anstalt ist daher
aufgegeb n worden sich nach dem Haushaltsplan für die Anstalt Fichten am zu richten uud alle
Zunahmen und Ausgabe» so zu verbuche«,wie es iu diesem H"us "^

Bei der Anstalt Rheindahlen war ein Isolierhaus vorgesehen. Es ist b.she u.ch M
Ausführung gelangt. Man glaubte, vou der Ausführung dieses Isolierhauses zunächst Abstand

"^" W^hat sich aber heransgestellt.daß das doch nicht tunlich is. In den »rgeer^hn^-
"'stalten ist die körperliche Iüchtignng immer mehr zurückgetrete« "'d ««« ge ' «« «M 0 z

Wer. an ihre Stelle Abstrafe zu setzen. Bisher glanbte man die Ar«s stmft « d^u, g
«ziehungsanstalt Fichtenhain vollstrecken zu können. Diese ^'ehungsanstal st " .
bedeutend überbelegt uud es ist deshalb uotweudiggeworden, daß auch "' b°" "7" ,.^e ein

Iwierhans eingerichtet wird. Zweckmäßig ist es nnn. daß M^ RoM ^ Ein-Raum für die weitere Unterbringung von 25 Zöglingen geschaffen w,ro. ^e ,
nchtung. belaufen sich auf 90000 Mark.
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Die Anstalt Solingen ist soweit gefördert worden, daß sie mich im Herbst d. Is. belegt
werden kann.

Namens der II. Fachkommission habe ich die Ehre, dem Hohen Hause vorzuschlagen,den
Bericht des Provinzialausschussesdurch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären.

VorsitzenderSpiritus: Wird das Wort gewünscht?— Das geschieht nicht. Ich stelle
fest, daß Sie dem Vorschlagdes Herrn Berichterstatters entsprechend beschlossenhaben.

Nr. 4 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der
Fürsorgeerziehung Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900
sowie Voranschläge für die Fürsorgeerziehungsanftalten Fichtenhain und
Rheindahlen für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

Derselbe Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Scherer.- Meine Herren! Der Haushaltsplan über die

Kosten der Fürsorgeerziehung,der Ihnen in der Drucksache 1, Seite 236 ff. vorliegt, schließt ab
mit rund 2 444 000 Mark gegenüber rund 1965 000 Mark des vorjährigen Haushaltsplanes.
Das ist ein Mehr von rund 480 000 Mark. An diesem Mehr ist die Provinz mit einem Drittel,
also mit etwa 160000 Mark beteiligt. Der Gesamtzuschuß der Provinz beträgt rund 800000 Mark
gegenübereinem Staatsbeitmg von 1 600 000 Mark und der Rest von 40 000 Mark wird gedeckt
durch Heranziehung der unterhaltungspflichtigenAngehörigen der Fürsurgezögliuge zur Erstattung
der Kosten, vereinzelt auch durch die Zöglinge selbst, sowie durch zurückgezogene Prämien, Lohn--
guthaben Verstorbener, verfallene Sparkassenbücheru. dergl.

Das erwähnte Mehr des Haushaltsplanes ist in der Hauptfache zurückzuführenauf das
Anwachsen der Zahl der Zöglinge und die dadurchbedingte Vermehrung der Kosten für Verpflegung,
Bekleidung, ärztliche Behandlung, Beaufsichtigung usw., mit über 400 000 Mark. Die Ver-
waltungskostensind um etwa 42 000 Mark gestiegen. Das ist die Steigung einzelner Gehälter
gemäß den genehmigtenBesoldungsplänen. Endlich finden Sie eine kleine Erhöhung der Ausgaben
für Heizung, Beleuchtung,Porto ufw. um 1732 Mark, entsprechend der Vermehrung der Geschäfte

Dem Haushaltsplane sind beigegeben die Neben-Haushaltspläne der Anstalten Fichtenhain
und Rheindahlen.

Ueber den Neben-Haushaltsplan der Anstalt Fichtenhain ist nichts besondereszu bemerke«.
Bezüglichder Anstalt Rheindahlen, die eben erst bis auf das Haus für Lungenkranke

fertiggestelltist, lassen sich über die entstehendenAusgaben bestimmte Angaben noch nicht machen.
Feststehend sind hier nur die Ausgaben für das Personal. Der Neben-Haushaltsplan für diese
Anstalt konnte daher noch nicht fertig aufgestelltweiden. Die Anstalt ist angewiesen, sämtliche
Einnahmen und Ausgaben nach dem Muster des für die Anstalt Fichtenhain geltenden Haus¬
haltsplans zu verbuchen.

Die II. Fachkommission empfiehltdem Hohen Hause die unveränderte Annahme des Haus¬
haltsplans und ebenso auch der beiden Neben-Haushaltspläne in der vorliegenden Form.

Zu bemerken ist nur noch folgendes: Der Haupt-Haushaltsplan geht von der Voraussetzung
aus, daß am 1. April ds. Is. 8000 Zöglinge vorhanden sein werden. Diese Ziffer stimmt aber
nach den heute bereits vorliegenden Verhältnissen nicht.

Es gelangten im Laufe des Jahres nicht, wie angenommen, 1800, sondern 2150, also
350 Zöglinge mehr zur Uebelweisung und das Rechnungsjahr 1910 wird mit einem Bestände
von 8350 Zöglingen beginnen. Das bedingt eine Mehrausgabe von rund 100000 Mark oder
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rund 33 000 Mark für die Provinz. Ob diese Summe ausreichen wird, steht dahin. Es wird
davon abhängen, ob die Annahme der Verwaltung,daß im Jahre 1910 1800 Fürsorgezöglmge
zur Ucberweisungkommen werden, zutrifft. Bestimmtes läßt sich hierüber nicht sagen.

Meine Herren! Bei der hohen Bedeutungder Frage des Fürsorgeerziehungswesens,
das im Vordergrunde des allgemeinenInteresses, insbesondere auch in der Rheinprovmz steht,
und namentlich auch mit Rücksicht auf das erhebliche Steigen der durch die Fürsorgeerziehung
hervorgerufenen Lasten, war es naturgemäß, daß sich die Kommission eingehendauch nnt den allge¬
meinen Fragen des Fürsorgcerziehungswcsensbeschäftigte.Im Anschluß an die Beratung des
Haushaltplanssind demgemäß die Ergebnissedes Fürsorgeerziehungswesens,namentlich auch die¬
jenigen Fragen, welche sich mit den Mängeln des gegenwärtigenZustandes beschäftigen, Gegelfftand
eingehender Erörterungen in der Kommissiongewesen. Dabei sind auch die von dem Herrn Abge¬
ordneten Marx bei der Beratung des Haupt-HaushaltsplansvorgebrachtenGesichtspunkte emer ein¬
gehenden Prüfung unterzogen worden. ...... M^,„f >>„

Die Ausführungen des Herrn Abgeordneten Marx "tzten sich ^
«Sozialen Praxis« in dem zum Ausdruck gebracht wird, daß d'e Anstalts ehmdüng de F^
s°rgezöglinge im allgemeinen Fiasko gemacht habe. Der Herr AbgeordneteMar MM d
schlechtenErgebnisse wohl in erster Linie darauf ^führen ^
grenze für die Ueberweisungzu hoch sei und daher eine große Wzah w^ ^^ ^
erzieh«^ kommen, die nicht mehr zn bessern seien. '/, der zur AnMse ^
s« 16 bis 18 ^alne alt Der Herr AbgeordneteMarx wünschte daher e.ne Statistik über di.
^gebnis^der^erzie^aus der'namentlichzu
Minge, insbesondere die Zöglingedes genannten Mters nach der ^" ^ng /er Best afung
anheimgefallensind er regte ferner die Anfertigung einer Denkschriftan Mit der Bitte, an die

^'^n^a— wn^uf hingewiefen, daß die gewünfchte Statistik

^ 'N ^Zk?^ unbemerkt bleiben meinen w ve^en.
Jahre von der II. Fachkommission geäußerten WunH angefertigt
ihren Beratungen vorgelegt und durch den Herrn uferen en der ^
«läutert. Der Herr Referent der Provinzialverwaltung legt Wert darauf, ihre Ergebnisse personucy
dem Hohen Hause vorzutragen. unterlassen ietzt schon darauf auf-

Im Auftrage der Kommissionmöchte ,ch icdoch nicht """^ Kommission
"ertsam zu machen, daß das Ergebnis wider

« AM, ^ ^ „,s ^bnis «m .m^
beschnttenen Wege weiter vorzugehen.Wie der Herr ^eseicm -? Z
sull die Statistik dauernd fortgeführt werden. . eingehenden

Damit ist aber noch nicht gefagt und die w nn auch d°s System
Darlegungen, die ihr gemacht wurden, der Auffassung muß.
grundsätzlich beizubehalten ist. doch Mängel vorhanden smd. deren Beseitigung erfolg

Dabei hat sie sich zwei Fragen vorgelegt:
1. Sind Mängel im Gesetze? , « ^ . „. ^l^ttenen Einrichtungenauf
2. Sind die auf Grund des Gesetzes bestehendenund geschaffenen ^

der Höhe? „. .^ ^
Die erste Frage lautet: Sind Mängel ,m Gesetze?
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Nach ß 1 des geltenden Gesetzeskann ein Minderjähriger, welcher das 18. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat, der Fürsorgeerziehungüberwiesen weiden, wenn bestimmte Voraussetzungen
zutreffen, die in den Ziffern 1 bis 3 des genannten Paragraphen aufgeführt sind.

Die höchste Altersgrenze ist also das 18. Lebensjahr. Ziffer 1 handelt vorwiegend von
den Fällen der objektiven Verwahrlosung, der §§ 1666 und 1838 des Bürgerlichen Gesetzbuches,
namentlich wenn die Eltern das Recht der Sorge für die Person des Kindes mißbrauchen, das
Kind vernachlässigenoder sich eines ehrlosen oder unsittlichen Verhaltens schuldigmachen.

Ziffer 2 betrifft diejenigen Minderjährigen, welche eine strafbare Handlung begangen
haben, wegen deren sie aber in Anbetracht ihres jugendlichenAlters nicht bestraft werden können.

Ziffer 3 umfaßt alle übrigen Fälle, in denen wegen Unzulänglichkeitder erziehlichen
Einwirkung der Eltern und sonstigen Erzieher oder der Schule die Fürsorgeerziehung zur Ver¬
hütung des völligen sittlichen Verderbens des Minderjährigen notwendig ist.

Der Hauptandrang der Fürsorgezöglinge für die Anstaltserziehung rührt her aus der
Anwendung der genannten Ziffer 3. Die auf Grund dieser Ziffer Ueberwiesenenstellen das
Hauptkontingent für die Anstalten und in diesem sind vornehmlichdie in dem Alter von 16—18
Jahren Ueberwiesenenenthalten.

An die Ziffer 1 knüpft sich der bekannte Streit zwischen den beiden höchsten Gerichtshöfen,
dem Kammergerichtund dem Oberuerwaltungsgericht.

Es handelt sich darum: Soll im gegebenenFalle die Ueberweisung zur Fürsorgeerziehung
erfolgen oder hat die Almenverwaltung einzutretenund die Kosten der vom Vormundschaftsgericht
angeordneten Maßnahmen der Unterbringung zu tragen?

Die aus der sich widersprechendenStellungnahme der beiden höchsten Gerichte ergebenden
Unzutläglichkeitensind Gegenstand der Erörterung in der Kommissiongewesen.

Um die beiden Entscheidungenkurz zu kennzeichnen, sei Folgendes bemerkt.
Das Kammergericht sagt: Fürsorgeerziehunghat nur dann einzutreten, wenn! besondere

erziehliche Maßnahmen erforderlich sind. Liegt keine subjektiveVerwahrlosung vor, so hat der
Armenverband einzutreten.

Das Oberverwaltungsgerichtsteht auf dem entgegengesetzten Standpunkt. Die Entscheidung
des Obervcrwaltungsgerichtsist für die Armenverbände maßgebend. Sie können hiernach im Falle
der Weigerung nicht angehalten werden, die zur Unterbringung der Kinder aus § 1666 erforder¬
lichen Mittel herzugeben. Die daraus sich ergebendeFolge kann immer nur der Erlaß eines aus
Unterbringung zur Fürsorgeerziehung lautenden Beschlusses sein. Erfreulich bei dieser Praxis ist
die Zunahme der in jüngerem Alter zur Ueberweisung kommendenMinderjährigen. Denn leider
wird erfahrungsgemäßdie Fürsorgeerziehungvielfachviel zu spät eingeleitet.

Zu bedauern bleibt aber immer der Widerspruchder beiden Gerichtshöfe.
Die II. Fachkommission hat sich einstimmig auf den Standpunkt des Obervcrwaltungs¬

gerichts gestellt. Sie hat es dabei als dringend erwünschtbezeichnet,daß die Grziehungsfragen
möglichst in einer Hand bleiben. Zu ihrer ordnungsmäßigen Erledigung sind aber nicht die
Armenverbändeberufen, sondern die mit der Fürsorgeerziehungssache betraute Stelle, die Provinz.

Wenn die Kommission demnach eine Klärung der Rechtslage überhaupt als dringend
erwünscht bezeichnet, so wünschtsie diese Klärung im Sinne der Entscheidungdes Oberverwaltung«-
gerichts. Sie beehrt sich daher, dem Hohen Hause eine Resolution vorzuschlagen, in diesem
Sinne eine Aenderung des Gesetzesbei der KöniglichenStaatsregierung zu beantragen. Ganz
besonders legt sie auch, wie ich schon angedeutethabe, aus dem Grunde Wert auf diese Deklaration,
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weil dadurch dem vielfach beklagtenUebelstande ein Ende gemacht wird, daß die Uebcrwcisungcu
zu spät erfolgen, und weil damit entgegen der Praxis des Kammergerichtsdie Fürsorgeerziehung
nicht mehr als letztes Mittel in Frage kommt, sondern frühzeitig und so noch Erfolg
versprechend.

Eine sehr bedeutsameFrage ist die Regelung der Altersgrenze. Auch mit dieser Frage
hat sich die Kommissioneingehend beschäftigt. Die Zahl der im 16., 17. uud 18. Lebensjahre
überwieseneu Zöglinge ist außerordentlichgroß. Nicht zu verkennen ist, daß in einer großen Anzahl
dieser Fälle die Fürsorgeerziehung zu spät angeordnet ist. Diese Minderjährigen waren meist
schon längst reif zur Fürsorgeerziehung.

Unter solchen Umständen leidet das Renommee der Anstalten natürlich ganz bedeutend.
Diese im vorgerückten Alter stehenden Jugendlichen sind zu einem großen Teil nicht mehr zu bessern.
Sie siud für die Anstalten die schlimmsten Elemente, die den ordnungsmäßigenBetrieb stören und
sie verlassendie Anstalt vielfachungcbcssert. Es fragt sich, ob es nicht angebrachtsein wird, solche
Elemente den Anstalten überhaupt fern zu halten. Die Kommissionstellt sich nun auf den Stand¬
punkt, daß eine Vesseruugauch bei deu 16, 17 uud 18jährigeu nicht immer als ausgeschlossen zu
betrachtenist. ^ , ,

Auch bei dem übelste» Verbrecherwird schließlich die Hoffnung, daß ihm endlich auch 'wch
einmal die Erleuchtung der Besserung kommt, immer noch nicht aufgegebenwerden dürfcm D.e
Kommission konnte sich demnach nicht dazu entschließen,einer absoluten Herabsetzungder Alters¬
grenze zuzustimmen.

Die Altersgrenze ist in den verschiedenen deutschen Staate» verschieden uornllert
In Württemberg, Mecklenburg, Schwarzbnrg-Rndolstadtuud Bremen rst tue oberste Alters¬

grenze das 16. Lebensjahr. Hamburg hatte bisher das 16. Lebeusjahr, hat slch aber neuerdings
der Preußischen Bestimmung angeschlosseu. ..

Einen Mittelweg haben eingeschlage» Elsaß-Lothringen, Sachsen und Bayern. Hier ist
d« oberste Altersgrenze das 16. Lebensjahr, jedoch nicht absolut. Auch darüber hmans kann die
Fürsorgeerziehunghier noch augeordnet werden, wem, begründete Aussicht besteht, daß durch ste

"' ^Kommss^ diese« Mittelweg als einen Erfolg versprechenden Versuch der
Lösung dieser schwierige» mW brennendenFrage ansehenzu sollen und erlaubt sich demgemäß,dem
Hohen Hause die Fassung eines Beschlusses iu diesem Sinne vorzuschlagen.

Damit >vlrd die Anwendnng der Ziffer 3 bei Ueberweistmg ^r Mrsorgeerzuhung e.uge-
schränkt. während nach dem oben erwähnten die Anwenduugder Ziffer 1 sich mehren wnd Das
ist aber auch ein dmchans erwünfchterZustaud. da baun die üblen nnd störendenElemente me
und mehr de« fern gehalten werden und auf der anderen S te tne
Ueberweisung frühzeitig und damit Erfolg verfprecheud eintreten wnd. Du
d" Fürsorgeerziehungwerden dann mehr uud mehr verstummen und von emem Fmsko der Anstalt
erziehung wird nicht mehr die Rede sein können. ^„„denen Ein«

Meine Herren! Ich komme nun zu der zweiten Frage: Genügen tue vorhaudeuen^n
Achtungen und zwar genügen sie

1. qualitativ,

V',l«I« w Pi°»i„zi°<«°»»«»»» 'i»°'W'd° Mi!!.»««'» «°m»ch! «»"'«' «s °ch°rt Wh"
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namentlich die Frage, inwieweit alle beteiligtenStellen in den Fragen des Fürsorgcerzichnugswcscns
ihre Pflicht getan bczw. sach- und zweckdienlichgehandelt haben, knrz gefaßt die Frage: sind die
Erzieher auf der Höhe? Denn davuu mnß der Erfolg oder Mißerfolg mit in erster Linie
abhängen. Ist also den, Gesetze nach dieser Richtung hin in vollem Umfange genügt? So lalltet
die Frage. Ich nehme an, daß der Herr Referent der Provmzialverwaltnng auch diese Frage vor
dem Hohen Hause gleich noch erörtern wird und darf daher gleich zu dem 2. Punkte übergehen:

Genügen die vorhandenen Anstalten in Zahl und räumlicher Ausdehnung zur Unter¬
bringung der zur Anstaltserziehungüberwiesencu Fürsorgezöglinge?

Ans diese Frage wurde iu der Kommissionvon der Verwaltung auf Grund erschöpfenden
Zahlenmaterials erwidert, daß dies, soweit es sich um schulpflichtige und noch nicht schulpflichtige
Kinder handle, im Großen und Ganzen bejaht werden dürfe. Das Gleiche sei hinsichtlichder
schulentlassenen weiblichen Zöglinge der Fall, namentlich, wenn die in Aussicht genommeneweitere
Füisorgcerziehungsanstalt für schulentlassene Mädchen evangelischen Bekenntnissesgesichert sei.

Was dagegen die schulentlassenenmännlichen Zöglinge beider Konfessionenanlange, so
reichten die vorhandenen Einrichtungen — zu denen die im Herbst d. Is. zu eröffnende Anstalt in
Solingen gerechnet wird - zur Aufnahme der jetzt vorhandenen Zöglinge zur Not aus. Dabei
dürfe indeß nicht verhehlt werden, daß diese Anstalten fämtlich bis zum äußersten, zum Teil sogar
in einer über ihre eigentliche Aufnahmefähigkeitnicht unerheblich hinausgehendenWeife in Anspruch
genommen seien. Dazu komme, daß einzelneAnstalten in anderen Provinzen, sogar außerhalb
Preußens liege», was wegen der Schwierigkeitder Einwirkung auf sie nicht unbedcullichfei, und
daß es sich endlich auch um einige Staatsanstaltcn handle, für deren Furtbestand bezw. weitere
Nelegungsmöglichkcitman keine Gewähr habe.

Komme dazu noch eine Vermehrung der Zöglinge, so werde allerdings die Notwendigkeit
der Errichtung weiterer Anstalten, in denen dann auch der in letzter Zeit lebhafter hervurgetretenen
Frage der Behandlung von Grenzfällen Rechnung zu tragen sei, an die Verwaltung herantreten.

Die Kommission konnte sich dem Gewicht dieser übcrzcngendenDarlegungen nicht ver¬
schließen und erkannte an, daß, wenn die Proviuzialvcrwaltung dieser Notwendigkeitfolgend mit der
Errichtung neuer Anstalten im Laufe der nächsten Jahre vorzugehenbeabsichtige, dies bei der hohe»
Wichtigkeitder Sache trotz der dadurch zu erwartenden erheblichenMehrausgabc, fo uucmgenehm
diese auch sei, nicht zu umgehen sei.

Zu welch' erheblichen Nachteilen und Unzutraglichteiten eine Ueberfüllung der Anstalten
führen muß, das dürfte der Herr Referent der Provmzialverwaltnng bei Aefprechungdes Gcmünder
Falles, der Anlaß zu lebhaften Erörterungen gegebenhat, des näheren auseinanderzusetzenin der
Lage sein.

Namens der II. Fachkommission habe ich die Ehre, dem Hohen Hause folgenden Vorschlag
zu unterbreiten:

Der Provinziallandtag wolle beschließen:
1. den vorbezeichneten Haushaltsplan unverändert anzunehmen,
2. die KöniglicheStaatsregierung zu bitten, für den Fall, daß eine Beseitigung des Widerspruchs

der bekannten beiden Entscheidungendes Kammergerichts und Oberverwaltungsgerichts durch
Aenderung der Stellungnahme des Kammergerichtsnicht in Kürze zu erwarten ist, eine Aende¬
rung des Gesetzes im Sinne der Entscheiduugdes Obeiverwaltungsgerichtsherbeizuführen,
feiner die KöniglicheStaatsregierung zu bitten, eine Aenderung des Gesetzes wegen der oberen
Altersgrenze im Sinne des Gesetzesfür das KönigreichSachsen herbeizuführen.



50. RheinischerProvinzialandtag, 4. Sitzung am 10. März 1910. 91

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung und gebe das Wort dem Vertreter
des Herrn Landeshauptmanns, Herrn Geheimrat Schmidt.

Landesrat Geheimer Regierungsrat Schmidt: Meine Herren! Ich habe zunächst die
Aufgabe, Ihnen Bericht zu erstatten über Vorkommnissein der GrzichuugsaustaltGemüud, die m
der letzten Zeit in verschiedenen Zeitungen haben von sich reden machen.

Meine Herren! Bei Gemüud in der Eifel besteht eine Erziehungsanstalt für schülcut-
lassene, männliche,evangelische Fürsorgezögliuge. Dieselbe gehört der Diakouencmstalt in Duisburg
und wird seit 17 Jahren geleitet von einem Duisburger Dinkuu im Verein mit seiner Ehefrau,
die als Tochter eines evangelischen Pastors in dem St. Martiustift in Coblenz geboren, von früher
Jugend an Anstaltsluft geatmet hat uud späterhin als Lehrerin und Erzieherin tätig war, bis sie
ihrem Manne als Hausmutter nach Gemünd folgte.

Die Ergebnisseder Anstalt waren, so lange die Rheinische Proviuzialvcrwaltung mit der¬
selben in Verbinduug steht, jederzeit die besten. Die aus der Anstalt entlassene!! Zöglinge unter,
schieden sich nach keiner Richtung hi» unvorteilhaft von den aus anderen Anstalten entlassenen
Zöglingen. Viele der aus der Anstalt stammendenZöglinge haben in der Anstalt ihre Gesellen¬
prüfung, zum Teil mit Auszeichnung,bestanden; durchgefalleu ist, soviel ich weiß, nicht ein einziger.

Un, so überraschterwar der Herr Landeshauptmann, als am 17. Febrnar m der Freien
Presse« iu Elberfeld ein Artikel erschien, in dem die schwerste» Anschuldigungengegen die Anstalt
und das darin angestelltePersonal erhoben wurden. Es hieß, die Frau des Leiters behandele die
Zöglinge schlecht, wo sie nnr künue, sie habe ihre Freude darau, wenn es ihneu schlecht g«ge und
dergleichen mehr. Es wird berichtet von fchwerenMißhandlnngeu durch die Anstaltsangestellten,
die Meister uud die Aufseher; ganz jugendliche Personen seien dort als Aufseher tätig. Ferner wird
berichtet von sogenannten Iuugfernkränzen. die dort in einer unmenschlichenWeise ausgeübt wurden.

Zum näheren Verständnis möchte ich bemerken,daß man unter einem „Iungferntranz -
d«s ist „ber eine Wissenschaft, die ich auch erst iu Gemünd gelernt habe (Heiterkeit)- das versteht,
daß eine gewisse Klasse von Zöglingen, sagen wir einmal eine Stnbe °W, w.e es be.m M.l.tar
ist. eine Korporalschaft, sich einen unliebsame» Geuosseu vornimmt nnd ihn für feme Untat«,
verhaut. ., ,, ,

Der Herr Landeshanptmann hat nun fofort eine eiugeheudeUntersuchMg verm.Mte
Ich Persönlichhabe dieselbe geführt und darf Ihnen nnmnehr folgendes mitteilen- V e

bemerkt, daß ich bei der UuterfuchnngBedenke,,getrageu h°be. d.e Zogl.nge ei el r.M zu
Protokoll zu vernehmen. Die Vernehmnng von Zöglingen bei solchen Gelegniheüen . mch
unbedenklich. Ich habe mir erlaubt - und darf es wohl
eben vorlesen- in dem Begleitbericht,den ich über die Untersuchung
erstattet habe, über diesen Pnnkt folgendes zu fagen: Von einer geordneten pr°t°k°l"n cheu V^
uehmunghabe ich geglaubt Abstand nehmen zn fallen, und zwar aus i«" Gwnden m m
Iuterefse der Disziplin in der Anstalt. Die Aufreguug in der Anstalt war durch
i" der Presse, von denen die Zöglinge genane Kenntnis hatten, nnd durch die ° '^gM U'tte
suchung ohnehin schon anfs höchste gestiegen, uud es mußte alles verm.eden werd«, wa d.e A^ ch

«Haltung der Disziplin auf das äußerste hätte gefährde,, ,a vielleicht «um°g^
Und ferner - ich möchte daranf ganz besouders aufmerksam
^ sollen, die Zö linge bei schriftlicher Festlegung ihrer Aussagen nn Hmb ck «"f ^
unter Eid abzugebende gerichtlicheBekundungen in Konflikte zu bnugeu. denen sie vielleicht
unterliegenkönnten.
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Ich mußte, meine Herren, diesen Vorbehalt machen, weil die Staatsanwaltschaft sich mit
der Sache mittlerweile befaßt hat und man nicht wisseu kann, was die gerichtliche Untersuchung
der Sache noch zu Tage fördern wird.

Die Untersuchunghat ergeben, daß zunächst der Leiter der Anstalt völlig intakt dasteht.
Der Mann hat sich nach keiner Richtung hin irgend etwas znschuldcn komme» lassen. Das gleiche
ist der Fall hinsichtlich der Frau. Es steht allerdings fest, und ist von der Frau uuumwuudeu
zugegebenwurden, daß sie hin und wieder einem widerspenstigenIuugcu eins hinter die Ohren
gegeben hat. Indessen, wenn man bedenkt, daß die Frau im übrigen als wirkliche Mntter den
Iungens gegenübergestnudcu uud ihueu in ihren vielfachen Leiden körperlicheruud seelischer Art
bcigcstlliiden hat, dann darf man das nicht so fchlimmansehen, wenn es auch verboten ist.

Es steht weiter fest, daß eine ganze Anzahl von Anstaltsangestelltensich ein Züchtigungs-
recht angemaßt nnd die Züchtigungennicht immer vorgenommenhaben in einer noch eutschuldbareu
Weise, die Iungens vielmehr hin nnd wieder gehauen haben mit (Gegenständen, die ihnen gerade
zur Hand waren.

Es steht ferner fest — und das ist ein Vurwnrf, den man der Anstaltsleitnng machen
muß — daß sie gauz jugendliche Personen im Alter von 21 Jahren als Anffeher in der Anstalt
angestellthat.

Der Direktor erklärte, er habe die jungen Leute uur zu feiner persönliche»Dienstlcistnng
mit Rücksicht auf feinen leidende» Zustand angenommen. Es steht aber fest, daß er die jungen
Leute, wenn auch nur vertretungsweiseAufsichtsdienstc hat tun lassen, und die juugeu Leute haben
dann leider Gottes von ihrer Machtbefugnis eiueu unrichtigen Gebranch gemacht.

Es steht endlich fest, meine Herren, daß in der Tat im Mai vergangenen Jahres ein
Iuugfernkrauz stattgcfuudcuhat, bei dein es über alle Gebühr hergegangenist nnd der — das ist
das Bedauerlichea» der Sache — unter Leitung von einem dieser 21jährigen Anffeher sich abge¬
spielt hat. Bei diesem Inngfernkmnz haben sich sämtliche 100 Iungens 4 besonders mißliebige
Bnrschen hernusgesncht und haben ihueu dauu gauz gehörig etwas hinten drauf gegeben. Wenn
in der Zeitung gestandenhat, es fei dabei Blnt geflossenuud die Iuugcu hätten hinterher ihr
brennendes und blutendes Gesäß in einem Kübel mit Wasser kühleu müsse», (Heiterkeit) so ist das
einfach erlogen. Der Kreisarzt von Schleiden bekam am Tage »ach dem Vorfall durch einen
anonymen Brief Kenntnis von der Sache. Er eilte fofort in die Anstalt, nntersuchte die 4
Iuugens uud konnte nichts finden, was in gesundheitlicherBeziehung zu Bedenken hätte Anlaß
geben können. Er hielt die Sache für so unbedeutend,daß er sich nicht veranlaßt sah, dem Herrn
Landeshauptmann oder seiner vorgesetzten Behörde eine Mitteilung über den Vorfall zu machen-

Meine Herren! Fragt mau, wie das alles hat kommenkönnen, so liegt die Schuld im
wesentlichen daran, daß der verdiente Leiter der Anstalt feit einigen Iahreu von einer ernsten
Erkranknng heimgesucht ist, daß er bei dem Fortschreiten der Krankheit allmählich die Zügel aus
der Haud verloren hat und daß die Zügel nun aufgenommen worden sind von untergeordnetenLenten.
Vielleicht hätte ja auch die Diakoueuanstalt iu Duisburg eiu etwas wachsameresAuge auf die
Anstalt halten können und hätte insbesondere,als sie merkte, daß der Leiter der Anstalt doch
dauernd zur Bekleidung seines Amtes unfähig geworden war, etwas früher eingreifen können. Sie
hat das aus meuschlich begreiflichem Mitleid niit dem kranken Mann nicht getan.

Die innere Ursache aber, meine Herren, ist zu suche» in den Umständen, die heute und
schon am vorigen Montag beklagt worden sind, nämlich darin, daß das Fürsorgeerziehnngsgesetz uns
ganz verwahrlosteElemente im Lebensalter von 18 Jahren und darüber in großer Anzahl zuführt,
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für deren sichere Unterbringung der Raum mangelt uud die, in größerer Anzahl in einer Nnstalt
untergebracht,kaum noch zu überwachen sind.

Meine Herren! So bedauerlich diese Vorgänge in Geinüud auch siud, so dürfen sie doch
Nicht verallgemeinertwerden, und ich möchte es als meine Pflicht ansehen,hier hervorzuheben, daß
-- selbstverständlich nnr soweit unsere Kenntnis der Dinge reicht — die Anstalten in der Rhein«
Provinz allesamt ihre schwierigen Aufgaben mit großer Liebe und Selbstlosigkeitzu erfüllen suchen
und berechtigte«Anspruch auf Dank und Aucrtennuug haben. Und weiter darf ich in Ueberein¬
stimmungmit den Anfchannngender II. Fachkommission erklären, daß der Leiter der Anstalt iu
Gemünd und seine Ehefrau die in der Zeitung gegen sie erhobenenSchmähungen nicht verdienen,
und daß es uur zu beklage» ist, wenn die beiden Leute, die 17 Jahre lang in Aufopferungall
chrer Kräfte der Verwaltung wertvolle Dienste geleistet haben, unter so schmerzlichen Umständen
die Stätte ihres langjährigen Wirkens verlassenmüssen. (Sehr richtig!)

Ich darf, meine Herren, an diese Mitteilungen noch einige Bemerkungen anschließen.
Meine Herren, das Anstaltspersonal hat kein eigenes Stmfrecht, und die Anstaltsangestelltcn
haben alle Ungehörigkeitcnder Zöglinge, auch wenn sich diese gegen ihre eigene Person richten,
lediglich zu melden und dauu abzuwarten, ob und welche Strafe der Leiter der Anstalt über den
Zögling verhängt.

Meine Herren! Wenn wir an eine Revision unserer Einrichtungen gehen, wird zu prüfen
sein, ob diefe Vorschriftüberhaupt aufrecht erhalten werden kann, (sehr richtig!) uud ob man nicht
den - selbstverständlich nur dazu besonders qualifizierten — Personen das Recht einräumen muß,
un Falle sie persönlich verunglimpft werden, auch felbst direkt strafeud vorzugehen, (Lebhafte
Zustimmung.)

Zweitens, meine Herren, schon vor längerer Zeit hat der Herr Landeshauptmann bei
°em Herrn Minister des Innern angeregt, zu prüfen, ob und cmf welche Weise den Zöglingen
selbst irgend ein Beschwerde-oder Klagerccht einzuräunieu sciu möchte. Die Frage ist außer¬
ordentlich schwierig,aber es ist schon ein Verdienst, sie überhaupt angeregt zu haben.

Drittens, meine Herren, es wird so viel von mangelnder Aufsichtüber die Austaltcu
gesprochen, und es ist auch schon mehrfach iu der Literatur die Einrichtung von Aufsichts-
kommissionen verlangt worden. Der Herr Minister des Innern hat vor Jahr und Tag Anlaß
genommen,die Frage den Provinzicilvcrwaltungenzur Begutachtung vorzulegen,und ich darf mit¬
teilen, daß der Herr Landeshauptmann in Abweichungvon den übrigen preußischen Provinzen kein
^denken getragen hat, sich dahin auszusprechen,daß er mit der Einrichtung einer besonderen
Aussichtskommissionunter gewissen Modalitäten cinverstaudensein würde. Der Herr Landeshaupt¬
mann hat sich bei diesem Vorgehen in Uebereinstimmungbefunden mit dem von dem Herrn
^geordneten Marx an, vergangenenMontag genannten Amtsgerichtsrat Köhne aus Berlin. Dieser
H°" steht allerdings nicht praktischin der Fürsorgeerziehung, er verfolgt aber aufmerksam die
gesamte Literatur uud hat als Jugendrichter iu Berlin viel Gelegenheit,mit Jugendlichenzusammen
s" kommen, er hat also ein Urteil in Filrsorgeerziehilugsangclcgenheiten.

Aber, meine Herren, wenn der Herr Abgeordnete Marx am vorigen Montag aus oer
°uch mir hier vorlicgcuden „Sozialen Praxis" in Verbindung mit dem Name» des Amtsgerichtsrat
KUHne vorlas, daß die FürsorgeerziehungFiasko gemachthabe, so darf ich »ach vorherigemmünd-
lHen Benehmen mit dem Herr» AbgeorductenMarx feststellen,daß diese Worte nicht von dem
Henn Amtsgerichtsrat Köhne herrühren, sondern daß das Anschauungendesjenigen stnd, der den
betreffendenArtikel in der „Sozialen Praxis" geschrieben hat.
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Ja, meine Herren, wenn über irgend etwas heutzutage viel geschrieben wird, dann ist es
über die Fürsorgeerziehung. Es wird aber über die Fürsorgeerziehunggeschrieben von Leuten, von
denen nicht feststeht, ob sie in ihrem Leben schon mal eine Anstalt oder einen Fürsorgezögling
gesehen haben. Meine Herren, so lange der Schreiber des Artikels seine Qualifikation auf dem
Gebiete der Fürsorgeerziehung nicht nachweist, braucht sich — so meine ich — das Hohe Haus
hier mit der Sache nicht weiter zu befassen. (Zustimmung uud Beifall.)

Meine Herren! Nnn komme ich zu der bereits mehrfacherwähnten Statistik. Der Herr
Abgeordnete Marx hat ausgeführt, daß wir im Jahre 1901 1000, im Jahre 1904 4000 und
im Jahre 190« 8000 Zöglinge hatten. Aber das ist nichts besonderes. Die Rheinprovinz steht
glatt bis auf die letzte Dezimalstelle im Durchschnitt von ganz Preußen. Iu Preußen sind bis
zum 3l, März 1909 45 317 Zöglinge überwiesenworden. Das macht bei einer Bevölkerungvon
30 900 000 ausschließlichder Rheinprovinz auf 10000 Einwohner 14,66 Zöglinge, und in der
Rheinprovinz sind es 14,69 Zöglinge. Wir unterscheidenuns also in der Rheinprovinz um nicht
eiuen Kopf von dem Durchschnittiu Preußen.

Nun hat der Herr AbgeordneteMarx weiter betont, meine Herren, daß so außerordentlich
viele Fürsorgezöglinge noch in vorgerückterenLebensjahren in die Fürsorgeerziehung kämen, aber
unterlassen, die Ursache für diese Uebelweisungenanzugeben, und die möchte ich dem Hohen Hause
nicht vorenthalten.

Die Gerichte sind an den Uebcrweisungennicht schuld, denn die Gerichte überweisenin
der Regel nur dann zur Fürsorgeerziehung, wenn Anträge gestellt werden. Die Fälle, in denen
Vormundschaftsgerichtevon Amtswegen das Fürforgcerziehungsverfahreueinleiten, sind Verhältnis'
mäßig selten. Wer aber setzt die Gesetzesmaschine in Bewegung? Ich habe aufstellen lassen, wie
viel Minderjährige aus der Stadt Düsseldorf im Laufe des gegenwärtigenJahres in die Fürsorge-
erziehung gekommen sind und in welchen Altersstufen sich diefelbcu befanden. Da hat sich heraus¬
gestellt, daß die Stadt Düsfeldorf uns vom 1. April 1909 bis heute 128 Zöglinge überwiesenhat
und daß sich darunter im Alter von 16 Jahren und darüber 48 befunden haben. (Hört! Hört!)
Das macht, meine Herren, nicht das ein Fünftel, von dem der Herr AbgeordneteMarx gesprochen
hat, sondern auf den Kopf zwei Fünftel. (Heiterkeit!) Vielleichtgeht der Herr AbgeordneteMM
nachher nach Hause und sieht als Oberbürgermeister einmal im Rathause in der Beziehung nach
den Fürsorgeangelegenheiten. (Große Heiterkeit!)

Meine Herren! Sie brauchen das Gesetz nicht abzuändern. Wir habeu gegen die
Aenderung des Gesetzes in der Art und Weise, wie Sie gebeten wurden, es gleich zu beschließe»,
gewiß nichts einzuwenden. Aber, meine Herren, wenn Sie beschließenwollten, daß die hier
anwesenden Oberbürgermeisterbei 17 und 18 jährigen keine Anträge mehr stellen, dann wäre die
Sache erledigt. (Heiterkeitund Zustimmung!)

Und nun zu der Statistik über die Erfolge der Fürsorgeerziehung. Von dem He""
Referenten der II. Fachkommissionist ja vorhin schon bemerkt worden, daß diefe Statistik, und
zwar dank einer Anregung der II. Fachkommission bereits fertig ist. Ich darf, ehe ich die Statistik
anführe, noch folgende Mitteilungen machen.

Wir sind an die Statistik in den letzten 4 bis 5 Monaten herangegangen. Wir haben
für sämtliche Zöglinge, die aus der Fürsorgeerziehungin der Zeit vom 1. April 1904 ab bis zM»
31. März 1907 entlassen worden sind, Fragebogen aufgestellt— einen gelben für die männlichen,
einen grünen für die weiblichenFürsorgezöglinge— und haben sie an die Verwaltungsbehörden
hinausgeschickt mit der Bitte, für eine genaue Beantwortung der Fragen im Teil II Sorge trage«
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M wollen. In dem Anschreiben heißt es: „Die Art und Weise der Nachforschungenwird dem
dortigen Ermessen überlassen. Ich bitte nur dringend, die Ermittelungen in unauffälliger Weise,
keineswegs durch einen Beamten in Uniform, insbesondere ohne Inanspruchnahme des früheren
Zöglings selbst, sowie seiner Arbeitgeber, vornehmen zu lassen und alles zu vermeiden, was den
Zögling bloßstellen oder ihm schädlich sein könnte." Es scheint, meine Herren, als ob die Nach¬
forschungen wirklich im Sinne dieses Ersuchens augestellt worden wären, denn wir haben nur eine
"nzige Beschwerde über eine dabei vorgekommene Ungeschicklichkeiterhalten. Die Beschwerde konnte,
da die Unterlagen noch nicht da sind, noch nicht nachgeprüft werden.

Es sind nun in dem eben angegebenenZeitraum entlassen worden, meine Herren, an
männlichenFürsorgezüglingen im ganzen 546, an weiblichen 464. Von dieser Bruttoziffersind
alle diejenigenabzuziehen,die nicht zu ermitteln waren, die gestorben sind, die sich in Irrenhäusern
befinden, die nachgewiesenermaßen im Ausland sind, und endlich sind bei den männlichen Zöglingen
noch 26 abgezogen,weil sie augenblicklich im Heere dieucn und wir ihnen durch Nachfrage unter
leinen UmständenUnbequemlichkeiten bereiten wollten. Es bleiben dann Netto übrig 44? männliche
und 389 weibliche ehemalige Fürsorgezöglinge.

Wir haben nun drei Spalten aufgestellt uach der Fürsorgeerziehung:1. Spalte „schlecht ,
2- Spalte „nichts Nachteiliges bekannt", 3. Spalte „gut". In der 3. Spalte „gut" ist nur dann ein
Strich gemacht worden, wenn in dem Fragebogen ausdrücklich staud: Führung gut; dagegen 'st in
die Spalte „schlecht" nicht bloß dann ein Strich gemacht worden - ich bitte, darmi^ besonders
zu achten ^, wenn es in dem Fragebogen hieß: schlecht, sondern es sind in diese Spalte auch
"lle diejenigen aufgenommen worden, die wegen ehrenrühriger Handlungen,wegen Diebstahls,
Hehlerei, Unterschlagung,Betrug, gefährlicher Körperverletzung, Landstreichern, Kuppelei, Sütlichle.ts-
verbrechen,gewerbsmäßigerUnzucht bestraft worden waren, Bei weiblichenPersonenhaben mr
auch alle diejenigen in die Spalte „schlecht" ohne weiteres hineingenommen,die unehelich geboren
hatten, die der Unzucht ergeben oder überhaupt nur verdächtig waren.

Nach diesen Vorbemerkungen darf ich folgendes mitteilen: Von den 447 mannlichen
Zöglingen stehen in Spalte „schlecht« 162, -^ 36,2°/«, Es stehen in der Spalte Nichts Nach,
teiliges bekannt" 171, -- 38,3°/«, und es stehen in der Spalte „gut" 114, ---/"/«; ^il
36.2°/« in Spalte „schlecht" stehen mithin 63,8°/» in Spalte „gut" bezw. „nichts Nachteiliges
bekannt" gegenüber

Bei den weiblichen Fürsorgezöglingenkommen netto 389 in Frage. Führuug „schlecht":
^. ^ 37,3"/«, „nichts Nachteiligesbekannt": 146, - 37,5°/« und ..«.""- 98 -- 25 2/«

Rechum Si. meine Herren, männlichennd weibliche zusammen s° haben S.: check,

geführt haben sich 36,7°/«, nichts Nachteiligesbekannt ist bei 37,9°/« und gut haben stcy geführt
25 4»/

' Meine Herren! Ich darf daran erinnern, daß es, als das
^t, hier im Hohen Hause hieß, daß, wenn nur die Hälfe von den
winden, alle Kosten nnd Mühen gern anfzuwendenseien. Und heute steht fest, dch -> «d ch
bin doch berechti t, diejenigen, über deren Führuug nichts Nachteiligesbfannt ^^
«uf die gute Seite zu bucheu - daß durchschnittlich über 60°/« bis jetzt als gerettet anzusehen
sind. sBravo^ < ^ ' r

' Wi> Halm »w ,,»ch »,° «,d°r» «WW ,°m»ch!. »>««',H°^" .,?,,„? w»«««

U. «wie., d.? Z,,«^ ,«ch,chh° .....'d !»'«." «chmw» ^' «»"U ,«^'UZöglingen zusammen genommen waren vor, wahrend und nach oer ^, g « ^ u
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bestraft: 38,4°/». An diesen hat also die Fürsorgeerziehungnichts besonderes gebessert aber auch
nichts verdorben.

Folgende Spalte: Vor, bezw. während und nach der Fürsorgeerziehung bestraft:
19,1°/«. An diesen ist also die Fürsorgeerziehungnicht besserndvorübergegangen.

Jetzt kommt eine nicht so angenehmeSpalte: Vor und während der Fürsorgeerziehung
nicht bestraft, aber nach der Fürsorgeerziehungbestraft: 5,2"/».

Nun aber bitte ich auf die letzte Spalte hinzuhören: Vor bezw. während der Fürsorge«
erziehungbestraft uud nach der Fürsorgeerziehungnicht bestraft: bei den Jungen 47,2°/» (Bravo!),
bei den Mädchen 25,7»/». Das Warum brauche ich Ihnen ja nicht weiter auseinanderzusetzen,
(Heiterkeit)im Durchschnittalso 37,3«/„.

Dann noch ein Drittes, meine Herren, wir haben uns die Mädchen noch besonders
vorgenommen (große Heiterkeit) und folgendes gefunden: Vor und nach der Fürsorgeerziehung
der Unzucht nicht ergeben 28,6°/». — Das sind bei den Jungen diejenigen,die während und nach
der Fürsorgeerziehungnicht bestraft waren. — Vor der Fürsorgeerziehung der Unzucht ergeben
und nach der Fürsorgeerziehung auch der Unzucht ergeben waren 19°/». Vor der Fürsorge¬
erziehung der Unzucht nicht ergeben, nach der Fürsorgeerziehung der Unzucht ergeben oder ihrer
verdächtig waren 4,1°/«,. Vor der Fürsorgeerziehung der Unzucht ergeben, nach der Fürsorge¬
erziehung der Unzucht nicht ergeben waren 48,3°/». (Bravo!) Ich glaube sagen zu dürfen, daß
diese Ziffern, wie es der Herr Referent der II. Fachkommissionvorhin auch schon bemerkte, nicht
entmutigend wirken, sondern umgekehrt,aufmunternd.

Meine Herren! Ich bitte um Entschuldigung, wenn ich Sie so lange habe in Anspruch
nehmen müssen. Indessen war das doch — darin weiden Sie mir beistimmen— nötig angesichts
des Interesses, welches die Angelegenheitender Fürsorgeerziehungaugenblicklich in Anspruch nehmen.

Ich darf zum Schluß nur noch die Bemerkungmache», daß es, wenn irgendwo Mißstände
vorkommen,alarmierender Mitteilungen in einer gewissen Presse nicht bedarf. Die Form, in der
diese Mitteilungen veröffentlichtwerden, beweist ja auch nicht gerade immer, daß die Mitteilungen
im Interesse der Sache gemacht werden. (Sehr richtig!) Der Herr Landeshauptmann, meine
Herren, nimmt jede Kritik dankbar entgegenund er ist gern erbötig, im Verein mit dem Provinzial-
ausschuß jeder berechtigten Beschwerde nachzugehenund nötigenfalls rücksichtslos Abhilfe zu schaffen.
Mögen sich Zöglinge und ihre Angehörige» nur vertrauensvoll an ihn wenden. Er wird den
Zöglingen unter allen Umständen ein treuer Helfer und den Angehörigen, wenn sie es verdienen,
auch ein freundlicherBerater feiu. (Lebhafter Beifall.)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Marx.
AbgeordneterMarx: Meine Herren! Das Blatt, das ich zur Hand gehabt habe, ist ein

ernstes Fachblatt, (fehr richtig!) es ist die „Soziale Praxis". Es ist darin referiert, über die
Verhandlungen, welche die Zentralstelle der deutschen FürsorgestellenEnde Januar in Berlin abge¬
halten hat, und dieses Fachblatt kommt zum Schluß zu dem Resum6, das ich mir gestattet habe,
Ihnen hier vurzutrageu. Ich freue mich, daß ich dieses Urteil hier verlese« habe, denn ich halte
dafür, daß derartige Kritikeu niemals unbeachtet bleiben sollen, nnd ich freue mich, daß auch der
Herr Dezernent sich so ernstlich damit beschäftigt hat. Ich habe dies wenigstensans seinen Aus¬
führungen entnehme»müssen,wenn er auch so nebenbei gesagt hat, er finde sich mit diesem Vlättchen
leicht ab.

Warum ich hauptsächlichdas Wort genommenhabe, ist um dem Herrn Dezernenten auf
seine Erörterungen über die Handhabung der Fürsorgeerziehungin der Stadt Düsseldorf zu ant-
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Worten. (Heiterkeit.) Und da bin ich zuerst erfreut, konstatieren zu können, daß die Gesamtzahl der
Fürsorgezöglingein der Stadt Düsseldorf relativ sehr niedrig ist. Ich habe festzustellen, daß der
Herr Vorredner die Zahl 128 genannt hat. (Zuruf: in einem Jahre!) In einem Jahre 128.
Ich habe auch festzustellen,daß in der Provinz 8000 vorhanden sind. Wenn nun der Prozentsatz
der älteren Zöglinge in der Stadt Düsseldorf relativ hoch ist, so ist das bei allen Städten sicher
ebenso der Fall.

Meine Herren! Wenn aber nun der Herr Dezernent glaubt, daß meine Anregung dahiu
gezielt hätte, die Fürsorgeerziehungnicht durchzuführen,so hat mir das ferngelegen,und ich werde
lhm auch nicht dariu folgen, daß ich nnn nach Hause gehe und meinen Dezernenten anweise, das
Gesetz nicht zur Ausführung zu bringen. Im Gegenteil, so lange die Bestimmungen bestehen,
werden sie, wenigstensvon der Stadt Düsseldorf, gchandhabt werden, (sehr richtig) und ich zweifle
nicht daran, daß auch die anderen Herren es so machen werden. (Zustimmung.) Am radikalsten
wäre die Mahnung des Herrn Referenten dahin gewesen: Meine Herren, überweisen Sie doch über¬
haupt keiuc Fttrsorgezöglingemehr. Dann sparen wir das ganze Geld. (Sehr richtig und Oho!)

Meine Herren! Meine Kritik hat dahin abgezielt, daß einmal geprüft werden möge, ob
an die Gesetzgebung die verbessernde Hand angelegt werden kann, und nachdem das Gesetz 10 Jahre
besteht, drängt sich eine solche Frage ganz von selbst auf; sie dräugt sich auf angesichtsder großen
Summen, die für die Fürsorgeerziehungheute aufgewandt werden.

Aber die Ausführuugeu des Herrn Referenten haben doch auch noch zu etwas anderem
geführt. Sie haben gezeigt, daß wenigstensin allen Anstalten nicht alles so ist, wie es sein sollte.
Ich bin weit davon entfernt, derartige Einzelfälle zu verallgemeinern. Aber es beweist doch, daß
man eine scharfe Aufsicht über die Anstalten führen muß. Ob aber eine Kontrollkommission
gerade das richtige ist, möchte ich bezweifeln. Wenn man nicht weiß, wie und wo, schafft man eine
Kommission. Ich glaube, die wirtsame Aufsicht liegt bei der zuständigen Stelle, beim Herrn
Landeshauptmanu und seinem Herrn Vertreter, und wenn namentlich der Herr Dezernent die
Aufsicht recht ernst ausübt, so wird dadurch mehr erreicht als durch eine Kommission.(Zustimmung!)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht, ich schließe die Ver¬
handlung.

Gegenanträge sind nicht gestellt, ich darf daher feststellen,daß Sie den Vorschlag Ihrer
U, Fachkommission, wie Sie ihn in der DruÄsacheNr. 40 in Händen haben, annehmen.

Wir kommen zu Nr. 5 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend die Einrichtung von Wanderarbeitsstätteuin
der Rheinprovinz nach Maßgabe des Gefetzes vom 29. Juni 1907.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dr. von Beckerath,dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Beckerath: Vor Jahresfrist, meine sehr geehrten

Herren, hatte ich die Ehre, namens der II. Fachkommission in derselbenAngelegenheit zu rchriereu,
und der Landtag hat auf den Vorschlag der Kommissiondann beschlossen, deu Provmzmlausschuß
3« ersuchen, über die Ausführungen des neueu Wanderarbeitsstättengesetzesvon 1907 m den übrigen
Provinzen des Staates Ermittelungen anzustellen, insbesondere die Erfahrungen m der ^acWllr-
Provinz Westfalen festzustellen, und dann nach reiflicherPrüfung der ganzen Frage dem nächsten
Landtage darüber eingehendBericht zu erstatten.

Der verlangte Bericht liegt in der Druckfache Nr. 17 Ihnen vor. Man hat zunächst von
verschiedenenSeiten in Ihrer Kommifsion dem Urteil Ausdruck gegeben, daß dieser Bericht ein

13



98 50. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 10. März 1910.___________̂

besonders sorgfältiger, die sämtlicheneinschlägigen Verhältnisse auf das gewissenhafteste erörternder
und schlüssiger Bericht ist, für den man dem Provinzialausschuß besonders danken müßte.

In diesem Berichte finden Sie zunächst einen geschichtlichen Rückblick, den Ihnen vor¬
zutragen ich mir wohl deshalb ersparen darf, weil ich im vorigen Jahre die Ehre hatte, über das
Gesetz, seine wesentlichen Bestimmungen und seine Vorläufer Ihnen kurz Mitteilung zu machen.

Sie finden dann des weiteren das Arbeitsstättengesetzvon 1907 in seinen einzelnen
Bestimmungen durchgesprochen, und ich brauche nur zwei Bemerkungen Ihnen ins Gedächtnis zu
rufen, die heute für die Besprechung interessieren, das ist zunächst die Definition des Wander¬
armen, der ein Mann ist ohne Mittel, aber arbeitsfähig und Arbeit suchend außerhalb seines
Wohnortes. Für diese Leute soll das Gesetz Sorge tragen, und das tut es, indem es die Provinzen
bevollmächtigt,Wanderarbeitsstätten zu errichten, sie sogar den Kreisen eventuell zwangsweiseauf¬
zuerlegen, dann aber andererseits den Kreisen, die Wanderarbeitsstätten errichten müssen oder frei¬
willig errichten, Beihilfen von "/» der Kosten zu erstatten.

Der armenrechtliche Charakter des Gesetzes wurde von der Staatsregierung zunächstnicht
anerkannt. Es werden aber doch Zuschüsse aus bestimmten Fonds von der Regierung auch
hier gegeben. Sie sind jedoch vorläufig sehr gering, weil die Provinzen noch sehr wenig zum
Gesetz Stellung genommenhaben und damit komme ich auf den dritten Punkt des Berichtes, der
uns darlegt, wie die meisten Provinzen zu dieser an sich doch so sehr wichtigen Frage eine
abwartende Stellung einnehmen. Sie finden da zunächst festgestellt,daß eigentlich nur die Provinz
Westfalen und der VezirksverbandEassel die Einführung von Wanderarbeitsstätten nach Maßgabe
des Gesetzes beschlossen vezw. schon getätigt haben.

Es liegt uns ja am nächsten, nach Westfalen zu schauen,und da werden Sie erst vom
1. April d. Is. ab Gelegenheit haben, die Anwendung des Gesetzes vor Augen zu bekommen. In
Westfalen will man 29 Wanderarbeitsstätten errichten und hat den Besuch durch die dafür
Bedürftigen und Berechtigteneinigermaßen stark eingeschränkt. Es wird verlangt, wenn ein Mann
über 16 Jahre in einer solchen Arbeitsstätte Aufnahme finden will, daß er einen „Wanderschein'
vorzeigt, eine Abmeldebescheinigungder Polizeibehörde des letzten Wohnortes, eine Quittungskarte,
den Nachweis, daß er im letzten Vierteljahr mindestens sechs Wochen gearbeitet hat usw-
Es wird abzuwarten sein, ob unter diesen großen Einschränkungennicht die eigentlich arbeitsscheuen
Leute auf der Landstraße bleiben und überhaupt nur ein sehr geringer Teil der Wanderarmen die
gewünschte Unterkunft finden wird.

Im VezirksverbandCassel ist bereits vor Jahresfrist in den Städten Cassel, Bebra, Fnlda,
Marburg, Rintelen die Einrichtung getrosten worden und in Hanau wird sie demnächstins Leben
treten. Die Bestimmungen sind ähnliche, wie in Westfalen und unterliegen deshalb derselben
Kritik bezw. denselben Zweifeln.

Die übrigen Provinzen Ost- und Westpreuhen,Pommern, Posen, Schlesien und Schleswig-
Holstein beabsichtigendie Einführung von Wanderarbeitsstätten nicht, da sie ein Bedürfnis mcht
anerkennen. Nur in Schlesien hat man im RegierungsbezirkeLiegnitz eine Wanderarbeitsstätte
unterstützt, und diese hat den Vorteil, daß sie die Einschränkungender westfälischen Arbeitsordnung
nicht trifft.

Der Provinzillllandtag von Brandenburg hat die Regelung ausdrücklichabgelehnt,
besitzt aber in Strausberg und Landsberg an der Warthe Arbeitsasyle, die eigentlichnichts andere
sind, als von der Provinz geschaffene Arbeitelkolonien.

In Hannover wird auch von der Durchführung des Gesetzes einstweilen abgesehen,aber
erwogen,ob man nicht Herbergseinrichtungeneines Verbandes unterstützensolle.
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In Sachsen ist eine Kommission zur Besichtigung von Wanderarbeitsstätten eingesetzt
worden, und in Wiesbaden hat man beschlossen,zunächst das Resultat in Hesseu-Cassel abzuwarten.

Der Provinzialausschuß hat dann in seinem Berichte die für ihn ja NächstliegendeFrage
sehr gründlich erörtert: „wie sieht es denn eigentlich heute schon ohne das Gesetz in unserer Provinz
aus?" Da finden Sie denn doch eine ganze Menge von Einrichtungen angeführt: Arbeitsnach¬
weise, Arbeiterkolonien,über die ich einiges Ihnen wohl vortragen darf.

Meine Herren! Die Wanderarmen sind ja zum großen Teile ungelernte Arbeiter, und
filr diese ist eine erhebliche Zahl von vorhandenenArbeitsnachweisenin der Regel nicht zn benutzen.
Indes, es gibt außer privaten auch öffentliche Arbeitsnachweise von größerer Bedeutung, über die
»' der Anlage L des Berichtes Ihnen das Nähere mitgeteilt ist, und ich glaube, es wird mancher
v°n Ihnen überzeugt sein, daß hier doch durchaus nicht ein volles Vakuum vorhanden ist, sondern
°aß namentlich in den größeren Städten einige wirkungsvolleVersuchegemacht wordeu sind, diese
Hauptsacheder Arbeitsvermittlung, die man ja mit dem Wanderstättengesetze erledigen will, vor¬
lausig auf diesem Wege zustande zu bringen.

Sie wollen mir gestatten, daß ich als Düsseldorfer gerade auf unsere Einrichtungenhier
zurückkomme, die recht gut arbeiten. Es besteht ein „Verband zur Förderung des Arbeitsnach.
"eises" mit dem Sitz in Düsseldorf für unseren ganzen Regierungsbezirk. Wir haben hier in
Düsseldorfeiu Zentralbnreau und Sie finden auf Seite 10 die einzelnen Verhältnissedargelegt und
uachher auch iu der Nachwcisungunter L eine Mitteilung über die Erfolge.

Ich möchte Ihnen aber noch besonders aus dem Bericht des „Düsseldorfer städtische,,
Vereins für Arbeitsnachweis, sowie zur Beschäftigungund Verpflegung von Arbeitsuchenden"über
das Geschäftsjahr 1909 einige wenige Zahlen vorführen, die Ihnen beweisenmöchten, daß hier
wirtlich mit recht erfreulichen,Erfolge gearbeitet wird. Es ist dies ein Verein, der nicht nur aus
freiwilligenBeihilfen — die den Hauptteil bilden —, sondern auch aus einem Zuschuß der Stadt
Mne Kosten bestreitet, diesen Zuschuß aber nur zum Teil nötig hat, da er durch die geleistete
Arbeit recht schöne Finanzergebnisseerzielt. Er hat z. B. in den Jahren 1908 und 1909 für
Holzverkaufeine Rein-Einnahme von 42 000 Mark bezw. von über 40 000 Mark gehabt. Er
hat durch Teppichklopfen in den beiden Jahren 3700 Mark bezw. 3200 Mark eingenommen. Eine
besonders nützliche Einrichtung, deren Verwaltung allerdings sehr schwierig ist, ist die Schreibstube,
worin arme Leute, die sich absolut uicht beschäftigen können, aber des Schreibens kundig sind, sich
boch wenigstens für die Zeit, bis sie eine geeignetefeste Anstellung finden, durch diese Tätigkeit
helfen touueu. Die Schreibstubehat allein 22 000 Mark und in diesem letzten Jahre 17 000 Mark
°« Einnahme» aufzuweisenund es konnten bei ihr zum Beispiel über 9000 Mark an Löhnen
"^gezahlt werden.

Es wird in dem Berichte des Prouinzialausschussesnun noch weiter verwiesenauf die
Herbergen zur Heimat, auf die Hospize der katholischenGesellenvereineund dann auch auf die
ähnlichen Zweckendienenden Männerheime der Heilsarmee, die allerdings mehr Obdachlosen-Äsyle
nnd und dem Zwecke, den wir gerade besprechen, nicht sehr wesentlich dienen. Aber immerhmsind
b'e Zahlen doch auch recht bedeutend, die die dortige Tätigkeit beurteilen lassen.

Dann ist znm Schlüsse noch die Einrichtung der Landwirtschaftslammerzu erwähnen,
ganz wesentlich das verdienstvolle Werk unseres leider so früh verstorbenen Mitarbeiters von Breumng,
die sich allerdings vornehmlich damit befaßt, Saisonarbeiter zu beschaffenund unserer Landwirtschaft
°uf diesem Gebiete zu helfen. «, ^ ... ^ ^-.' » >. >>

Sehr erfreulichist dann des weiteren in dem Bericht die Beschreibungder Tätigkeit der
drei Arbeiterkolonien. Die älteste Kolonie ist 1886 in Lühlerheim im Kreise Rees für Evangelische
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eröffnet worden. Zwei Kolonien sind vom Verein für katholische Arbeiterkolonicnins Leben gernfen
worden, die eine in Elkenroth im Kreise Altenkirchen, gleichen Alters wie die vorherige, und eine
neue, 1902 eröffnete Kolonie in Weeze; das Petrusheim der Franziskanerbrüder. Diese Kolonien
haben außerordentlich segensreich gewirkt. Sie haben vielen Leuten wieder Gelegenheit gegeben,
sich an Arbeit zu gewöhnenund dabei eine recht erhebliche Kulturarbeit fertig zu briugcn. Wenn
ich nur einige Zahlen Ihnen vortragen darf, fo sind z. B. in Lühlerheim nicht weniger als 109 na
Landes bebaut, 0 '/^ !>«. urbar gemachtworden, in Weeze 158 I,a gepachteten Landes bebaut und
25 Im eigenen Landes ebenfalls unter den Pflug genommen. In Elkenroth sind nicht ganz diese
Zahlen erreicht,aber es ist doch auch in recht erfreulicher Weise gearbeitet worden.

Außer dicseu Arbeiterkolonicn bestehen Arbeitsstätten in Düsseldorf, Vorbcck, Aarmen,
Königswintcr, Mülhcim a. d. Ruhr, und das Arbeiterasy! des Vineenzvereinsin Cöln. Diese Heime
kann man auch unter den Begriff der Arbeiterkolonienunterordnen.

Die Schlüsse, die nun der Provinzialausschuß aus diesen Grmitteluugen zieht, sind im
großen und ganzen beweisend. Er sagt, ein Bedürfnis für die Einführung des Gesetzes in unsere
Provinz besteht nicht und seine Bedenken sind kurz die, daß er sagt, eine Organisation dieses
zweck- uud planlosen Umherwanderns ist durchaus unberechtigt. Ein „Wcmdcrrecht" existiert über¬
haupt nicht, es ist eine Wanderunsitte, uud in unserer Zeit der telegraphischenund telephonischen
Verbindungen fällt es keinem, der wirklich arbeiten will, schwer, für ganz geringes Entgelt» oder
auch umsonst eine Arbeitsvermittlung zn erhalten.

Die Provinz ist also durchaus nicht etwa veranlaßt, hier dnrch eine gesetzliche Organisation
dieser Unsitte auch noch Vorschubzu leisten. Der Provinzialausschuß glaubt auch, daß gerade das
Wandern große sittliche Gefahren für die Beteiligten mit sich bringt. Sie lösen sich von der
Familie, der Heimat los, verfallen körperlich der Not und sittlichemUntergang durch den Verkehr
mit Vagabunden und Verbrechern. Man möge alfu das Wandern nicht erleichtern.

Im übrigen möge man auch bedenken, daß es nach dem Wandcrarbeitsstättengcsctzja M
nur handele um Leute, die außerhalb ihres Wohnortes Arbeit suchen. Wenn man diesen Leuten
so vorzugsweise helfen wolle, dann schädige man ja alle die armen Teufel, die zu Hause bleiben,
die ihrer Familie sich erhalten wollen, die aber auch leider zeitweise arbeitslos sind. Das gaM
System würde diesen, den seßhaften, arbeitslosen Familienvätern gegenüber, eine große Ungerecht'«/
keit in sich schließen. ^

Dann wird das Bedenken, das ich vorhin schon erwähnte, auch kräftig betont, daß NlM)
den Vorbildern von Westfalen und Hessen die fchlimmsten Elemente, nämlich diejenigen, die keinerlei
Papiere besitzen, auf der Landstraße verbleiben müßten. Der Landarmenverband hätte kein
Interesse an der Sache, namentlich kein finanzielles Interesse uud wenn wir unsere Fonds, die w>l
ans der erweiterten Dotatiunsrentc besitzen, auch noch für Wandcrarbcitsstätten etwa in der H^
von 90 000 Mark aus den nur 129 000 Mark betragenden Fonds verwendeten, so würde das
bei der Zweifelhaftigkcit des Erfolges doch sicher die schlechte Folge haben, daß die leistungs'
schwachen Gemeinden, die heute aus dem Fonds recht angenehmeBeihilfen beziehen, diese in Zulum
kaum mehr erwarten dürften.

Von allen den Beispielen, die angeführt wären, wäre höchstensLicgnitz mit sem"
Arbeiterkolonieeine Art Vorbild. Aber auch dort wären die Erfahrungen durchaus nicht erfreuM

Der Provinzialausschuß meint deshalb, die Einführung des Wanderarbeitsstätten-Gesetze
in der Rheinpruvinz erscheine nicht zweckmäßig. Aber es würde dem Bedürfnis nach Arbeit dndur)
Rechnung getragen werden können, daß man die vorhandenen oder noch zu schaffenden Station
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unterstützte, die dafür tätig sind, neue Arbeitsgelegenheitzu schaffen, und darunter begrelft er d.
Arbeiterlolonien. die Kolonien, die den Arbeitswilligen gegen angemessene Arbe. le.stnng a g
Obdach und Verpflegung bieten, bis ihnen eine Arbeitsstellemit Aussicht auf w.rkl.chesVerweilen
darin nachgewiesen werden kann. . ,„, ,,^ «,lvd

In dem Bericht der Kommission,die das Wanderarbeitsstättengesetzvordere, e h wnd
gerade anerkannt, daß die Arbeiterkolonien sich überwiegend günstig entw'ckel hatten, uno o
Rheinische Provinzialverwaltung hat den Bestrebungen der Arbeiterkolomentatsächlich auch Y°me
schon großes Interesse uud auch ganz erhebliche finanzielle Förderungen "ngede.henlassen

Ich hatte die Ehre. Ihnen gestern schon beim Vortrag
machen, daß die Arbeiterkolonie in Lühlerheim und der rheinische Verem N« ka hol.sche A be.t^
kolonien jeder 10 000 Mark von der Provinz etatsmäßig beziehen, und anßerdem "erdm auch

"°ch Beihilfe., ans der neuen Dotationsrente durch deu Prov.nz.alaus chuß " ^ S e k mm
M's der Anlage (, der Drucksache (Seite 26 und 27) ersehen daß .e ^l "V "
Spitze der sämtlichenProvinzen marschiert,wenn es sich nm die Unterstütz^
handelt, nnd sie at in den Jahren 1907. 1908 und 1909 rund ,e ^0W M""^ e.gm n
Mitteln für diefe gegeben,und außerdem noch aus der Dotat.onsrente rund 14 000 Mark. Das
ist bedeuteudmehr »ls in irgend einer der anderen prenß'^en Provm^n gesche^

Das Schlnßergebnis ist n.m das, daß der Pr°"nz'"lansschnß d«s Bednr^. ^m
snhrung von Wanderarbeitsstätten nach Maßgabe des Gesetzes on ^7 "M "
kann sich von der Einführuug diefes Gesetzes eine befriedigende ^u.^r F e ,ch^
und möchte unter allen Umständen zunächst abwarten, w.e ^ ^^ ,j«
Westfalen und Hessen und im RegiernngsbezirkLiegmtz we. erh.n ^ ^sta en werd n^ ^r ^^
auch abwarten, was das neue Strafgefetzbuchuns bringt, das m nber V". ^
Arbeitsscheu,Vernachlässigung der Nährpflicht usw. wohl etwas strengere Vestm.mungen treffe.
wird, als sie bisher vorhanden sind. n«,^tt.i<,,„^ der Arbeitcrtolonicn

Der Provinzialausschuß möchte deshalb led.gl.ch d'' Unterstützung «
betreiben nnd auch zu eiuer Erweiterung dieser Kolon.en s"?«^ m.d a r M hch^ ^
^ Er hat Ihnen n.m vorgeschlagen,S>e "oOen '^ ^ ^Meinungen
In der II. Fachkommifsion standen sich, w.e .ch Ihnen m all K e ^tu. ° ^ ^.^^
ziemlich uuvcrn ittelt egenüber. Die Ansicht der emen Se.t g'^ dahm, daß as ^
Mtengesetz für unsere Provinz keinerleiAussicht auf «ge^ e.m Erw ^t« ,^^,^
deshalb mit dem Provinzmlausfchuß glatt abzuleh en se. f",,^,^h,,« errichten könne,

und ihre segensreiche Tätigkeit hingewiesen ^d.g^ die verschuldet
Auf der anderen Seite wurde allerdings eine Hilfe erfahren

arbeitslosgewordenen doch durch die Einrichtung von Heerstraßen

würden, und daß auch namentlich in den ^enzgewte.^ v ^^
die kleinen Gemeindendoch wesentlich von einer großen Menge von Kosten entlastet
die heute schwer auf ihnen rnhen.

««« «<«ebM ist, d.ß die II, F»f°" 7'f""^ P«w,,»l»««!ch»I!<« «'»»««

erfuchen, na<
legenheit zu erstatten."
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VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung und frage, ob das Wort gewünscht
wird. Das Wort hat der Herr AbgeordneteLange.

Abgeordneter Lange: Meine Herren! Ich möchte bei diesem Gegenstande der Tages¬
ordnung noch besondersauf die Erfahrungen hinweisen,welche man in der Bürgermeisterei Borbeck
mit den Einrichtungen, die auf diesem Gebiete der Fürsorge getroffen worden sind, gemacht hat.
Diese Einrichtungenbestehen seit dem Jahre 1884, sind also vielleicht noch älter als die in Lühlerheim.

Der ehemalige Bürgermeister Heinrich hat diese Ginrichtungen geschaffen,insbesondere
deshalb, um die fortwährend zunehmendenBelästigungen durch Bettler und Landstreicher in der
Gemeinde zu beseitigen. Nachdem in Borbeck ein Armenhaus vorhanden war, hat er in Ver¬
bindung mit diesem Armenhaus eine Unterlunftsstätte (eine Verpflegungsstation) eingerichtet,damit
es möglichwar, den mittellosen Wanderern Speise und Nachtlager zu geben. Er hat dann an
geeignetenStellen in der Bürgermeisterei,hauptsächlich an der Grenze an allen Wegen, die in die
Bürgermeisterei hineinführten, Tafeln aufgestellt mit der Inschrift: „Jeder mittellose Wanderer
erhält im Armenhause Unterkunft und Verpflegung. Hierfür muß er einige Stunden arbeiten.
Die Einwohner sind ersucht worden, Almosen nicht mehr zu verabreichen."

Diese Maßnahmen hatten den gewünschtenErfolg. Die Zahl der Bettler hat ganz
bedeutend abgenommen und die Gemeinde-Eingesessenenwaren in der Lage ohne Bedenken, die
Bettler abzuweisen, und ihnen zu sagen: Geht hin nach dem Armenhause, dort habt ihr Ver¬
pflegung und es wird auch für Unterkunft gesorgt.

In den ersten sieben Jahren nach der Errichtung dieser Anstalten war es Gewohnheit,
die Arbeiter am Tage nach ihrer Ankunftwieder zu entlassen,nachdem sie einige Stunden beschäftigt
worden waren.

Mit der Zeit meldeten sich aber immer mehr Wanderer mit dem Wunsche, für eine
längere Zeit beschäftigt zu werden, und um diesen Wünschenmöglichst entgegenzu kommen, wurden
zunächst versuchsweise einige Arbeiter für eine längere Zeit behalten, und dann, als sich herausstellte,
daß in der Bürgermeisterei Gelegenheit genug vorhanden war, um eine größere Anzahl dieser Leute
dauernd zu beschäftigen,wurde eine große Baracke errichtet und ganz tasernenmäßig für den Anst
enthalt dieser Leute eingerichtet. Die für längere Zeit beschäftigtenLeute bliebe» vollständig
getrennt von denen, welche am nächsten Tage nach ihrer Ankunft wieder weiter wanderten.

Die Gemeinde Borbeck ist jetzt in der Lage 140—150 Arbeiter dauernd unterzubringen.
Während diejenigenWanderer, die nur vorübergehendfür einen Tag beschäftigtwerden,

ganz bedingungslos aufgenommen werden, müsse» dahingegen diejenigen Wanderer, die für eine
längere Zeit beschäftigtwerden wollen, sich den für die Ausnahme bestehendenBedingungen der
Hausordnung unterwerfen.

In diesen Bedinguugen gehört in erster Reihe, daß sie eine 14tägige Kündigungsfrist
innehalten, daß sie sich jeder Ausschreitungenthalten, geistige Getränke vollständig meiden, kein Geld
bei sich führen, sondern dasselbebei dem Verwalter hinterlegen,und vor allen Dingen, daß sie auch
die notwendigen Papiere haben, damit die Quittungstarteu für die Invaliditats- und Altersver¬
sicherung für diese Leute beschafft werden können.

Diese Leute, die für längere Zeit beschäftigt werden, erhalten dann pro Arbeitstag, außer
der freien Station, eine Vergütung von 25 Pfg. und, wenn es Handwerker sind, eine solche von
50 Pfg. Diejenigen Wanderer, die länger als 6 Monate in der Anstalt verbleiben, erhalten bei
zufriedenstellenden Leistungenund bei guter Führung eine Prämie. Diese beträgt für die Sommer¬
monate 10 Mark und für die Wintermonate 5 Mark, und für die Handwerker auch in den
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Wintermonaten 10 Mark. Das Guthaben wird den Leuten erst am Tage chres A an °M,
jedoch kann für notwendige Kleidungsstücke ein Teil des Guthabens auch vorh r erm de wnd

Di Ge.neinde hat auch mit diesen ständigen Arbeitern
Leute sind nicht nur für die Gemeinde mit Wegearbeitenusw. beschäftigtwo den 5°«^ auch
andere Arbeitgeber iu der Bürgermeistereihabeu sie gern beschäftigt. Dle Landwn du Ga m
befitzer und Unternehmer haben diese Leute, einige für kurze, andere für lange Zu «M «
und auch die größeren Werke haben znr Aushilfe diese Leute ebenfalls nnt «dt- ^'^ e

nisse der ganzen Einrichtnng können als gute bezeichnet werden. Das aller^o e w a . e

ganzen Einrichtung ist: Die Gemeinde hat nicht uiwg. "g"'d "«eu ZuMß u ^
glaube, der Herr Landeshauptmauu wird mir bestätige», daß d,e Promnz b,s jetzt ebenfalls
gnfchuß für diese Einrichtungen geleistet hat ^ ^o ^e

Also, meine Herren, es ist eine Emnchtung. die sich m icoer ^uciie o ^ , ,
der Provinz kein Geld kostet; wenigstensbis jetzt nicht gekostet hat.

Diese Einrichtung hat anch noch in anderer Vez.ehung 7°".^^
jenigen Wanderern, die eine Strafe verbüßt haben, w.rd es ^^sch^ '^Ge g^
heit zur Arbeit zu bekommen. Diese Leute smd ebenfalls in Borbeck ausgenomn
man hat auch mit ihnen gute Erfahrungen gemacht, Ni^una bin sehr segensreich

Im allgemeinenhat die Einrichtnng iu Borbeck .mch M ^wmg w s ^ ^^
gewirkt. Ich habe nicht die Absicht, emen wr allen Dingen auch
sprechen, daß auch audere Gemeiudeu.d.e m der gleichen Lag s nd, mo ^
Gelegenheithaben, den Lenten Beschäftiguugzu gebe», dazu übergehen mochten,
nchtungenzu treffe». (Beifall.)

Das ist es in der Hauptsache,was ich ausführeu «-
BorsitzeuderSpiritus: Das Wort hat b« H«r Landesha tm m. ^^ ^^
Landeshauptmann 0.. von Renvers: Ich ^ "«b ' ""s der Her ^° ^.^

sichrte. zeigt, da die Einrichtung in Borbeck eben """ chts^st al e. Ar^^ ^^ ^
Petrusheim und Lühlerheim, nnd das smd '« ««a e d A talt^ d. wn^ wo die
sehen und die wir gern unterstützen wollen. Es 's ke' v°n oen ^^^^ ^^^
Arbeiter von Ort zu Ort getrieben und immer «"ter gejag werde« ,on°e, ^vg^oMer

festgehalten und auf Wocheu beschäftigt..^ ""h^
Lange: Nein, das ist doch nicht ganz ncht.g!) - Abgesehen namr ^
Tag da bleiben. . .. ,,^„ ^... ^„^ die Einrichtung zunächst dazu

AbgeordneterLange: Nein, ich habe ja vorhm ^ « g s«^ ^ ch z ^ ,^ ^^
dienen soll, die Bettelei zu beseitige»uud diese Leute von d" L 'dstm^ u g ^
ersten Jahren ist es auch eine reine Wauderstätte gewch^ ^ ,^ ^^,«
Tage die Wanderstätte wieder verlassen, uud noch heute werden tue meßten ^

^ "^chte Ihnen jetzt noch die Resultate mitteilen, die mit den Einrichtungenin Borbeck

"" Sender Spiritus: Da« Wort hat w H^ .«,ne Herren:
Landeshauptmann Dr. von Renvers: .^,, ^ "^

Wenn die Sache so liegt, sind wir auch gern bere.t für diese E.nzelMon «
«forderlich ist. Dazu würden wir immer die Mittel haben.
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Abgeordneter Lange: Borbeck hat es bisher, Gott sei Dank, nicht nötig gehabt.
(Landeshauptmann Dr, von Renvers: In Zukunft!) Ich hoffe, daß es auch in Zukunft fo
bleiben wird.

Ich habe die Zahlen hier vorliegen und möchte Ihnen noch einiges über die Frequenz
mitteilen. Die Einrichtung in der Bürgermeisterei Borbeck, die seit dem Jahre 1884 besteht —
das heißt die Verpflegungsstationbesteht seit dem Herbst 1884 — hat bis Ende Dezember 1903
im ganzen 18 911 Wanderer aufgenommen, beschäftigt und verpflegt. (Bravo!) Die meisten
Leute haben auf ihren besonderen Wunsch am anderen Tage die Station wieder verlassen; auf
der Station verblieben sind:

1 bis 2 Monate 876 Personen,
2 .. 3 „ 657
3 „ 4 .. 370 ..
4 .. 5 .. 183
5 „ 6 .. 125

über 6 „ 199 „
Es ist wohl ganz interessant, wenn ich im Anschluß daran auch die Resultate der letzten

Jahre mitteile.
Im Jahre 1904 wurde die Station besucht von 1788 Arbeitern, 1905 von 2186, 1906

von 1546, 1907 von 1287, 1908 von 3012, 1909 von 4861 Personen.
Von diesen Personen, also aus den letzten Jahren, sind 1 bis 2 Monate beschäftigt

gewesen:67, 68, 61, 92, 58, 79; dann 2 bis 3 Monate: 48, 43, 49, 79, 43, 34; 3 bis 4
Monate: 30, 17, 21, 18, 21, 18: 4 bis 5 Monate: 12, 7, 4, 8, 4, 8; 5 bis 6 Monate: 8, 5,
1, 5, 2, 16; länger als 6 Monate: 50, 79, 63, 107, 111, 83.

Was nun die Leistungen anbetrifft, so möchte ich Ihnen nur die Zahlen mitteilen, die
mir aus den letzten 4 Jahren vorliegen. Es sind an diese Leute zur Bestreitung kleiner Bedürfnisse
während des Aufenthalts in der Station gezahlt worden: 1906: 1218,37 Mark, 1907: 1783,14
Mark, 1908: 1857,79 Mark, 1909: 1488.75 Mark.

Ich will dabei nochmals bemerken, daß es die Regel der Anstalt ist, daß den Leuten ihr
Guthaben erst ausgezahlt wird, wenn sie die Anstalt verlassen. Sie können aber während des
Aufenthalts für die notwendige Beschaffungvon Bekleidungsstücken usw. Vorschußerhalten.

Dann sind beim Abgange diesen Leuten ausgezahlt worden: Im Jahre 1906: 8845,4b
Mark, 1907: 8039,19 Mark, 1908: 14164,41 Mark, 1909: 6357,89 Mark.

Die Gesamtleistungender Station für diese Leute haben also betragen: Im Jahre 1966:
10063,83 Mark, 1907: 9822,19 Mark, 1908: 16 022,20 Mark und im Jahre 1909: 7846,64
Mark.

Sie ersehen daraus, meine Herren, daß auch ohne Unterstützungvon feiten der Gemeinden
sehr viel geleistetwerden kann.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hisgen.
Abgeordneter Hisgen: Nach meiner unmaßgeblichenAnschauung ist eine so schöne Ei«'

richtung, wie sie dort zustande gekommen ist, z. B. im Kreise Prüm bei seinen Verhältnissenund
bei der stiefmütterlichen Behandlung, die dieser Kreis von der Natur erfahren hat, unmöglich- Die
Naturalverpflegungsstationen,wie sie bisheran dort bestanden haben, sind immer mehr eingegangen.
Augenblicklich ist noch eine dort, deren Besuch allerdings von Tag zu Tag größer wird. Vis jetz
haben schon über 3'/2 Tausend Wandergesellendie Station in Anspruch genommen, und ich weiß
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nicht, wo das auf die Länge der Zeit hinführen soll. Es fehlt jede Kontrolltätigkcit bei der
täglichenZunahme des Besuchesdieser Station. Es fehlen die Einrichtungen dazu und auch die
Mittel, und ich habe schou oft darüber nachgedacht, ob es nicht möglich wäre, daß man diese
Naturaluerpflegungsstationen,damit sie wenigstensnicht ganz eingehen,solange das Wandernrbeits-
Mtcngesetz noch nicht zur Einführung gekommenist, in irgend einer Weise im Prinzip uielleicht
durch die Staatsrente unterstützen könnte. Noch geht es ja einigermaßen, aber die Gemeinden
kunncu verhältnismäßig nichts mehr leisten. Es müßte doch mindestens bei solchenärmlichen
Verhältnissender größere Verband eintreten, denn wir können die Leute doch nicht ganz, namentlich
zur Nachtzeit, wcgweisen, ohne ihnen Herberge zu gewähren. Das wäre doch sehr bedenklich,
namentlichda die Bevölkerung nicht sehr groß ist, da die polizeiliche« Kräfte uicht ausreiche!,. Wie
mancher Brand mag dadurch schon vorgekommen sein und wie mancher Einbruch, wo man nachher
nicht einmal mehr in der Lage war, den Leuten weiter nachzugehen.

Ich möchte doch bitten, in Erwägung zuziehen, ob nicht, solange das Wanderarbcitsstätten-
gesetz noch nicht zur Einführung gelangt ist, der Frage einer dauernden Unterstützungder Naturalvcr-
pflegungsstationeneinigermaßen näher getreten werden kann, denn wir müssen Sorge tragen, daß
d" Wandergesellen zu ihrem eignen Segen und zum Segen unserer Bevölkerung unter einer
^wissen Kontrolle bleiben, daß sie nicht gewaltsam auf die Straße zurückgeführt werden.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann I>. von Rcnvcrs: Der Herr AbgeordneteHisgcn spricht wohl von

der Naturalverpflegungsstationin Prüm (AbgeordneterHisgcn: Ja!) Sie wird von dem dortigen
Kreise unterhalten.

Aber, meine Herren, was ist das für eine Naturalverpfleguugsstation! Sie stammt aus
"M Jahre 1884. (Abgeordneter Hisgcn: Ja!) Sie war ursprünglich so organisiert, daß em
Kneipwirt genommen wurde, der einen Raum zur Verfügung stellte. Zu diesem gingen die Leute
M- Ursprünglich durste der Wirt auch leinen Schnaps verabreichen,sundern nur Lebensnnttel.
Aber wie ist die Sache heutigen Tages? Es ist ein Kneipwirt da, welcher für jeden Arbeiter der
nachmittagshinkommt für Abendbrot uud Ucbcruachtung,weuu ich nicht sehr irre, 60 Pfg. (Abge¬
ordneter Hisgc,,: Ja!) und wenn er den ganzen Tag dort zubringt 80 Pfg. erhält (Abgeordneter
Hisgen: Ja!) Dabei gibt er den Lenteu soviel Schnaps, wie sie haben wollen, uud dann gehen
d'e Leute wieder ans die Landstraße. Ein Arbeitsnachweisist mit der Station nicht verbunden.
°«ch keine Arbeitsvermittelung. Weuu wir diese Station unterstützten, würden w.r damit „ichs
""ler tun. als einem Branntweinwirt ein paar Groschen zu den 80 Pfg. geben, die er ,etzt
bekommt, und das müssen wir ablehnen.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteHisgen.
Abgeordneter Hisgen- Das war nicht das, was ich beabsichtigte,(Heiterkeit!) sondern

'H dachte mir die Sache so, daß die Naturalverpflegungsstation sich mit einer laufenden Unter,
'wtzung «ach und nach selbst auf dem richtigen Rahmen erweitern könnte. So habe ,ch mir °as
"Uch vorgestellt. (Zuruf: Jetzt ist es aber nur eine Kneipe!) Ja, da gebe ich dem Herrn Lcmdes-
Mlptmann vollständig recht; das muß selbstverständlich anders geregelt werden.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteLange,

n Abgeordneter Lange: Ich wollte nur bemerken, daß bei d« Einrichtung m B eck

Branntwein und sonstige geistige Getränke vollständig ausgeschlossen smd. Cs ist d,e strengste
Strafe darauf gesetzt, daß das nicht vorkommendarf.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort ist nicht weiter gewünscht 'vordem Ich schließe die
Verhandlung und frage den Herrn Berichterstatter, ob cr noch das Wort wünscht, ^
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Berichterstatter Abgeordneter vun Bcckerath: Ich möchte nur noch bemerken, meine
Herren, ich glaube klarer konnte uns nicht vor Augen geführt werden, daß es eine Möglichkeit
gibt, eine derart ideale Anstalt einzurichten, wie wir sie in Vordeck haben, Ich wollte bei dem
nächsten Punkt der Tagesordnung gerade auf die BorbeckerAnstalt zu sprechenkommen. Der
verehrte Herr AbgeordneteLange hat mir das eigentlich schon vorweg genommen. Ich kann
nur bestätigen, was er sagte. Die günstige Beurteilung ist gerechtfertigt.

Dem Herrn Kollegen ans Prüm kann man ja nur raten, er möge in seinem Bezirk dahin
wirken, daß die Anstalt dahin ausgebaut wird, daß sie auch die Unterstützungder Provinz erhalten
kann. (AbgeordneterHisgcn: Einverstanden!)

In der Fachkommissionhaben wir uns ja auch über die Naturalvcrpflegungsstationcn
unterhalten und haben gesagt, die Frage ist erledigt, der Hauptzweck, der erreicht werden mnh,
ist die Arbeitsvcrmittelung, und, wie ich schon vortrug, wird ja die Provinz eine Arbcitcrkolonic,
wenn Sie Ihre Naturalverpflcgungsstationdazu umschaffen können, jederzeit unterstützen.

Vorsitzender Spiritus: Gegenanträge sind nicht gestellt worden. Ich stelle also fest,
daß Sie die Vorlage nach dem Antrage der I. Fachkommission, Nr. 41, genehmigt haben.

Wir kommenalsdann zu Nr. 6:
Antrag der II. Fachkommission zur Petition der Rheinisch-Westfälischen
Gefängnisgesellschaft, betreffend das Wandcrarveitsstättcngesetz.

Berichterstatter ist derselbeHerr, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordnetervon Beckcrath: (Zuruf: Kurz!) Ich werde sehr kurz sein,

meine Herren.
Nach der reiflichenErörterung zu dem vorangegangenen Punkt kann ich mich auf zwei

Worte beschränken.
Ich habe Ihnen lediglichvorzutragen, daß die Petition des Vorstandes und Ausschusses

der Rheinisch-WestfälischenOefimgnisgcfcllschaftin erster Linie wünscht, die Provinz möge das
Wanderarbcitistättengesetzauch bei uns zur praktischen Einführung und Durchführung bringen- ^
wird dort bezug genommen auf die Arbeitsstätten für Arbeitslose, die von den Gefiingnishilss-
ucreincn gegründet worden sind, oder in verschiedenenOrten, darunter auch in dem eben
besprochenen Borbcck,mit diesen Gefängnishilfsvereinenim Zusammenhang arbeiten.

Ich sagte schon, daß hier auch eine besondereAnerkennung der Einrichtung in Vorbccl
gezollt wird, die der Herr AbgeordneteLange ja in so gründlicherund lichtvoller Weise dargestellt
hat. Meine Herreu, des weiteren ist gesagt: Es würden die Hilfsvcreine sich der Mittellosen und
Heimatlosen energisch annehmen, und sie würden gern ähnliche Einrichtungen treffen, wenn ihnen
durch wirksame Beihilfe die Möglichkeit dazu gegeben würde, namentlichan den Grenzen der Provinz,
in Emmerich, Lubberich,Lupen (Herbesthal) und Saarbrücken.

Es wird vielen der Herren aufgefallen sein, daß gerade über das Elend der Hunderte,
die von Belgien in Herbesthal jede Woche zweimal über die Grenze geschubst werden, die «nt
hnngrigem Mageu aukommcnund mit eben so huugrigem Magen wieder abziehen, sehr bewegliche
Klagen vorgebracht worden sind, die doch ganz entschieden zu denken geben.

Die II. Fachkommissionhat die Petition einer eingehenden Besprechungnuterzogett, »«d
in Konsequenzdes Vorschlages, den ich zu der vorhergehendenNummer mir zu machen erlaubte,
empfiehlt die Kommission:

„Der Provinziallandtag wolle die Petition dahin beantworten, daß die Provinzialver-
waltung bereit sei, nach Maßgabe der aus der Dotationsleute für Armenzwecke ver-
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bleibenden Mittel die Schaffung von Einrichtungen nach Art der Arbeitcrkolonieuan
der Grenze zu unterstützen."

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoeusbrocch: Ich
eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatiere die Annahme des
Antrages.

Wir gehen zn Punkt 7 der Tagesordnung über:
Antrag der II. Fachkommission znm Haushaltsplan für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Inli 1891 nebst Voranschlag
für die Provinzial-Pflegeanstalt zu Cöln-Lindenthal für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordnetePorten. Ich bitte ihn, den Bericht zu erstatten.
Berichterstatter Abgeordneter Porte»: Meine Herren! Der Haushaltsplan für die er¬

weiterte Armenpflegebesteht, wie Sie sich erinnern, ans drei Positionen in der Einnahme. Ich
bitte die Seite 454 aufzuschlagen. Die erste Position sind Beiträge aus dem Vermögender Kranken
«der von Drittverpflichteten. Die zweite sind Beiträge von den Gemeinden,Kreisen usw. und die
dritte der Zuschuß aus der Dotatiuusrente und aus den Proviuzialabgaben. Der letzte Punkt ist
derjenige,der uns ja wohl am meisten interessiert. Die Einnahme an Beiträgen aus dem Ver¬
mögen der Kranken ist von 290 000 auf 335 000 Mark, also um 45 000 Mark, gestiegen. Womit
b«s zusammenhängt, hat im vorigen Jahre der Herr Dezernent ausführlich an diesem Orte aus¬
einandergesetzt, — es ist die Rechtsprechung des Obcrverwaltuugsgcrichts— und ich brauche wohl
heute nicht besondersdarauf einzugehen. Ich kaun uur die Tatsache feststelle!,,daß die Beiträge in
steigender Tendenz um 45 000 Mark gegeu das Vorjahr zugeuommenhabeu — für uusere Provin-
Mlkasse ciu erfreulichesErgebnis. Aber eines muh ich uoch feststelle!,: Daß dieses Mehr wohl iu
Zukunft nicht mehr auftreten wird, weil wir an einem Sättigungspunkt angelangt sind.

Ich gehe zn Pnnkt II über: Beiträge der Kreise und Gemeinden. Bekanntlichzahlen die
Kreise und Gemeinden pro Kopf und Tag einen bestimmten Beitrag znr Verpflegung. Hier iu
diesem Haushaltsplan sind die Beiträge gestiegen von 3 565 000 Mark ans 3 775 000 Mark, also
um 210 000 Mark — eine beträchtliche Summe. Die Steigerung werde ich mir noch erlauben zu
erklären.

Bei dem Punkte III. der uns besonders interessiert, haben wir einen Zuschuß aus der
Dotationsrente, der „ach dem Gesetz von, 2. Juni 1902 festgefetzt ist, und dann tue Provinzial¬
abgabe. Der Provinzialabgabe kommt der Posten unter I mit 45000 Mark zugute. S,e ver¬
engern sich um deu Betrag, den wir von de» Kranken selbst beziehen werden. Trotz dieser großen
Summe, die wir dort erhalten, ist aber der Zuschuß aus deu Provinzialabgabe» gestiegen von
1435 000 Mark auf 1532 000 Mark, alfo um 9? 000 Mk.

Sie werden fragen, woher diese Steigerung kommt. Ein Grund liegt nahe: Es ist die
Steuerung jedes Lebensunterhalts, so daß der Pflcgesatzpro Kopf von 1,35 auf 1,50 Mark ge¬
steigert werde,, mußte. Aber das ist es nicht allein. Es ist noch ein anderer Punkt, den ich er¬
wähnen muß. und der tatsächlich erschreckend unheimlichist; das ist die Tatsache, daß der Zustrom
iu der erweiterte» Armenpflegebedeutendgestiegen ist, und daß diese Steigerung zum allergrößte,,
Teil auf Idiote und Geisteskrankeentfällt. Das ist eine Tatsache, der wir bedauernd gegenüber
stehen. Mit Zahlen kann ich Ihnen heute uoch nicht dienen; aber der Herr Dezernent hat, zur
Genugtuung der II. Fachkommission,in Aussicht gestellt, daß uns im nächstenJahre statistisches
Material vorgelegt werden wird, so daß wir dann die Zahlen über die Zunahme der Geisteskranken
b°r uns haben weiden.
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Eins kann ich Ihnen heute schon sagen, was einigermaßenberuhigt: Daß die Steigerung
des Zuwachseszur erweiterte»Armenpflegenicht ausschließlich auch eine direkte Steigerung der Zahl
der Geisteskrankenbedeutet. Vielmehr ist die erfreuliche Tatsache festzustelleu,daß iu dem breiten
Newnßtsein des Volkes doch die Irreunustalten den schrecklichen Nimbus, den sie hatten, einiger¬
maßen verloren haben, daß die Familien einsehen, daß die Kranken in Anstalten besser untergebracht
sind, und daß die Kranken,die bis jetzt — wie soll ich sagen — in einer heimlichen Oeffcntlichkcit
in den Familien noch verpflegt wnrden, mit Vorliebe jetzt von den Ortsvcrbändcn und den Familien
diesen Anstalten mit großem Vertrauen zugeführt werden.

Also wir werden die Iahleu im nächsten Jahre erhalten.
Ich komme zum Schluß, Der Haushaltsplan schließt iu Einnahme und Ausgabe mit

5 642 000 Mark. Das bedeutet eiueu Zuwachs von 352 000 Mark.
Die II. Fachkommission schlägt Ihnen die unveränderte Annahme vor.
Direkt im Anschluß hieran haben wir den Voranschlag für die Provinzialpflegcanstalt

EvlmLindenthcll. Dazu ist weiter nichts zu erwähnen. Es ist da ein Ersparnis von 8000 Mark.
Es sind erhöhte Ausgaben, die in der Natur der Sache liegen. Sie erklären sich dadurch, daß
212 Personen gegen 183 Personen verpflegt werden.

Auch hier beantragt die Kommissionnnveränderte Annahme.
Stellvertretender VorsitzenderGraf nnd Marquis von und zu Hoensbroech: Ich

cröffue die Verhandlung. — Es meldet sich niemand znm Wort. Ich konstatieredie Annahme.
Wir gehen über zu Punkt 8 der Tagesordnung:

Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der
Leitung und Beaufsichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeiten, sowie
über den Fonds zur Erneuerung maschineller Anlagen in den Prouinzial-
anstaltcn für das Rechnungsjahr vom 1. April 1810 bis 31. März 1911.

Derselbe Herr ist Berichterstatter: Ich bitte, ihn fortzufahren.
Berichterstatter Abgeordneter Porten: Bei diesem Haushaltsplan kann ich mich ganz

kurz fasse». Die einzige Aenderung, die Sie hier in Einnahme und Ausgabe finden, ist ein Betrag
von 9840 Mark, der bis jetzt nicht vorgefehenwar. Das erklärt sich daraus, daß zwei technische
Beamte, die früher bei den Bautonten für Nheindcchlenund der Hcbammcuanstalt in Eöln geführt
wurden, jetzt in diesen Haushaltsplan überuommeu worden sind, weil der Bau jener Anstalten
erledigt ist.

Sonst ist hier keine Aenderung zu verzeichnen.
Die II. Fachkommission beantragt die unveränderte Annahme.
Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: I^

stelle dcu Antrag zur Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum Wort; ich konstatieredie
Annahme.

Wir gehen weiter zu Nr. 9 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommifsion zum Haushaltsplan der Polizeistrafgelder-
fonds und des Ehrenbreitstcincr allgemeinen Aimcnfonds für das Rech¬
nungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

Referent ist der Herr Abgeordnete Eurty. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen.
Berichterstatter Abgeordneter Eorly: Meine Herren! Die verschiedenenFonds welche

diesen Teil des Haupt-Haushaltsplanes bilden, sind auf den Seiten 431 bis 452 übersichtlich
zusammengestellt. Die Ausgaben halten sich in den bisherigen Grenzen, Die Einnahmen betragen
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378 283 Mark und die Ausgaben 376 583 Mark. Es ergibt sich daher ein Ueberschuß von 1700
Mark, welcherrentbar angelegt wird, denn dieser Fonds macht sich selbst bezahlt und beansprucht
keinen Zuschuß aus Provinzialmitteln.

Sonstige Bcmerkuugensind dazu uicht zu machen.
Die II. Fachkommissionschlagt daher die unveränderte Annahme dieses Haushalts¬

planes vor.
Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich

stelle den Gegenstand zur Verhandlung und konstatiere — da sich niemand zum Wort meldet —
die Annahme des Antrages,

Wir gehen über zu Puukt 10 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-
Arbeitsanstalt zu Brauwciler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910
bis 31. März 1911.

Derselbe Herr ist Berichterstatter, ich bitte ihn, fortzufahren.
BerichterstatterAbgeordneter Corty: Meine Herren! Der Haushaltsplan der Proviuzial-

Arbeitsanstalt Nrauweilcr, der sich ans den Seiten 465 bis 521 befindet, bedarf eines Zuschusses
aus Provinzialmitteln in Höhe von 206 000 Mark oder 26 000 Mark mehr als im Vorjahre.

Bei verschiedenen Posten sind Mehrausgaben entstanden, denen andererseits auch Mehr¬
einnahmen gegenüber stehen.

Die Mehrkostenbetragen für die Erhöhung der Gehälter der Beamten 15 755 Mark, für
die Erhöhung der Gehälter der übrigen Angestellten 13 395 Mark. Dazu kommennoch die ver¬
mehrten sächlichen Ausgaben. Die Vermehrung beträgt hier 39 300 Mark, so daß die Mehrausgaben
un ganzen 68 500 Mark ausmachen. Dagegen ergibt der Arbeitsbetrieb eine Mehreinnahme von
39 300 Mark, und der Mühlen- und Väckereibetriebeine Mehreinnahme von 3200 Mark, so daß
insgesamt eine Mehreinnahme von 42 500 Mark da ist. Zieht man diese von der Mehrausgabe
ab, so bleibt im ganzen eine Mehrausgabc von 26 000 Mark, wie ich das eingangs erwähnt habe.

Die eben erwähnte Mehreinnahme von 39 300 Mark erklärt sich teilweise dadurch, daß
die früher von den Arbeitgebern erstattetenZusatznahrungsmittel fiir die Korrigenden vom I. April
1910 ab an den Arbeitsbetricb bezahlt werden, was bisher nicht der Fall war, da sie in eine
besondere Kasse flössen,und mich eine besondereAbrechnung darüber stattfand. Die hieraus ent¬
stehenden Mehreinnahmen betragen 15000 Mark. Im übrigen ist der höhere Ansatz durch die
hbhere Belegung mit Korrigenden und durch Verbesserungender Vctriebseinrichtnngeubegründet.

Die Vermehrung der Zahl der männlichen Korrigenden beträgt 50 Köpfe. Es sind jetzt
UN ganzen 1200 männliche Korrigenden vorhanden.

Sonst hat sich im Stande der Belegung, die nun zusammen 1630 Köpfe beträgt, nichts
verändert.

Nach den Mitteilungen, die uns in der Kommissiongemachtworden sind, wird in Brau¬
weiler sehr vorteilhaft gewirtschaftel,da ein Korrigend nnr 108,50 Mark jährlich kostet, während
Mau in ähnlichen Anstalten und in anderen Bundcsstaaten 200 bis 300 Mark zahlt.

Die Zahl der Fürsorgezöglinge ist dieselbe geblieben,nämlich 120. Es ist aber m Aus¬
sicht genommen, daß nach Fertigstellung der im Bau begriffenen Fürsorgeerziehungsanstaltendie
Zöglinge dahin überwiesenwerden sollen, so daß alsdann Brauwciler als Fürsorgeerziehungsanstall
aufgehobenwird.

Bei dcm Haushaltsplan für die Landwirtschaftist nichts besondereszu erwähnen.
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Bei der Materialuerwaltung <ü beträgt der Ueberschuß, der aus dem Verkauf von
Materialien, Halbfabrikaten und Fabrikaten herrührt, wie im vorigen Jahre 33 000 Mark. Der
Mühlenbetriebund die Päckerei haben, wie bereits vorhin erwähnt, einen Ueberschuß von 3200 Mark
ergeben.

Im Bewahrungshaus für Geisteskranke befinden sich 60 Insassen, die eine jährlicheAusgabe
von 68 600 Mark erfordern.

Sonstige Bemerkungenzu dem Haushaltsplan sind nicht zu machen.
Die II. Fachkommission schlagt daher unveränderte Annahme dieses Haushaltsplanes vor.
stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich

eroffne die Verhandlung. — Da sich niemand zum Worte meldet, konstatiere ich die Annahme des
Antrages der II, Fachkommission.

Wir kommen zu Nr. 11 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmenhauses
zu Trier für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

Ich bitte denselbenHerrn Berichterstatter, seinen Bericht vorzutragen.
BerichterstatterAbgeordneter Corty: Der Haushaltsplan des Landarmcnhcmseszu Trier

befindet sich auf den Seilen 523 bis 540 des Haupt-Haushaltsplans.
Die Belegung ist von 440 im Vorjahre auf 450 in diesem Jahre gestiegen und erfordert

eine Gesamtausgabe vou 160 700 Mark gegen 157 000 Mark im Vorjahre. Es liegt also ein
Mehr von 3700 Mark vor.

Da sich das Landarmenhaus selbst erhält, so werden an die Provinz keine Ansprüche
gestellt. Also hat die Provinz keinen Beitrag dazu zu leisten.

Sonst ist zu diesem Haushaltsplan nichts zu bemerken. Ich bitte daher im Namen der
II. Fachtommission,ihn unverändert anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
stelle den Antrag zur Verhandlung — und erkläre die Annahme desselben.

Wir gehen über zu Nr. 12 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstützung
milder Stiftungen und Wohltätigkeitsanstaltcn, sowie über die Kosten
der Unterbringung und des Unterhaltes von Epileptikern, Idioten,
Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rheinproviuz, welche bezw-
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete von Nell. Ich bitte ihn, das Wort zu
nehmen.

BerichterstatterAbgeordneterOskar von Nell: Meine Herren! Der Haushaltsplan, den
ich durch das Vertrauen der II. Fachkommmission hier in Ihrer Mitte zu vertreten die Ehre habe,
beanspruchtvon den 675 Seiten unseres dickleibigen Haushaltsplans 2 ganze Seiten. (Heiterkeit.)
Er schließt,wie im vorigen Jahre, in Einnahme und Ausgabe mit 22 970 Mark ab. Die sämt¬
lichen Zahlen dieses Etats sind unverändert, und trotz eifrigen Bemühens ist es mir nicht gelungen,
eine Zahl aus dem Haushaltsplan herauszuschöpfen, die bei Ihnen vielleicht ein besonderes Interesse
erwecken dürfte. (Heiterkeit) Durch die Güte des Herrn Dezernenten der Landesverwaltung habe
ich in Erfahrung gebracht — und das wird Sie, meine Herren, doch interessieren—, daß aus der
Kaiser Wilhelm II.- und der Auguste Viktoriastiftungbis heute 45 katholische und 16 evangelische
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Krüppel unterstütztworden, und daß 12 von diesen unterstützten bezw. verpflegten Krüppeln als
vollständig erwerbsfähig zur Entlassung gekommen sind.

Irgend ein sonstigesWort habe ich zu dem Haushaltsplan nicht zu bemerken,und ich
erfülle den Auftrag der II. Fachkommisston,indem ich Sie bitte, den vorgeschlagenenHaushalts¬
plan unverändert anzunehmen, (Lebhaftes Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
stelle den Gegenstand zur Verhandlung. Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatiere die
Annahme des Antrages.

Wir gehen über zu Punkt 13 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Taubstummenanstalten zu Aachen, Vrühl, Cöln, Elberfeld, Essen, Huttrop,
Kempen, Neuwicd und Trier.

Referent Herr Abgeordneter Neizert. Ich erteile ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Neizert: Meine Herren! Die Haushaltspläne für die

Taubstummenanstalten zeigen auf Seite 117 einen Gesamtbedarf von 586 750 Mark. Da die
Taubstummenanstalten wenig eigene Einnahmen haben, ist nahezu der ganze Betrag als Zuschuß
erforderlich,nämlich 489 470 Mark, gegen das Vorjahr 68 670 Mark mehr. Diese Mehrausgabe
ist vorwiegend bedingt durch die Besoldungen mit einem Mehrbeträge von 51584 Mark. Außer¬
dem ist eine neue Lehrerstellebei der Anstalt für Schwachbegabte in Huttrop eingesetztworden,
die nnnmchr auf 8 Klassen gebracht wird, und zwei Lehrerstellenan der Anstalt in Kempen, deren
Erweiterung im vorigen Jahre von dem Provinziallandtage beschlossen worden ist. An anderen
persönlichen Ausgaben ist ein Mehrbedarf von 6553 Mark erforderlich. Es sind das vorwiegenddie
Seminarien, mit denen dem Mangel an Taubstummenlehrern abgeholfenwerden soll, insbesondere
dadurch, daß die hier ausgebildeten Lehrer und Lehrerinnen 10 Jahre für die Provinz verpflichtet
werden. Der Bedarf dafür ist 5503 Mark. Es ist im Jahre 1906 die erste derartige Anstalt
sür evangelische Lehrer in Nenwicd mit Erfolg gegründet worden, im Jahre 1908 eine zweite
Anstalt für katholische Lehrer in Brühl. Das zweite Seminar soll jetzt vergrößert werden für
6 Lehrer und 3 Lehrerinnen, und in Neuwicd soll ein neuer Kursus für 3 Lehrer und 2 Lehrerinnen
eingerichtet werden.

Die sächlichen Ausgaben für sämtliche 9 Anstalten haben sich um 10913 Mark vermehrt.
^ handelt sich dabei vorwiegend um die Anstalt in Kempen, welche 6710 Mark davon nötig hat.

Im übrigen ist eine kleine Steigerung der Pflegesätze in Essen nnd Trier eingetreten.
Die Hanshaltspläne für die Wilhelm Augusta - Stiftung, den Unterstützungsfondsder

früheren Rheinischen Taubstummenanstalt zu Cöln und den Unterstützungsfondsfür entlassene Taub¬
stumme sind dieselben geblieben. Es ist nur zu bemerken, daß die Einnahmen der Wilhelm«
Augusta-Stiftung vou 50 000 Mark früher nicht nur ausreichten,um den Bedarf der Taubstummen¬
anstalt Aachen zu decken, sondern auch noch einen kleinen Betrag nach Essen zu überweisen,während
sie jetzt bei den vermehrten Ausgabe« ganz für Aachen erforderlichsind. Es muß jetzt außerdem
sin Aachen noch ein Zuschuß vou 2130 Mark gegeben werden.

Die II. Fachkommissionbittet Sie, dem Haushaltsplau unverändert die Genehmiguug
"teilen zu wollen.

VorsitzenderSpiritus: Ich frage, ob das Wort gewünscht wird. — Ich stelle, da das
nicht geschieht, fest, daß Sie den Haushaltsplan angenommen haben.

Wir kommen zum Antrag der II. Fachkommission
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zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Blindcnanstalten zu Düren
Elisabeth-Stiftung) und Neuwicd (Auguste Viktoria-Haus) sowie über den
Unterstütznngsfonds für Blinde für das kommende Rechnungsjahr.

Derselbe Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Neizert: Meine Herren! Die Blindenanstalt Elisabeth«

stiftung in Düren verlangt einen Mehrzuschuß gegen das Borjahr von 17 WO Mark. Dies ist
zunächst bedingt durch eine Mindereinnahme von 3400 Mark, die dadurch entstanden ist, daß die
Heil, und Pflegcanstalt in Düren das Wasser nicht mehr von der Blindenanstalt bezicht, sondern
direkt von der städtischen Wasserleitung.

Die Ursache der Mehrausgabe ist vorwiegend die Erhöhung der Besoldungen mit 0897
Mark. Dann kommt in Betracht eine Erhöhung der Bcrpflegungskusten infolge der vergrößerten
Belegung der nunmehr ausgebauten und erweiterten Anstalt um >0 Zöglinge und 2 Schwestern.

Bon einmaligen Ausgaben sind zu erwähnen 3850 Mark, aus denen die Lesebücher der
Anstalt ergänzt werden sollen. Diese Bücher sind sehr große schwere Band«.-, die leicht abgegriffen
werden können.

Außerdem sind 4000 Mark eingesetzt für die neue Bedeckungdes Schieferdaches.
Die Arbcitscmstcilt ergibt ein Mchrertrag von 1500 Mark und kann im ganzen 9000

Mark Ucberschuß abliefern.
Das AugusteViktoriahaus in Ncuwied verlangt 4075 Mark Mchrzuschuß gegen das Vor<

jähr, die hauptsächlich zu Besoldungen und persönlichenAusgaben mit 3345 Mark in Anspruch
genommen weiden.

Der Haushaltsplan für den Unterstützungsfonds für Blinde ist der gleiche geblieben.
Es tritt nur eine kleine Bermehrung der Zinseinnahmen um 3<i Mark ein.

Die II Fachkommissionbittet auch hier, die Haushallspläne unverändert genehmige»
zu wolle».

Vorsitzender Spiritus: Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Ich stelle fest, daß Sie
diese Haushaltspläne angenommenhaben.

Wir kommenzum Antrag der ll. Fachkommission
zu den Haushaltsplänen über das Hebammenwesen einschließlich der
Hebammenlchranstalten zu Eöln und Elberfeld.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Wittes, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter WiltcS: Meine Herren! Das Hebammenwcsenals solches

hat nur eine geringe Einnahme von 455 Mark, welche aus einem früher erhaltenen Kapital von
13 000 Mark resultiert. Im übrigen müssen die Ausgaben aus Provinzialmitteln beglichenwerden.

Die Ausgaben bestehen zunächst in einer Unterstützung der Hebammen im Betrage von
3385 Mark. Es sind zur Unterstützungder Hebammen 1000 Mark mehr nötig gewesenals '"
früheren Jahren. Der Betrag hat nicht mehr gereicht. Er mußte erhöht werden.

Die weiteren Ausgaben betreffen 0000 Mark für Säuglingsfürsurgc im Regieruugsbezm
Düsseldorf. Das sind im ganzen 9385 Mark gegen 8385 im Vorjahre, also 1000 M«
mehr.

Die Hebllmmenlehrcmstalt in Eöln, Seite 214 ff des Haushaltsplans hat eiue eigene
Einnahme aus Pensionskostender Schülerinnen, Wärterinnen usw. im Betrage von 43 000 Mark,
dann aus Pslcgekosteubeiträgcuvon Schwangeren uud Wöchnerinnen70000 Mark ferner aus
sonstigen Einnahmen und zur Abrundung 2400 Mark. Der Zuschuß aus Provinzialmitteln beträgt
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117 300 Mark gegen 104 680 Mark im Vorjahre. Die Einnahmen und Ausgaben gleichen sich
mit 232 700 Mark aus.

Die Ausgaben bestehen zunächst in Titel I, aus dem Gehalt des Direktors mit 6000
Mark. Das Gehalt ist um 1200 Mark erhöht worden, es waren früher 4800 Mark.

Dann kommendie übrigen Besoldungserhöhungen,die in diesem Jahre notwendig geworden
sind. Zunächst ist das Gehalt des Rendanten erhöht worden von 3540 auf 4220 Mark um 680
Mach dasjenige des Maschinenmeistersum 100 Mark. Die Oberhebamme erhält 75 Mark mehr,
die vier zweiten Hebammen 50 Mark mehr. Im ganzen betragen die Ausgaben für die Besoldungen
15 495 Mark gegen 13 390 Mark.

Titel II. Andere persönliche Ausgaben, bestehenaus der Vergütung für den Oberarzt im
Betrage von 1800 Mark gegen 1500 Mark, 300 Mark mehr, für vier Assistenzärztemit 4900
Mark, früher 4200 Mark, 700 Mark mehr, für Bureau- und Schreibhilfe zur Verwendung in
Diätenform 4600 Mark gegen 3250 Mark, 1350 Mark mehr, für Wahrnehmung geistlicher
Amtsvcrrichtungcndem katholischen Pfarrer 1100 Mark gegen 500 Mark, dem evangelischen 300
Mark gegen 100 Mark, Lohn für das Dienstpersonal 13 675 Mark gegen 11200 Mark, im
ganzen ein Mehr von 5625 Mark. Die Ausgaben bei diesem Titel betragen 28 175 Mark gegen
22 550 Mark.

Sächliche nnd sonstige Ausgaben bei Titel III für Beköstigung 102 700 Mark gegeu
99 400 Mark, also 3300 Mark mehr, zu Kleidungsstücken für arme schwangere Wöchnerinnennnd
beren Kinder wie im Vorjahre. Für Lagerung, Bettzeug und Wäsche 3800 Mark, auch wie im
Vorjahre, für Reinigung 9500 Mark, gegeu 7500 Mark, 2000 Mark mehr. Für Mobilieu,
Handwerkszeug,Utensilie» und für Hcizuug und Beleuchtungist derselbe Betrag geblieben; für das
anatomische Kabinett sind 800 Mark wie im vorigen Jahre geblieben. Die folgendenPosten sind
alle geblieben bis auf Nr. 10 „Zur Unterhaltung der Gebäude und des Gartens" 6250 Mark
gegen 6000 Mark,

Die Summe dieses Titels beträgt 189 030 Mark gegen 183290 Mark, also 5740 Mark mehr.
0. Die Hebammcnlehraustalt in Elberfeld. Titel I: Pensionskosteuder Schülerinnen,

Wärterinnen usw. 30 600 Mark gegeu 30 500 Mark, Pflcgekosteubciträgevon Schwangeren und
Wöchnerinnen31850 Mark gegen 28 850 Mark. II. Sonstige Einnahme,! und zur Abrnndung
5W Mark gegen 440 Mark. III. Der Zuschuß aus Proviuzialmittelu 71 260 Mark, Summe der
Einnahmen 134 210 Mark gegen 131050 Mark.

Die Ausgaben bei Titel 1 bestehen in Besoldungenim ganzen mit 10 880 Mark gegen
^ 207 Mark, also 673 Mark mehr, andere persönliche Ausgaben für Oberarzt, Assistenzärzte usw.
"» gauzeu 14 970 Mark gegen 13 420 Mark, also 1750 Mark mehr uud 200 Mark weniger.
Hl- Beköstigung50 350 Mark gegeu 48 600 Mark, also 1750 Mark mehr.

Die übrigen Positionen sind geblieben bis auf Position 5 für Mobilien, Handwerkszeug,
Utensilien. Da sind 2000 Mark mehr nötig gewesen. Für Heizuug, Beleuchtung,für das anato¬
mische Kabinett, für Arzneien, für die Bibliothek sind keine Veräuderuugeueingetreten. Die Summen
s"'d genau dieselbe» wie im Vorjahre.

Für Unterhaltung der Gebäude sind 3600 Mark, für Arbeiten im Direttorwohnhaus
750 M<«k, zusammen 4350 Mark eingesetzt gegen 3600 Mark im Vorjahre, also eine Mehraus¬
gabe von 750 Mark.

Für sonstige Ausgaben uud zur Abrunduug sind eingesetzt 5310 Mark gegeu 4873 Mark,
4N Mark mehr. Der Titel schließt mit 108 360 Mark gegen 107 423 Mark, also mit
2937 Mark mehr.

15
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Der Haushaltsplan schließt im ganzen mit 376 295 Mark gegen 358 050 Mark im
Vorjahre, also mit 17 030 Mark mehr.

VorsitzenderSpiritus: Ich frage, ob das Wort gewünscht wird? — Das ist nicht der
Fall. Dann stelle ich fest, daß Sie die betreffendenHaushaltspläne angenommen haben.

Wir kommen jetzt zu Nr. 10:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl von bürgerlichen Mitgliedern und deren
Stellvertretern verschiedener Ober-Ersatzkommissioncn, und Vornahme der
Wahlen.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Limbourg, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter vi-. Limbourg: Von den vom Provinziallandlag zu

wählenden Mitgliedern der Ober Ersatzkommissioucn sind zn unserem Bedauern verstorbendie Herren
Oberstleutnant z. D. Versen in Eleve, Fabrikbesitzer Karl Morian in Renmiihl, Rentner F. Bruns
in Werden und Geheimer Kommerzicnrat Emil Goecke in Dnisbnrg'Meidcrich.

Der Provinzialausschuß ist nicht in die Lage gekommen,von der ihm dnrch den vorigen
Provinziallandlag gewährten Ermächtigung, Ersatzwahlenvorzunehmen, Gebrauch zu machen.

Es haben gebeten, nicht wiedergewählt zu weiden, die Herren Krcwcl.>m>, zu Burg Zicwel,
Kreis Eustirchcn, Kaufmann Gnstav Paß,jun. in Ncmschcid, Kaufmann Emil Hölterhoff in Lcnnep,
Gutsbesitzerund KreisdeputicrterOtto Rigaud iu Hamminkelnund Fabrikbesitzer Eduard Schäfer ^nn.
zu Barmen.

Die I. Fllchkumission hat diese Angelegenheiteiner Prüfung unterworfen und stimmt dem
Provinzialausschuß in seinen Vorschlägen vollständig bei, namentlich auch darin, daß die Stellvertreter
an die Stelle eines etwa ausfallendenMitgliedes nnd die späteren Stellvertreter an die Stelle des vorher¬
gehenden treten. Für die ausfallenden Mitglieder sind Stellvertreter in Vorschlag gebracht worden,
und es werden Ihnen znr Wahl empfohlen an Stelle des Herrn Krcwcl der Rittergutsbesitzer
Dietrich Graf Wolff-Mettcrnich zu Burg Satzvcy, an Stelle des Herrn Paß und des Hcnn
Hölterhoff der Kaufmann Karl Böker in Ncmfchcid und der Kommcrmcrzienrat Hermann H"^l
in Lcnnep. An Stelle des verstorbenenHerrn Oberstleutnants z. D. Vcrscn der Herr Gutsbesitzer
Max Siustcdeu zu Gräfcuthal als Stellvertreter, an Stelle des Herrn Morian uud des Hen"
Rigaud die Herren Fabrikbesitzer Max Morian in Ncumnhl und Gutsbesitzer und Hanptmann der
Reserve von Gillhanscn auf Gut Steckling bei Wesel, an Stelle des Herrn Brnns Herr Ncnlncr
August Havcvkamp in Werden, an Stelle des Herrn Eduard Schäfer Herr Fabrikbesitzer und
Haupliuann der Landwehr c>. D. Otto Dcchl in Barmen, an Stelle des Herrn Gehcimrat Goecke
der Herr Kaufmann August Fabricius iu Duisburg.

Die I. Fachkommission schlägt Ihnen vor, die Wahlen wie folgt zu tätigen:
30. Brigade. I, Bezirk.

Mitglied: KöniglichWürttembcrgischerKonsul, Kaufmann Eduard Nahmen in Eöln.
Stellvertreter: l. GutsbesitzerE. Kaulen in Lövcnich, Kreis Eöln;

2. GutsbesitzerBernhard Müller in Langet bei Wornngcn;
3. GutsbesitzerHermann Hnthmachcr in Nicdcrlörick,Kreis Ncuß.

30. Brigade. II. Bezirk.
Mitglied: Rentner Peter Josef Konstantin Schwitz dc Pw in Henncf.

Stellvertreter: 1. Gutsbesitzer und Beigeordneter Heinrich Thumüc in Neucnhaus, Krc'v
Mülhcim am Rhein;
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2. Rentner Christian Will in Nümbrecht;
3. Bürgermeister Anselm Clostermann'in Uckendorf;
4. Rittergutsbesitzer KammerherrDietrich Graf Wolff-Metternichzu Burg Satzvey.

27. Brigade. I. Bezirk.
Mitglied: Fabrikant I)r. Oskar Schumacher in Wermelskirchen.

Stellvertreter: 1. Kaufmann Gustav Hilger in Remscheid-Ghringhauseu;
2. Rentner Karl Hessenbruch in Remscheid;
3. Fabrikant Adolf Widmayer in Ronsdorf;
4. Kaufmann Karl Vüker in Remscheid;
5. Fabrikant KoinmerzienratHermann Hardt in Lenncp.

27. Brigade. II. Bezirk.
Mitglied: Fabrikant und Hauptmann a. D. KoinmerzienratAlfred Walters zu Solingen.

Stellvertreter: I. Kaufmann Adolf Heuser iu Solingen;
2. Major a. D. Patt iu Burscheid;
3. Fabrikant Dietrich Bremscheyin Ohligs;
4. Koinmerzienrat Richard Berg in Ohligs;
5. Fabrikant Karl Ltttters in Solingen.

28. Brigade. I. Bezirk.
Mitglied: Kaufmann Max von Weiler in Crcfeld.

Stellvertreter: 1. Kaufmann Heinrich Kauert in Crefeld;
2. Scidenwarenfabrikant Ernst von Schevm in Crefeld;
3. Nohseidenhändler Ernst Heydweiler in Crcfeld;
4. Koinmerzienrat Dr. G. ter Meer in Uerdingen;
5. GutsbesitzerMax Winkelmann in Traar.

28. Brigade. II. Bezirk.
Mitglied: Kaufmann Heinrich van Aersseu iu Kevelaer.

Stellvertreter: I. VergwcrksdirektorAugust Siedcnberg in Hombcrg;
2. GutsbesitzerJohann Vird in Hocrstgen, Kreis Moers;
3. GutsbesitzerKarl Baumaun in Huisberden, Kreis Eleve;
4. Kaufmaun Hermann van der Moolcn in Geldern;
5. GutsbesitzerMax Sinstcden zu Grafcnthal.

79. Brigade.
Mitglied: Fabrikdirektor Georg Grillo iu Hamboru.

"lellvcrlr cter: 1. Fabrikdircktor Julius Kalle in Dinslaken;
2. GutsbesitzerBunte iu Millingcn, Kreis Nces;
3. Fabrikdircktor Dr. Richard Ahrens in Marxloh;
4. FabrikbesitzerMax Moricm in Neumühl;
5. Gutsbesitzerund Hanptmcum der Reserve von Gillhcmscnauf Gut Steckling

bei Wesel.
Ober-Ersatz-Kommissionim Bezirk der Landwehr-Inspektion Essen.

Mitglied: Oberst z. D. Herrlich in Düsseldorf.
Stellvertreter: 1. Kaufmann Fritz Asthöver in Essen; ^ «, „«

2. Freiherr von Fürstenberg auf Schloß Hugenpöt bei Kettw'g v. d. Brücke;
3. Rentner Josef Vrockhoff in Düsseldorf;

15*
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4. Stadtverordneter^iohann Piekenbrock in Essen;
5. Rentner August Haucrkmnp in Werden.

Hilfs^Ober-Ersatz-KommissionI im Bezirk der Landwehr-Inspektion Essen.
Mitglied: Fabrikbesitzer Alexander Schlicpcr zu Villa Hammerstein bei Vohwinkel.

Stellvertreter: 1. Rentner und Stadtverordneter I)i-. im-. Wilhelm de Werth in Elberfeld;
2. Fabrikant und Hauptmann der Landwehr Dr. Ewald Herzog in Bannen;
Z. Kaufmann Paul Vöddinghans in Elberfeld;
4. Fabrikant Wilhelm Korff in Neviges;
5. Fabrikbesitzer und Hauptmann der Landwehr a. D. Otto Dahl in Aarmen.

Hilfs-Obcr-Ersatz-KonmnssionII im Bezirk, der Landwehr-Inspektion Essen.
Mitglied: OckonomieratFritz Bernsau in Duisburg°Vcek.

Stellvertreter: 1. Reeder, KommerzienratGerhard Küchen in Miilhcim a. d. Ruhr;
2. Fabrikbesitzer Karl Fecht in Oberhausen;
.-!. BergwerksdircktorHermann Helmich in Mülheim a. d. Rnhr;
4. GutsbesitzerJohann Scheid: zu Fulerum;
5. Kaufmann Angnst Fnbricius in Duisburg.

Dieses sind die Herren, welche die I. Fachtommission in Uebercinstimmnng mit dem
Provinzinlansschuß Ihnen zur Wahl als Mitglieder der Ober-Ersatzkommissionenvorschlägt.

Zweitens schlagt, gleichfalls in Uebereinstimmungmit dem Provinzinlansschuß, Ihnen die
I. Fachkommission vor, den Provinzinlansschuß zu beauftragen, falls bis zum Zusammentritt des
nächsten Provinzinllnndtngs im Bereiche einer der in der Nheinprovinz gebildeten Infanterie-
Brigaden und der Lnndwch»Inspektion Essen durch Verziehen, Amtsniederlegung und Tod von
bürgerlichenMitgliedern der Ober-Ersntzkommissionen bezw. von Stellvertretern der Mitglieder oder
durch andcrweite Einteilung der Bezirke dieser KommissionenErsatzwahlen nötig werden sollten,
diese Wahlen namens des Provinziallandtags zu tätige« und dem Provinziallcmdtage alsdann in
der nächstenTagung von den etwa stattgehabten Wahlen behufs Bestätigung Mitteilung zu machen-

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung und frage, ob das Wort gewünscht
wird? — Das ist nicht der Fall. Ich schließe daher die Verhandlung. Wir kommen zur
Abstimmung.

Meine Herren! Sie haben aus dem Vortrng des Herrn Referenten die einzelnenNamen
derjenigen Herren gehört, die zur Wiederwahl bezw. zur Neuwahl vorgeschlagen werden. Ich frage,
ob Sie einzeln über diese Personen abstimmen wollen? (Wird verneint.) Das scheint nicht Ihre
Absicht zu sein. Ich weise darauf hin, daß nach den Bestimmungen der Provinzinlordnung und
unserer GeschäftsordnungWnhl durch Zuruf nur erfolgen knnn, wenn niemnnd widerspricht. IH
frngc daher ausdrücklich, ob Widerspruchdagegen erhoben wird, daß wir diese Wahlen durch Zur«!
und iusgesamt tätigen. — Widersprucherfolgt nicht. Ich stelle daher fest, daß Sie die Wahl der
Herren, die wiedergewählt werden sollen, wie auch derjenigen, die zur Neuwahl in Vorschlag
gebracht werden, getätigt haben.

Weiterhin darf ich wohl noch feststellen, daß Sie dem Provinzinlansschuß auch den vorge¬
schlagenenAuftrag erteilt haben.

Wir kommen dann zu Nr. 17:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinziell-
ausschusses, betreffend Ersatzwahlen für den Provinzinlansschuß, «nd
Vornahme der Wahlen.
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Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteStrahl, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Strahl: Meine Herren! Seit der letzten Tagung des

Pruvinziallandtagcs sind drei Mitglieder des Provinzialausschusscs durch den Tod ausschieden.
Es sind dies das Mitglied Königlicher Kammerherr und Landrat von Brcnning, ferner das Mitglied
Lllndcsötonomicrat Keller und drittens das stellvertretende Mitglied Geheimer Kommerzienral

Nach der Provinzialordnung haben für die im Laufe der Wahlperiode ausscheidenden
Mitglieder und Stellvertreter Ersatzwahlen stattzufinden und diese hat der Prouinziallandtag zu
tätigen.

Der Provinzialausfchuß und in Uebereinstimmungmit ihm die I. Fachkommission bean¬
tragen nun bei dem Provinziallandtng, die erforderlichenErsatzwahlen vorzunehmen. Die Wahl-
Periode,für die die betreffendenWahlen vorzunehmen sind, ist in der Drucksache Nr. 8 in der
c>ncn Spalte näher angegeben.

Das Mitglied von Arcuning war aus dem Regierungsbezirk Aachen, das stellvertretende
Mitglied Geheimrat Michels aus dem RegierungsbezirkEöln und das Mitglied Oekonomicrat
Keller aus dem RegierungsbezirkTrier.

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung und erlaube mir vurzufchlagcu,
^ß diejenigenHerren, die Vorschläge machen wollen, sich an die Reihenfolge der Regierungsbezirke
halten, wie sie von dem Herrn Referenten genannt sind. Danach würde zunächst der Rcgicrnug^
bezirk Aachen an die Reihe kommen.

Für Nachen hat das Wort der Herr Abgeordnete Graf Vcifscl.
Abgeordneter Graf Bcissel von Gymnich: Meine Herren! Die Herren Abgeordneten

bes Bezirks Nachen schlagen vor, einstimmigden Herrn Bcrgrat Krcuscr als Mitglied des Pruuin-
zialnuöschusses zu wählen.

VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Sie haben den Vorschlag gehört. Hier gilt
bezüglich der Abstimmung dasselbe, was ich Ihnen eben vortragen durfte, daß durch Zuruf nur
gewählt werden kann, wenn ein Widerspruchnicht erfolgt.

Ich frage, ob Widerspruchdagegen erhoben wird, die Wahl durch Zuruf iu dem Falle
bes Mitglieds für den Regicrnugsbezirk Aachen vorzunehmen? — Das ist nicht der Fall. Ich
frage, ob Sie damit den Herrn Bergrat Krcuscr als Mitglied des Proviuzialausschusscsgewählt
haben? — Auch hier wird ein Widerspruch uicht erhuben. Ich stelle fest, daß Herr Krcuscr
gewählt ist.

Ist Herr Kreuser anwesend? (Wird bejaht.) Dann frage ich Herrn Krenfcr, ob er die
Wahl annimmt?

Abgeordneter Kreuser: Ich uehme die Wahl mit Dank an.
Abgeordneter Graf Beisscl von Gymnich: Als stellvertretendes Mitglied wurde

""stimmig vorgeschlagen, den Grafen Clemens von und zu Hoensbroech auf Schloß Kellenberg zu wählen.
VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Vorschlag gchört, dcn Herrn Grafen Clemens

"°n und zu Hoensbroech als Stellvertreter zu wählen. Erfolgt Widerspruch? — Das ist nicht
°« Fall. Dann stelle ich fest, daß Herr Graf Elemcus von und zu Hoensbroech als Stell¬
vertreter gewählt ist. Ich frage den Herrn Grafen, ob er die Wahl annimmt?

Abgeordneter Graf Clemens von und zu Hoensbroech: Ich nehme die Wahl mit
Dank an.

VorsitzenderSpiritus: Wir kommen dann zum Regierungsbezirk Eöln. Das Wort
hat der Herr Abgeordnete Wallraf.
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AbgeordneterWallraf: Die Vertreter deß Cülner Bezirks schlagen einstiininigvor, unseren
Abgeordneten, den Geheimen KommcrzicnratDr. Emil vom Rath, als stellvertretendesMitglied
in den Ausschuß zu wählen, und zwar im Wege des Zurufs.

VorsitzenderSpiritus: Ich frage, ob gegen die Wahl durch Zuruf Bedenken obwalten?
- Das ist nicht der Fall. Ich darf dann wohl ohne weiteres als Ihre Willensmcinuug fest¬

stelle», daß der Herr Geheime KommerzienratDr. vom Rath zum stellvertretenden Mitglied für den
RegierungsbezirkEüln gewählt ist.

Ist der Herr Abgeordnete uum Rath anwesend? (Zuruf: Er ist augenblicklich nicht
anwesend!) Wir werden baun seine Erklärung nachträglicheinholen.

Wir haben dann noch eine Wahl für den RegierungsbezirkTrier zu tätigen. Das Wort
hat der Herr Abgeordnete Vopelius.

Abgeordneter Vopelius: Namens des Regierungsbezirks Trier schlage ich Ihnen vor,
Herrn Fabritbesitzer Ernst Laeis als Mitglied des Provinzialnusschusseszu wählen.

VorsitzenderSpiritus: Sie haben auch diesen Vorschlag gehört. Widerspruch gegen die
Wahl durch Zuruf erhebt sich nicht. Ich darf also feststelle!!, daß Herr Laeis als Mitglied zum
Proviiizialmisschußgewählt ist.

Ist Herr Laeis anwesend? (Wird bejaht.) Dann frage ich ihn, ob er die Wahl annimmt?
AbgeordneterLaeis: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
AbgeordneterVopelius: Als seinen Stellvertreter schlagen wir Ihnen vor Herr» Land¬

rat Freiherr« von Troschke.
Vorsitzender Spiritus: Sie haben auch diese» Vorschlag gehurt, den AbgeordnetenFrei¬

herr» vo» Troschkeals Stellvertreter zn wählen. Auch hier erfolgt tei» Widerspruch gegen die
Wahl durch Zuruf. Ich stelle fest, daß Sie deu Herrn Laudrat Freiherrn von Troschkegewählt
haben.

Ich darf den Herrn AbgeordnetenFreiherr» von Trofchke fragen, ob er die Wahl annimmt?
AbgeordneterFreiherr von Trofchke: Ich nehme die Wahl mit Dank a».
VorsitzenderSpiritus: Damit wäre» die Wähle» zum Ausschuß getätigt.
Wir gehen über zu Nr. 18:

- Antrag der I. Fachkommission zum Bericht »»d Antrag des Proviuzial-
ausschusses, betreffend die Wahl vu» La»dcsräte» »»d z» der Petition
des Landcsblluinfpettors Vaurat Schanm um Regelung seiner Anstellungs-
Verhältnisse; Vornahme der Wahlen.

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervi-, Oehler, dein ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Oehler: Meine Herren! I» der vorjährige» Tagung

hat der Pruvinziallandtag sich grundsätzlich damit einverstanden erklärt, daß das Institut der Laudes-
asscssureu abgeschafft werden füll, und es war in Aussicht geuummeu,die noch vorhandenenLandes-
nssessurcn nach und nach zu Laudesräten zu wähle,,. I» der vorjährige» Tagung sind vier der
Herren z» Landesräten gewählt wurden. Es ist also unr die Konseancuz des vorjährige» Beschlusses,
wem, der Proviuzialausschuß vorschlägt, die drei übriggebliebene»Herren Laudcsassessureu,gegen
deren Persönlichkeitnichts vorliegt, nunmehr zu Landcsräten zu wählen.

Es sind das folgende Herreu:
l. Herr Hermann Reinbach, gebore» am 5. I»li 1878 i» Duisburg, evaugelifch, Gerichts-

asscssor seit dem 28. Oktober 1905, beschäftigt i» der Rheinische» Pruvinzialverwaltuug
seit 15. März 1906, iu der Abteilung IN (Fürsorgeerziehung) und beim Vorstände
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der Laudes-Versicherungsanstalt, vom 1. April 190« ab als Laudesassessurauf die
Dauer vuu 12 Jahren augestellt;

2. Herr Gustav Buusmau», gebore» am 10. Iuui 187? in Ohligs, evangelisch, Gerichts-
asscssur seit dem 16. November 1905, beschäftigt iu der Rheinischen Pruvinzialvenualtuug
seit dem 23. Februar 1906 bei dem Vorstände der Laudes-Versichcrnugsnnstalt. Er
ist ebenfalls seit dem 1. April 1908 auf die Dauer vuu 12 Iahreu als Laudesassessur
angestellt;

3. Herr Dr. r«r. i>«1. Wilhelm Mcwes, gebore» l8. März 1876, evaugelisch, betrieb das
Studium der Nationalökonomie,promovierte im Sommer 1904, arbeitete seit Mitte
September 1904 als wissenschaftlicher Hilfsarbeiter im Rheinische»Verein znr Förde-
rnng des Arbeiterwohnungswesensuud seit Iauuar 1906 bciiu Vorstände der Laudes-
Versichcruugsaustaltund ist seit dem 1. April 1908 als Laudcsassessor ans die Dnncr
von !2 Jahre» augestellt.

Der Proviuzialausschuß beantragt:
1. die Stellen von drei Laudcsassessorcuim Hanshaltsplan über die Besoldungen und

anderen persönlichenAusgaben der Pruviuzialbeamtcu bei der Landes-Versicheruugs-
anstatt für 1910 in Landesratstcllcnnmznwandeln uud zu gcuehniigen,daß die Mehrkosten
über diesen Hanshaltspla» hinaus ausgegebenwerde»;

2. die LandesassessurcnReinbach, Bo»smann »ud Dr. Mewcs vom 1. April 1910 ab
mit dem Anfnngsgehaltc von 5000 Mark auf 12 Jahre zu Landcsräten uuter
folgende»Bedingungen zu wählen:

->,) die Gewählten müssen sich den jetzigen nud künftig zu erlassenden Vcstiuummgeu
des Reglements über die dienstlichenVerhältnisse der Provinzialbeamtcu der
Rhcinproviuz unterwerfe»;

d) sie niüssen sich verpflichte», ohne Genehmiguüg des Pruvinzialansschnsseskein
Mandat für eine politische Körperschaftoder in die Gemciudevcrtrctimgzn übcr-
uchmeu,U'eun ihnen für letzteresein gesetzlicher Ablehnungsgrundznr Seite steht;

<>) sie sind gehalten, a»f Beschluß des Provinzialansschnsscs die Geschäfte als
Mitglied oder stellvertretendesMitglied des Vorstandes der Laudcs-Vcrsichcruugs-
aiistalt Rheinprovi»z im Haupt- oder Ncbcuamtc zu übernehmenoder sich bei der
Zentralstelle uach Anordnung des Landeshauptmanns insbesondere auch uuter einem
anderen Obcrbcamteu, welcher als Nbteiluugsdirigcnt fungiert, zu beschäftigen.

Die I. Fachkommission empfiehlt Annahme dicfcs Antrages.
Meine Herren! Mit dieser Vorlage hängt — aber mir lose — die Eingabe des Hcrru

^andesHbcrbaninspektors Köuiglichc»Baurats Schaum zusammen. Sie bezicht sich auf das Ver¬
hältnis zwischcu dcu technisch vorgebildetenhöheren Beamte» der Provinz zn den juristischvor-
gcbildeteu, und sieht eine Zurücksetzungder höhere» Techniker darin, daß die Landes-Obcrbcm-
u'spcttoren auch »ach längerer Dienstzeit nicht die Aussicht haben, zn Landcsbaurätcn gewählt zu
U'ndcu, während bei den Laudcsnssessorcu schou nach kurzer Zeit die Möglichkeitbesteht, Laudcsrat
M werde».

Eine Gingabc gleiche» Inhalts war zunächst von dem Herrn Bäumt Schaum dem
proviuzialausschuß zugcgaugcu,und am 14. Februar hat der Proviuzialausschußauf diese Emgabe
Nch dnhiu cutschiedcn, daß keine sachlichen Gründe vorlägen, au der Orgauisatiou innerhalb der
Straßcnbauvcrwaltuug etwas zu ändern, er hat also diese Eingabe ablehnend beschickn.
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Nun kommt eine neue Eingabe an den Provinziallandtag. Meine Herren, wenn aus
Anlaß dieser Eingabe etwa eine nähere Erörterung der Verhältnisse innerhalb der Straßen-
bauverwaltung der Provinz im Hohen Hause gewünscht werden sollte, wenn der Wunsch bestehen
sollte, auf diese Verhältnisse hier näher einzugehen, so müßte ich Bedenken tragen, Ihnen vor¬
zuschlagen,daß diese Sache hier öffentlich behandelt wird. (Sehr richtig!) Es müßte eben dann
vorgeschlagenwerden, gemäß § 2« unserer Geschäftsordnung diese Verhandlung in eine geheime
Sitzung zu verweisen.

Die I. Fachkommission,welche sich mit dieser Sache sehr eingehend beschäftigt hat, ist
indes der Meinung, daß ein kurzes Referat hier genügt, und daß die Sache, wenn nicht näher
auf die Verhältnisse eingegangenwerden soll, hier in öffentlicher Sitzung erledigt werden kann.

Die I. Fachkommissionhat, wie gesagt, die Verhältnisse näher geprüft und ist zu dem
Ergebnis gekommen, daß der Gingabc nicht entsprochen werden kann.

Es kann nicht anerkannt werden, daß die höheren Techniker der Provinz zurückgesetzt
werden gegenüber den juristischen Beamten der Provinz. Auch bei den Juristen ist eine vollständige
Gleichstellungnicht möglich,auch bei diesen ist es notwendig, den einen über den anderen zu stelle».
Dasselbe gilt von den technischen Vcmbcamten. Es wurde in der I. Fachkommissionanerkannt,
daß die Herren Landes-Oberbauinspcktorenvollen Anspruch darauf haben, sich zu den höheren
Beamten der Provinz zu rechnen. Das gilt sowohl für ihre Stellung als Referenten für die
Straßenbauverwaltnng, es gilt für ihre Stellung, die ihnen eine Ueberordnung über die Landes-
Bauinspektoren sichert, es gilt für ihre ganze Regelung ihrer sonstigenDienstverhältnisse, für die
Regelung des Gehalts, des Wohnungsgeldes.

Es empfiehlt daher die 1. Fachkommission, die Eingabe in demselben Sinne zu behandeln
und zu bescheiden, wie es von dem Provinzialausschuß geschehen ist.

Der Antrag der I. Fachkommission, den ich Ihnen vorgelegt habe, geht daher dahin,
der Pruvinziallandtag wolle den Antrag — Drucksachen. Nr. 5 — annehmen und
die LandcsassessorenReinbach, Bonsmann und Dr. Mewes zu Landesräten wählen
sowie die Petition des Landes-OberbauinspektorsBaurats Schaum in Uebereinstimmung
mit dem Beschlusse des Provinzialausschussesablehne».

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung und frage, ob das Wort gewünscht
wird? — Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Verhandlung. Wir kommenzur Abstimmung-
Ich schlage dann vor, den Gegenstand trennend zu behandeln, und zunächst zur Abstimmung zu
schreiten über die Wahl der drei LandesassessorenReinbach, Bonsmann und Dr. Mewes z«
Landesräten.

Ich frage auch hier, ob Sie getrennt über die Wahl dieser Herren abstimmen wollen.
— (Wird verneint!) Das wird nicht gewünscht. Wir werden also zur Abstimmung über die
drei Herren schreiten können. Ich bitte diejenigen, die gegen die Wahl dieser Herren sind, sich i"
erheben. — Es erhebt sich niemand. Die drei Herreu sind zu Landesräten gewählt, und zwar
unter den Bedingungen, wie sie in der Vorlage des ProvinzialausschussesIhnen hier näher Mit¬
geteilt sind.

Wir kommendann endlich noch zu der Entscheidungüber die Petition des Herrn Landes-
OberbauinspektorsSchaum. Sie haben hier von dem Herrn Referenten gehört, daß die I. Fach¬
kommission Ihnen in Ucbereinstimmuug mit dem Beschlussedes Provinzialausschusses vorschlägt,
diese Petition abzulehnen.

Ich bitte diejenigenHerren, welche gegen diesen Vorschlag sind, sich zu erheben. ^ ^
erhebt sich niemand. Der Vorschlag der I. Fachkommissionist daher einstimmig angenommen.
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Meine Herren! Mir ist eben von verschiedenen Seiten die Anregung gegeben worden,
ob wir jetzt nicht schließen sollten. Ich gebe das ganz anheim. Wir haben jetzt ein Viertel nach
zwei Uhr. Das Ständeesscn ist um 5 Uhr, also ist immer noch eine gewisse Zeit. Allerdings
haben die beiden Herren Referenten zu den Nummern 19 und 20 mitgeteilt, daß diese Referate
und auch vielleicht die sich daran anschließende Diskussionnicht ganz kurz sein würden.

Ich möchte also die Frage, ob wir schließen oder weiter verhandeln wollen, der Entscheidung
des Hohen Hauses anheim stellen.

Das Wort hat der Herr AbgeordneteWallraf.
Abgeordneter Wallraf: Ich möchte den Herrn Präsidenten sragen, ob sich nach dem

vorliegenden Geschäftsstoffschon jetzt übersehen läßt, daß wir selbst bei einer Vertagung der
beiden Punkte am Samstag schließen können.

VorsitzenderSpiritus: Das glaube ich mit Bestimmtheitbejahenzu können. Es könnte
allerdings sein, daß, wenn wir heute die beiden Gegenstände auf morgen übergehen lassen, wir
dann am Samstag etwas länger tagen müssen, als es wohl üblich und auch meine Absicht war,
weil am Samstag die Herren gern möglichst beizeiten nach Hause fahren möchten.

Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Nell.
Abgeordneter Oskar von Nell: Die II. Fachkommissionreist morgen bekanntlichnach

Nheindahlen. und da ich ein gewisses Interesse daran habe, bei der Verhandlung der Nr. 19
zugegen zu sein, so möchte ich bitten, daß wenigstensdieser Punkt jetzt noch zur Erledigung kommt.
(Rufe: Vertagung!)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Piccq.
Abgeordneter Pieeq: Ich möchte doch bitten, heute zu schließen. Gerade der Punkt 19 ,st

v°n weittragender Bedeutung, und der Herr Vorsitzende ist. glaube ich. vollkommen recht unterrichtet,
wenn er annimmt, daß sich da sehr leicht eine längere Debatte anschließen kann. Ich halte es für
viel richtiger, daß dieser wichtige Gegenstand morgen zu Beginn der Sitzung verhandelt wird.

VorsitzenderSpiritus- Das Wort hat der Herr Abgeordnete Strahl.
Abgeordneter Strahl: Ich möchte doch bitten, wenigstens den Punkt 1" h'" «och M

behandeln Es ist erst '/<. nach 2 Uhr. uud ich darf wohl annehmen, daß der Gegenstand ins
gegen 3 Uhr jedenfalls erledigt ist. (Sehr richtig!) Außerdem fehlt doch morgen ^ne ganze
Reihe von Herren. Dann müßte man ohne weiteres schon d.e Angelegenell us S nn b n
"«schieben, und dann ist nicht mit Sicherheit zu sagen, zu welcherStunde wir am Sonnabend
schließen können. (Sehr richtig!) ^ , ^ „5-^5 ^ e^„6

VorsitzenderSviritns: Meine Herren! Das Richtigstewird wohl sei dch das H^
durch Abstiin.ni.ng darüber entscheidet. Ich bitte diejenigenHerreu, die ledenfalls ""5 ^nächste
Nummer hente znr Verhm.dlnng gebracht sehen wollen, sich von ihren Scheu zu erheben.
^ (Geschieht.)— Das ist die Mehrheit.

Wir kommenalso zn Nr. 19: . . , .«l^„ll?s über
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht des Provu.ziala.i ch s ü
die Abführung des Beschlusses des 49. Rheinischen P""' ,"
vom 15. März 1909, betreffend die Vereitstellung von ^ "^
der Provinz zur Versorgung ländlicher Kreise mit elektrischem Strom ,u

Better ist^He« Mge'ordneter Graf »nd Maquis von und zn Hoensbroech,dem
'ch das Wort gebe.
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Berichterstatter Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hocnsbroech: Meine
Herren! Es liegt Ihucu in Nr. 0 der Drucksachen der Bericht des Provinzialausschusscsmit dem
Antrag desselben vor, dem sich auch die I. Fachkommission angeschlossen hat.

Ich möchte in Kürze die Gesichtspunktehervorheben, die in der Kommission für die
Beurteilung der ganzen Frage maßgebend waren. Zunächst wurde auf die große weittragende
Bedeutung der Nutzbarmachung der Elektrizität für unsere Provinz hingewiesen. Nicht nur für
Stadt und Land, sondern für alle Gewerbe, für das landwirtschaftlichesowohl wie für das
industrielle gewinnt die Elektrizität und ihre Ausnutzung von Jahr zu Jahr eine größere Bedeutung.
Es wnrde speziell darauf hingewiesen, daß gerade für den Mittelstand dicfe Frage von hoher
Wichtigkeitsei.

Selbstredend kann die Provinz bei dem wirtschaftlichen Aufschwünge,der hier in Frage
kommt,der Angelegenheitnur mit lebhaftemInteresse gegenüberstehen.Es fragte sich aber zunächst
die Kommission,welche prinzipielle Stellung die Provinz dieser Frage gegenüber einnehmen solle.
Soll die Provinz, wie bei Kleinbahnen nnd Wasserleitungen durch weitgehende materielle Unter¬
stützung diese Unternehmen fördern, oder soll sie sogar dazu übergehen, selbst als Unternehmerin in
dieser Sache aufzutreten.

Was den letzteren Punkt betrifft, so wurden die großen finanziellenFragen und Bedenken
erörtert, und es wurde speziell hervorgehoben,daß das ganze Gebiet der Elektrizität so fortschreitet
und sich von Jahr zu Jahr so entwickelt, daß es für einen Verband wie die Prooinz nicht leicht
sein würde, mit ihrem gesamten Personal und Einrichtungen von Jahr zu Jahr diese» Fortschritten
zu folgen. Es ist daher diese prinzipielle Frage, ob die Provinz selbst das Unternehmen der
Ucbcrlaud-Zcntralcn in die Hand nehmen soll, abgelehnt worden.

Was die finanzielle Förderung der Sache betrifft, in ähnlichem Sinne wie die Provinz
es inbczug auf die Kleinbahnen und die Wasserlcituugen macht, so sagte sich die Fachkommission,
daß ein Vergleich der Elektrizität mit diesen Gebieten nicht am Platze sei, weil sowohl
.Kleinbahnenwie Wasserleitungen in unmittelbarem Zusammenhange mit den Aufgaben ständen,
die der Provinz gestellt sind, indem die Kleinbahnen sich an die Aufgabe der Provinzialstraße»
und die Wasserleitungen an die Aufgabe uusercr Pruvinzial-Feucr. Sozietät anlehnen. Die>e
Elettrizitätsfragc könne also nicht zu den Aufgaben der Provinz gezählt werden. Deshalb und
bei den großen finanziellenFragen, die hierbei in Betracht lommen — denn es wurde angenommen,
daß in wenigen Jahren ein Kapital von annähernd 100 Millionen Mark in diesen elektrische»
Uebcrland-Zcntralcn investiert sein könnte - kam man zn der Auffassnng, daß es sich hier fnr
die Provinz doch nicht um eine direkte materielle Unterstützunghandeln könne, sondern das Interesse
der Provinz sich lediglich zn Wütigen habe, zunächst in einer möglichst billigen Gewährung des
Kapitals und zweitens in Erleichterungen bei Benutzung der Pruvinzialstraßen für die elektrische»
Leitungen.

Was den letzteren Puukt betrifft, fu war die Kommissioneinstimmig der Ansicht, daß in
Fällen, wo es sich um kommnnaleUuternchmnngcn handele, die Provinz die Straßen nneutgclllich
für diese Leitungen zur Verfügnng stellen solle. In wie weit für Unternehmungen, die industrieller
Natur feien, auch eine freie Benutzung der Straßen angezeigt sein könnte oder ein mäßiger Entgelt
für die Benutzung festgesetzt werden müsse, darüber kann ich Ihnen eine übereinstimmendeAnsicht
der Kommissionnicht geben. Beide Fragen wurden erörtert, und es wurde der Verwaltung bezw.
dem Pruuinzialtiusschußanempfohlen, in dieser Beziehung auch deu industriellen Unternehmungen
mit einer gewissen Kulanz entgegenzukommen.
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Dies sind, mcinc Herren, in Kürze die Gesichtspunkte,die bei der Äcurleiluug dieser
Frage in der Fachkommission hervorgetretensind. Im übrigen hat sich die Fachkommission voll¬
ständig dem Berichte in Nr. 9 der Drucksachen angeschlossen und empfiehltIhnen also den Antrag
des Pruvinzialausfchusfcsin der Fassung:

Provinziallandtag nimmt von dem Bericht des Pruvinzialansschnsscszu den Anträgen
auf Förderung der Versorgung des platten Landes mit elektrischen: Strom Kenntnis
und billigt den darin eingenommenenStandpunkt.

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung uud gebe das Wort dem Herrn
abgeordneten Strahl.

Abgeordneter Strahl: Mcinc Herren! Wenn auch der Antrag der acht Krcisausschüssc
»ach der bisherigen Stellungnahme des Pruviuzialausschusscs und nach dem Vorschlageder Fach-
tmnmissiunin der Vcrsenkuug zu verschwinden scheint, so sei es doch gestattet, mit ganz wenigen
Worten, trotz des ausführlichenund eingehendensachlichen Referates des Herrn Vorredners auf die
Gesichtspunktezurückzukommen,die die acht Krciscmsschüffcbei der Stellung des Antraget,
geleitet haben.

Wir gingen dabei aus von der Bedeutung der Elektrizität im allgemeinen für die große
Mittlere und kleinere Industrie, iusbefunderc aber auch für die Landwirtschaft. Wir nahmen als
Tatsache,die mehr und mehr erwiese»ist, hin, daß die Elektrizität eine unentbehrlicheKraftquelle
'st, daß sie speziell für die mittlere« und kleineren Betriebe durchaus notwendig ist und daß sie
"^hr und mehr auch mit großem Erfolge in der Landwirtschaft verwendet wird, mit andereil
Worten, daß die Elektrizität heutzutage ein Produktionsfattor geworden ist, von dessen größerer
"b« geringerer Höhe mehr oder weniger anch der Preis des Produktes abhäugt.

Aber auf dcr anderen Scitc ist eine zweckmäßige, nutzbringende Verwendung der
Elektrizität auf dem platten Lande und in den kleineren Städten nur danu möglich, wenn dort
b« elektrische Strom billig angeboten und zur Verfügung gestelltwird.

Wie aber liegen da die Verhältnisse? Billiger Strom ist heutzutage mehr oder weniger
"" in den großen Städten vorhanden, ans leicht erklärlichenGründen. In den großcn Städten
Mit ihrem großen Konsum, mit dcr relativ geringen Länge der Kabelleitungen, der großcn Kauf¬
et für das Licht, mit dem großen abendlichen Stromkonsum usw. ist jedenfalls eine Zentrale
°hnc weiteres leicht rentabel zu machen, wie das auch eiu großer Teil der Abschlüssedieser
Elcltrizitätswcrte bcwcist.

Es kommt hiuzn, daß diese Elcktrizitätswcrkcden für die Industrie und das Handwerk
l" wichtigen Kraftstrum recht billig abgeben können, weil diese Wcrkc sich an dcm abendlichen
^chtstrum erholen.können. Sie müssen für den großen abendlichenKonsum an Lichtstromohne
weitere g^ßc maschinelleEinrichtungen haben, die, da am Tage kein Lichtstrom gebraucht wird,
"utzlus daliegen würden; sie können daher ohne Aufwcnduug besondererKosten für die Erzeugung
v"> Kraftstrum in Bewegung gesetzt werden uud dcr Kraftstrom kann billig abgegebenwerden

Der billige Kraftstrom ist somit im allgemeinen nur iu den großen Städtcn 3« haben.
Daraus ergibt sich eine ganze Reihe von Konscqucuzcnund Fulgernngcn, die in unserem Antrage
naher dargelegt sind. Ich will sie nnr ganz kurz erwähnen. Es sind ganz allgemeineGesichts¬
punkte, zum Teil mehr theoretischer Art, zum Teil volkswirtschaftlicher Art. Aber sie spielen doch
unmerhin eine gewisse Rolle. Sie gipfeln darin und gehen darauf hinaus, daß eme gewisse
"""Parität zwischen Stadt und iwid entsteht, daß künstlich der Zuzug zur Stadt gefordert wird,
^ß die kleinen Gewcrbc, dic kleinen Industrie!, in die Städte gehen müssen, anstatt sich auf dem

1U'
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platten Lande anzusiedeln, wo sie eben den Strom nicht haben können, daß dadurch eine uner¬
wünschteVerschiebungin der Bevölkerungensteht, kurz und gut daß das Land entvölkert, anderer¬
seits auch die Konkurrenzfähigkeitder Gewerbetreibendenauf dem Lande beeinträchtigtwird.

Es fragt sich nun: wie kann dem Lande geholfen werden, und da ist der erste Satz-
Geholfen werden kann durch Zurverfügungstellungbilligen Stromes.

Wie soll aber der Strom billig gemachtwerden? Wie soll es gerade auf dem Lande
möglich sein, wo die teuren Uebcrlandlcitungenhinzukommenund der Lichtkonsum relativ gering ist,
den Strom billig abzugeben?

Das Vorbild gab und den Weg zeigte das Vorgehen des Rheinisch-WestfälischenElektri-
zitätswerts, dessen bahnbrechendesUnternehmen und bahnbrechendesVorgehen zur Richtschnur für
Alle gewordenist. Das Vorgehen dieses Unternehmens basiert neben verschiedenem anderen darauf,
daß die ElektrizitätserzeugnngZentralisiertwird und dadurch die Produktionskostenauf ein Minimum
herabgesetzt werden.

Wenn man also erreichte, die Erzeugung der Elektrizität zu zentralisieren, so ist damit
schon ein Faktor gegeben, um die Elektrizität billiger herzustellen. Dieser Zentralisierung der Er¬
zeugung stehen aber eine Reihe von Schwierigkeitenentgegen; sie liegen in dem sogenanntenKom-
munalprinzip: daß die Kommunen, selbst die kleinen, der Meinung sind, geuau wie sie Gas- und
Wasserwerke besitzen, auch eigene Elektrizitätswerkcfür ihre kleinen Bezirke haben zn müssen, trotz¬
dem es feststeht,daß nnr großzügig eingerichtete und geleitete Zentralen wirtschaftlicharbeiten.

Es kommt hinzu, daß bei den kleinen Zentralen der Kommunen mich die Leitungen nach
lommunaleu Gesichtspunkten,nicht nach wirtschaftlichund technisch richtigenGesichtspunktenangelegt
werden und so ein Durcheinauder uud Nebeueinauder von Leitnugsuetzenentsteht, das sich ganz
anders gestalten und ganz anders aussehen würde, wenn von einem einheitlichen großen Gesichts-
punkte aus die Sache gemachtworden wäre. Wie soll nun erreicht werden, daß dieses kommunale
Prinzip verlassen, der Zentralisationsgedcmkemehr zur Ausführung gebracht wird? Wir nahmen
nun an, es sollte ein Dritter eintreten, der die nötigen Machtmittel besitzt und den widerstrebende»
Interessen der Kommunen entgegentritt und sagt: Wenn Ihr Euch zn einem großen: Werke
zusammenschließt,dann geben wir Euch unsere Unterstützunguud Ihr betummt eine bessere und
leistungsfähigereZentrale, als wenn Ihr für Gnch felbst arbeitet. Der Widerstand der Kommunen
sollte durch das Eintreten eines Dritten überwunden werden, nnd als diesen Dritten hatten wir
Antragsteller uns die Provinz gedacht, die als oberster Kummunalverband nnd die über die Grenzen
der Kommunen und der Kreise hinausgehend, wohl in der Lage wäre und die Machtmittel besäße,
divergierendeInteressen zusammeuzuführen.

Weiter war gedacht wurden, daß die Provinz durch billige Kredite den; Unternehmen eine
weitere Förderung angedeihenlassen könnte. Jedenfalls wäre auf dicfe Weise, rein theoretisch3"'
nächst gedacht, die Zentralisierung der Elektrizitätserzeuguugermöglicht, eine Vcrbilligung der Pr^
duktion, eine Herabminderung der Selbstkosten erreicht und damit eine Versorgung mit billige»'
Strom ermöglicht, trotz langer Ueberlandleitnngen,trotz des geringeren Konsumsau Licht- und Kraft^
ström auf dem Lande.

Nun sind sowohl im vorigen Jahre, wie auch in diesem Jahre im Prouinziallandtage
diesem Antrage gegenüberdie schwersten Bedenkengeltend gemachtwurden.

Ich erinnere insbesondere an die Ausführungen des Herrn AbgeordnetenLehwald vom
vorigen Jahre, auf die ich mit einigen Worten zurückkommen möchte. Der Herr Abgeordnete
Lehwald warnte vor dem Eintreten der Provinz und fagte, es sei ein uferloser Plan, von dem man
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nicht wisse, wohin er führe uud der eventuell die Finanzen der Provinz auf abschüssige Bahnen
bringen könne.

Ich möchte darauf erwidern, uferlos foll die Sache nicht sein, .es soll sich in erster Linie
um einen Versuchhandeln, nm zu sehen, ob es auf diese Weise möglichist, in der wichtigen Frage
der Elektrizitätsversorgunggroßer Gebiete einen Einfluß zu gewinnen.

Zweitens ist der Plan deshalb nicht uferlos, weil es sich nicht um jede Zentrale handelt,
sondern nur um Zentrale», die der wirtschaftlichenErstarkung des platten Landes dienen nnd
drittens soll es sich nur um solche Icutraleu handeln, die tatsächlichrentabel sind.

Der Herr AbgeordneteLehwald wies darauf hiu, daß man mit Hilfe der Provinz auf
diese Weise eine Unzahl von Zentralen ins Leben rufen wurde, die uicht leben und nicht sterben
kunnten nnd dauernd der Zuschüsse der Provinz bedürften.

Nein, meine Herren, gerade das Gegenteil war mit unserem Autrage beabsichtigt. Gerade
durch das Eintreten der Provinz soll erzielt werden, daß nur nach vernünftigen Grundsätzen
Zentralen gegründet, daß über das Komnnmalprinzip, über die Kirchturmpolitik der kleineu
Gemeinde» hinausgegangen und nur uach wirtschaftlichennnd technifchenGesichtspunkten vor»
gegangen würde.

Weiter wandte der Herr AbgeordneteLehwald ein, es würde nun eine Unzahl von Ge¬
suchen an die Provinz herankommen,er drohte, selbst mit einem entsprechenden Antrage an die
Provinz heranzutreten und führte aus, was dem Lande recht sei, sei den Städten billig. Ja,
Meine Herren, es handelt sich aber hier nur um Zentralen, die gemeinnützigeBedeutung haben,
'ücht nm Zentralen, die große Gewinne abwerfen sollen, sondern nur um solche, die in gemein»
"Utziger Richtung wirken wollen und diese Gemeinnützigkeit — das war in erster Linie gedacht—
sollte fich dadurch ausdrücken, daß keine Ueberfchttffe erzielt und verteilt würdeu, sundern daß die
eventuelle» kleinen Ueberschüsse dazu gebraucht werden sollten, um den Preis des Stroms wieder
"ach Möglichkeitherabzusetzen,gencm das, was der Kreis Neuß gemachthat, der in seinen Be¬
stimmungengesagt hat, daß etwaige Überschüsse des Unternehmens zur Herabsetzungdes Strom¬
preises dienen sollen.

Dann war darauf hingewiesenworden, daß es richtiger sei, nicht die sogenannten Ueber-
landzcntralm zu gründen, sondern daß die Ortschaften, die kleinen Gemeinden stch an die benach¬
barten Städte, die ihrerseits schon Zentralen hätten, anschließen sollten. Ja, meine Herren, das
haben wir uicht verhindern wollen. Ganz in: Gegenteil. Gerade auch durch das Eintreten e.ues
Dritten sollte wieder ermöglichtwerden, daß den kleinen Städten und Gemeinden geholfenwird,
^ß sie nicht zu törichten Eigenuuternehmungengetrieben würden, sondern in vernünftiger Weise
A) an die Großstädte anschlössen,solange das möglich uud leicht durchführbar »st Denn der
Zweck uud das Ziel unferes Antrages geht nicht darauf hinaus, nur den an der Peripherie der
Großstädte gelegenen Gemeinden, den Strom zn verschaffen,sondern darüber hinaus auch den
dahinterliegendenGemeinden, also im wahren Sinne das platte Land aus den allgemeinen Gesichts¬
punkten mit Strom zu versorgen. > ,s...

Nun, meine Herren, ich glaube, damit die Einwenduugen mehr oder «en'ger "ideU t
M haben. Jedenfalls glaube ich damit erreicht zu haben, die
d'e uns geleitet habe»/und die Bedenken nicht fo weit hervortreten zu lassen, wie ne msye,
dieser Sache betont worden sind. ^ . . ^,.«^..«,« ...^ „„^

Unserem Antrage entgegen steht nun die Stellung des Prov.nz.alausschussesund auch
der FachkommWon Wir Antragsteller geben uns daher zunächst keiner großen Hoffnung hm, daß
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sich in der heutigen Verhandlung eine andere Beschlußfassungerzielen lassen wird. Wir stehen in
erster Linie einem Prinzip gegenüber. Der Provinzialausschuß und die I. Fachkommission billigen
es, daß die Provinz nur solche Unternehmungenunterstützt, für die sie Dotationsrente erhält oder
für die sie aus einer Betriebsverwaltung Uebelschüsse erzielt, die nahe verwandten Zwecken zuge¬
wandt werden können, nicht aber will sie Unternehmungen fördern, zu deren Finanzierung und
Betreibung neue Opfer nötig sind. (Sehr richtig!)

Angesichts der jetzigen Finanzlage ist es ja sicherlichkein dankenswertes Unternehmen,
auf etwas hinzuweisen,das eventuell neue Steuern erfordern könnte.

Aber andererseits darf man ruhig sagen, Prinzipien sind gut, aber es kaun auch der Fall
eintreten, daß wechselnde Verhältnisse, neue Erfindungen, neue wirtschaftlicheVerschiebungendie
Prinzipien über den Haufen werfen und verlangen, das praktischeund gemeinnützigeArbeit zum
Wohle der schwächeren Teile der Provinz geleistetwird.

Dann darf ich noch hinzufüge», daß unser Vorgehen so außerordentlich und seltsam
vielleicht doch nicht ist; durch das Vorgehen der Provinz Westfalen, die sich ihrerseits direkt an
eine», kommunalen Elektrizitätsunternehmcn mit..-300000 Mark beteiligt hat, hatten wir die
Anregung zu unserem Antrag erhalten und wir hatten, im Anschlußdaran, um nicht unseren
Antrag als uferlos erscheinen zu lassen, gedacht, daß die Provinz vielleicht zunächst versuchen möchte,
sich an dem Rheinisch-WestfälischenElektrizitcitswcrkzu beteiligen, wenn sie Aktien zu billigem
Preise erwerben könnte. Es wäre dadurch ein Anfang gemacht, auf das Rheinisch-Westfälische
Elektrizitätswcrk,das schon einen großen Teil des rechten und des linken Nicdcrrhcins umfaßt
einen Einfluß zu gewinnen und es in gemeinnützigem Sinne zu beeinflussen, wie es bisher, l«
der letzten Zeit wenigstens, auch in gemeinnützigemSinne mehr oder weniger sich bctätigt hat.

Aber, wie gesagt, meine Herren, wir stehen der Stcllnng des Provinzialausschusscsund
der Fachkommission gegenüber, und das Prinzip wird vorläufig wohl nicht verlassen werden.

Wenn ich daher, gleichzeitigim Namen der Mitantragsteller, davon absehe, einen Ab-
ändcrungsantrag zu dem heutigen Antrage zu stellen, so darf ich doch aus der heutigen Besprechung
der Vorlage die Hoffnung ziehen, daß der einmal hingeworfeneGedanke der Unterstützung"""
elektrischen Ucberlandzentralcn durch die Provinz später einmal in dieser oder einer ähnlichen
Form nochmals zur Erörterung und dann vielleichtzu einer günstigerenBeurteilung kommen wird.
(Beifall!)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Ich möchte nur die Ausführungen des Hen"

Vorredners in einem Punkte kurz ergäuzcn. Das Elektrizitätswcrkder fünf RheinischenKreise ist,
trotzdemwir keine Unterstützung geben, doch zustande gekommen, uud ich glaube auch, daß es
vorwärts kommen wird. Die Landesbank hat sich bereit erklärt, ein kommuuales Darlehen ftu
die fünf Kreife unter den günstigstenBedingungen, wie sie zurzeit möglichsind, zu gebe». Soviel
ich weiß, haben die fünf Kreise mit der Allgemeinen Elektrizitätsgcscllschafteinen Vertrag abge¬
schlossen, wonach das Werk ausgeführt wird, ohne das; die Kreise einen Heller Zuschuß zu gebe«
haben.

Materiell haben die Kreise durch das Vorgehen doch das gewonnen, was sie wünschten
und was wir ihnen auch wünschen: Das Zustandekommendes Werkes. (Beifall!)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wallraf.
Abcordneter Wallraf: Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn Abgeordneten

Strahl, deren Ruhe und Sachlichkeit ich in vollem Maße anerkenne, sind dmchwcbt von dem
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Glauben an die Zukunft der Elektrizität; ich teile vollständig diesen Glauben, namentlich wenn
man uuch nebenher an den älteren Bruder dieser Kraft, an das Gas denkt, dem sich ja auch durch
den Gedanken der Fernleitungen neue und große Aufgaben erschließen.

Ich möchte aber noch schärfer, als es der Herr Abgeordnete Strahl getan hat, den
zweiten Satz hervorheben, daß die Zukunft in der Elektrizität und wahrscheinlich auch in den Gas-
betneben lediglichder Großproduktion gehört, und ich fürchte, daß gerade ans der Anregung, die
der Herr Abgeordnete Strahl Ihnen für das nächste Jahr angekündigt hat, dieser Entwickelung
"uc große Gefahr erwächst. Dc,,n das kommunale Prinzip, von dem der Herr Vorredner sprach,
und das er nicht billigt, steckt doch weiten Kreisen, wenn ich so sagen darf, noch in den Knochen.
Durch billiges Provinzialgcld wird das Streben nach vielen kleinen Zentralen leicht gekräftigtund
Wenn talsächlich die Gefahr vorliegt, daß das Geld zuguustcn kleinerer Zentralen verzettelt wird,
dann ist der Versuch einer Provinzialdotation jedenfalls außerordentlichgefährlich.

Infolgedessen halten mich znnächst wirtschaftliche Bedenken ab, den Weg des Herrn Vor
Redners zu betreten.

Für den Staudpuukt des Proviuziallandtages scheint mir aber noch ein weiterer Umstand
v°n entscheidender Vcdcutnug. Es ist uus im Provinzialausschuß und, wie ich annehme, auch iu
d« Fachkommissionübcrzeugeud nachgewiesenworden, daß zur Unterstützung derartiger Unter¬
nehmungenkeiu flüssiges Geld vorhanden sei. Weder die Landcsbank habe die Mittel, noch se,
^e Provinzial-Fencr-Soeietät nach ihrem Statut iu der Lage, etwas zu geben, und daraus
"sulticrt mit Notwendigkeit, daß, wenn Sie hier Provinzialmittcl zur Verfügung stellen wollen,
nur an die Steucrkraft appelliert werden kann.

Meine Herren! Wir haben hier nun 3 Arten von Kreisen, wenn ich sie so unterscheiden
d"f, einmal die Kreise, die gegenwärtig in ihrem Wagemut an den Van einer Centmlc heran¬
treten. Diese Kreise werden geneigt sein, die Provinz zu derartigen Zuschüssen zu bewegen.

Zweitens haben wir Kreise, die bereits früher für Elektrizität gesorgt haben, und mm
'"Wen Sie einmal an, es würde die Provinz den Kreisen für neue ElcktrizitätscmlagcnGeld
^l'cn. Mit welchemArgument wollen Sie denn den Kreisen, die bereits Elektrizität haben und
vielleicht nicht gut damit wirtschaften,eine solche Beihilfe versagen. , ^ «

Der Herr Abgeordnete Strahl hat gemeint, daß die Proviuzialverwallung m der Lage
s". gewisse Kriterien der Wirtschaftlichkeitund Gemeinnützigkeitaufzustellen. Me.uc Herrcu, ich
'"«chle jedeufalls die Verantwortn»«, für ein maßgebendesUrteil auf diesem Geb.ete mcht tragen,
wd ich glaube es wird naturgemäß dahin kommen, daß, wenn Sie einmal e.nem reise zu d.esem
Zwecke Geld geben, Sie folgerichtigauch nicht nur denjenigen Geld geben, d.e letzt erst d.e C.n-
"chtungen treffen wollen, sondern auch denen, die Sie bereits früher getroffen haben
., Nun aber, meine Herren, besteht noch eine dritte Art von Kre.sen, .md <n. °>ese moch
Z besonders kommen. Wir haben in unseren gebirgigenGegenden e.nc ganze Reche w" deur g n
Kreisverbänden, die in absehbarer Zeit nicht daran denkeu können, mit «eberlandzentralen oor -
gelM. Wollen Sie aber die Unterstützuug der Zentralen aus den Steuern neh'»«, s ^w m
S'e diese ärmsteu Kreise zugunsten von Kreisen, die wirtschaftlich v.el starker .... ^"U l Z"
">d. Ich bin daher aus wirtschaftliche,: und aus Villigkeitsgründen,ganz "lH ' ^' d' «^
eueren finanziellen Tragweite, nicht in der Lage, den: Herrn AbgeordnetenS tt ^' f ^ '

b"e Sie, es bei den, Beschlußdes Proviuzialausschusses,der auch d.e B.ll.gung der Fachkomm.sston
funden hat, ohne jene Aenderung bewenden zu lassen. (Beifall.)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete H.ccq.
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Abgeordneter Piecq: Meine Herren! Bei dem sehr klaren und präzisen Referate möchte
ich doch zwei Punkte unterstreichen,die in der Kommission eingehend erörtert sind, und worüber,
wenn auch nicht formell abgestimmt worden ist, doch in der Kommissionunbedingt eine Majorität
vorhanden war. Das ist die Unterscheidunguon gemeinnützigenund nicht gemeinnützigen Werken.
Ich für meine Person kann als ein gemeinnütziges Elektrizitätswerknur dasjenige ansehen, das von
einem Kreise oder von einer Gemeindeverwaltung angelegt, unterhalten und betrieben wird, ohne
jede Mitwirkung der Industrie. In dem Sinne hat man sich auch in. der Kommission ausgesprochen
und hat sich dafür erklärt, daß mir in diesen Fällen von der Gewährung mäßiger Darlehen die
Rede sein soll, und daß auch nur in diesen Fällen von einer unentgeltlichenStraßenbenutzung die
Rede sein könnte.

Meine Herren! Die Sache liegt ja ganz klar. Die Provinz besteht aus den Kreisen.
Die Kreise decken sich teilweise mit den Gemeinden oder sie bestehen aus Gemciden. Die Kreise
bilden die Provinz, sie sind die Steuerträger der Provinz. Wenn Sie also wirklich gemeinnützige
Anlagen machenwollen, dann ist es nur zu gerechtfertigt, daß die Provinz ihnen, soweit es nötig
ist, zn diesem Zwecke ihre Straßen znr Verfügung stellt und, fuwcit Geld verfügbar ist, mich dieses
zu einem angemessenen Zinsfüße gewährt.

Ganz anders aber, meine Herren, ist es, wenn Kreise sich mit der Industrie zusammentun,
um derartige Werke zu schaffen. Dann besteht zn leicht die Gefahr, daß das Darlehen, das m
diesem Falle gegeben wird, nicht in gemeinnützigerWeise zum Vorteil der Kreise gegeben wird,
sondern zum Vorteil der Industrie.

Der Herr AbgeordneteStrahl hat soeben hervorgehoben, daß in den 5 Kreisen, um die
es sich ja zunächst handelt, ja gar nicht beabsichtigtist, Geld zu verdienen, und daß die Ueber-
schüsse entweder verwendetwerden sollen, um die Preise für Elektrizität zn ermäßigen oder diese
Ueberschüsse in anderer Weise den Kreisen zugute kommen zu lassen. Diese 5 Kreise haben, soviel
mir bekannt ist, sich mit einem industriellen Werke in Verbindung gesetzt, und ich kann mir un¬
möglich denken, daß diese Verbindung auf Seiten des industriellenWerkes durchgeführtund zustande
gekommen ist, um die Ueberschüsse, die dieses Werk erzielt, den 5 Kreisen znzuwcnden. Ich habe
auch in Erfahrung gebracht, daß das Geld, welches die Provinz diesen Kreisen geben soll, an dem¬
selben Tage an dieses Rheinisch-WestfälischeElektrizitätswerk abgeführt werden soll, das dann nm
dem Gelde die Anlage errichten soll usw.

Meine Herren! Ich bin wahrhaftig kein Feind der Industrie, aber wir haben im Laufe
der Zeit gesehen, daß die Industrie überall da nicht am Platze ist, wo es sich nm Benutzung
öffentlicher Einrichtungen handelt. Das haben wir in unseren Großstädten gesehen. Vor 50 und
mehr Jahren haben die großen Städte — sie waren damals noch klein — geglaubt, gut zu tun,
wenn sie sich mit Gasgesellschaftenin Verbindung setzten, und sie waren alle froh, wie es ilM"
nach längerer Zeit gelungen ist, die Gesellschaftenglücklich herauszubringen. Diese großen Gas¬
fabriken haben aus deu Städte» Millionen und Abermilliunen während der Zeit herausgeholt, me
in diesen Städten in gemeinnützigerWeise hätten Verwendung finden können, und wie man ste
glücklich heraus hatte, da gingen sie auch nicht ohne einige oder mehrere Millionen extra von
dannen. (Heiterkeit.)

Meine Herren: Das hat sich, wenn auch in geringerem Umfange auch bei den Wasser-
Wertsanlagen in den Städten gezeigt, und es hat sich in größerem Umfange gezeigt bei den
Straßenbahnen. Ich glaube, der Herr Abgeordnete Strahl hat auf die wechselnden VerhältnM
der neuen Erfindungen hingewiesen. Ja, meine Herren, wo ist es gefährlicher,als gerade bei der
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Elektrizität, wenn von Seiten der Kreise oder Gemeinden irgend eine Bindung einer Firma gegen¬
über eingegangenwird.

Meine Herren! Jetzt schon wird der Industrie am Tage zum allerbilligstenPreise die
Elektrizität abgegeben,sagen wir einmal zu 5 Pfg. Die Zeit ist, glaube ich, nicht mehr fern, wo
der Strom nur noch 2 '/2 Pfg, kosten wird uud der Herr Abgeordnete Strahl hat ja mit Recht betont,
daß gerade die großen Städte den großen Vorzug haben, daß sie am Abend ihre Werke für die
Beleuchtungihrer Stadt ausnutzenund baun natürlich höhere Preise bis zu 50 Pfg. nehmenkönne»,
so daß durch diese Einnahmen am Abend die Verzinsung und Tilgung ihres Werkes bewirkt wird,
"legt das Werk am Tage darnieder, arbeitet es nur am Abend, und iin Sommer nur au ganz wenigen
Abendstunden, so liegt das Kapital tagsüber tot da. Hängt aber am Tage die Industrie daran,
dann fragt man sich nicht, was kostet es, diese Elektrizität zu erzeugen, sondern man gibt sie im
Interesse der Industrie zu billige» Preisen ab, damit man diese Einnahme hat, und baun wird
das Werk mit Tag- und Abcndbetriebdurchaus floriere». Und da stehe ich nicht an, zu erklären,
daß dann die Zeit nicht fern ist, wo die Elektrizität von städtischen oder von größerenkommunalen
Kraftwerken in erheblichbilligerer Weise abgegebenwerden kann.

Zwei Städte in unserer Provinz haben mit der Industrie abgeschlossen. — Ich will sie
nicht nennen. Sie wissen aber jedenfalls schon jetzt, woran Sie sind. (Heiterkeit!)

Ich möchte in der Beziehung auch noch an die Staatseisenbahn erinnern. Ich möchte
Sie alle in die Zeit zurückversetzen, wo, wenn man z. V. von Bonn nach Siegburg fuhr, bei
der Einfahrt in den Bahnhof Siegburg der Zug, welcher Anschlußzughätte sciu müssen, abfuhr.
Heute, meine Herren, hat der Staat die Staatseisenbahnen zum Glücke unseres ganzen Vaterlandes
'n die Hand genommen, und ich glaube, daß nicht einer da ist, der sich wieder in das alte
Verhältnis zurückdenken will, daß durch die Industrie diese Bahnen betrieben werden sollen.

Also, meine Herren, meine Worte bezwecken, daß auch die Landesbank sich noch einmal
°le Sache ganz genau überlegen möge. Es ist ja nicht Sache des Provinziallcmdtags, darüber
^ beschließen, ob und welche Darlehen die Landesbank gibt. Das ist deren Ermessenüberlassen.

Aber, meine Herren, die Provinz sollte sich doch hüten, — und ich glaube, daß die
Zukunft mir Recht geben wird, — daß sie schließlich die Erfahrung macht, daß sie ein Darlehen
'" diesem Falle, um den es sich hier handelt, nicht zum Nutzen ihrer eigenen Angehörigen,chrer
Kreise, sondern zum Nutzen dritter Personen hergegebenhat. Da lobe ich mir den Kreis Neuß.
Stadt und Kreis Neuß haben auf einer wirklich soliden Grundlage ein Elektrizitätswerkaufgebaut,
das m. E. den Kreis nach allen Richtungen hin erfreut und ihm auch in Zukunft noch viel Freude
dachen wird.

Da steckt kein Industrieller dazwischen, sondern die arbeiten selbständig,uud wenn wir die
Tatkraft unserer Gemeindeverwaltungenbesehen, sowohl der großen wie der kleinen Gememden,
'"eine Herren, da»» solle» wir nicht wieder in den alte» Fehler zurückfalle», der vor 50 Jahren
äemacht worden ist. ^ ^

Meine Herren! Gewiß gibt es ja Dinge, die man machen kann. Ob ,ch «'" "W"
«ufe oder Gas von der Industrie kaufe und mir das durch Röhren hinlenke, ist m MMM)
^eichgültig. Aber, meine Herren, die Freiheit i» unseren Kreisen und die Freiheit m unsere»
Straßen! Denn wen» wir noch die Industrie in unseren städtische« Straßen IMten, ^w" wurde
's Möglich sei», überhaupt die Gasröhren, die Wasserröhren,die verschiedene» Ele tnz.tat.le.tuuge»,
bu Postleitungeu, die Kauäle und was da alles »och in Betracht kommt, uuterzubrmgen,wenn ür
"be Leitung eine audere Gesellschaftzu sorge» hätte. Das würde allerdings em Durchenmnder

t?
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allerersten Ranges abgeben, nnd deshalb möchte ich dringend davon abraten, daß hier in diesem
Falle ein Darlehen gegeben wird.

VorsitzenderSpiritns: Das Wort hat der Herr AbgeordneteNeuen DnMont.
Abgeordneter I)r. Neuen DnMont: Meine Herren! Herr Abgeordneter Pieeg hat

gesagt, daß er kein Feind der Industrie wäre, er hat aber seine Worte eigentlich nuuuterbrochen
gegen die Indnstrie gerichtet. Er hat zwar nicht gegen das Leben und die Bctätigung der Industrie
gesprochen, aber er hat dagegen gesprochen,daß die Industrie sich mit den Kreisen und den
Städten ucrbindet, um etwas Gemeinnützigeszu schaffen.

Ich bin nun der Ansicht, daß die Indnstrie schließlicheine ebenso gcmcinnützliche Sache
ist, wie vieles andere im Vatcrlande (sehr richtig!) nnd daß ans der Gemeinnützigkeit der Industrie
gerade der Wohlstand der Rheinprouinz beruht. Ich kann daher absolnt nicht einsehen, weshalb
es nicht außerordentlich zweckmäßig sein kanu, daß ein Kreis, eine größere oder eine kleinere Stadt, die
gewisse Werke entweder selbst gar nicht schaffen kann, oder aber die Werke nicht so groß anlegen kann,
daß ihr eine außerordentlichebillige Produktion für ihre Bürger möglichist, sich mit der Indnstrie
zu diesem Werke vereinigt. Dann kann die Gemeinnützigkeitnach beiden Seiten arbeiten. Es
werden dann die Bürger des Kreises oder der Stadt durch billige Preise, die so gewahrt werden
können, Nutzen haben. Es wird also etwas sehr Gemeinnütziges geschehen, wenn dann nebenbei
die Industrie au dem Werke auch etwas verbleut und es an seine Aktionäre und Besitzer etwas
abliefert, so ist das weiß Gott kein Schaden, m. C. ist das eben auch eine gemeinnützige Angelegenheit,

Der Herr Vorredner hat aber noch ganz besonders darauf Bezug genommen, daß man Ul
früheren Jahren Gasgescllschaften,Wasfergescllschaftcn,Straßeubahncu Konzessionengegeben habe,
die man nachher für viele Millionen hat zurückkaufen müssen. Das ist richtig. Man hat damals
eben nicht gewußt, wie man derartige Verträge ciurichteumußte. (5s hat nicht daran gelegen, daß
um» einer Privatgesellschaft gestattet hat, Gas zn verkaufen, oder einer Stenßenbnhngcscllschaft,
eine Straßenbahn zn betreiben, sondern es hat daran gelegen, daß die Gemeinden mit diese»
Gesellschaften Verträge abgeschlossenhaben, die schließlich zn ihrem Schaden ansgclanfen sind. (Seh
richtig!) Ich kann da ans ein mir ganz besonderes naheliegendesBeispiel ex,emplifiziercn. ^M
habe» in der Stadt Cölu unsere Straßenbahn mit großen Kosten zurückkaufen müssen, weil die alte
Stadt Eölu selbst, aber iu noch größere,»Maße die Gemeinden,die wir später eingemeindethaben,
der StraßcnbahngesellschaftKonzessionen erteilt hatten, die sich einmal ans viel zu lauge Zeck ^
streckten und zweitensMonupulkuuzessiuuen waren, so daß es der Gemeinde selbst nicht möglich war,
auch andere Linien neben den vorhandenen zn betreiben.

Das waren gänzlich falsche Verträge, die nachher die Städte viel Geld gekostethabe,'.
Gerade auf diese Erfahrungen gestützt, kann man aber heute unter bestimmtenVerhältnissen viel¬
leicht außerordentlichgünstige und gute Verträge schließe», die der Stadt einen großen Nutzen ab¬
werfen und mich der betreffendenGesellschaft noch einen Nutzen lassen.

Es lassen sich daher, meines Trachtens, nicht alle die Verhältnisse, die Herr Abgeordneter
Piceq besprochen hat, gar nicht in der Art über einen Leisten schlagen, sondern es muß in jede"'
einzelnenKreise, in jeder einzelnenStadt den dort obwaltenden Verhältnissen Rechnung getragen
werden. (Sehr richtig!)

VorsitzenderSpiritns: Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Lacr.
Abgeordneter von Laer: Meine Herren! Die Worte des Herrn Vorredners entheben

mich eines Teils der Aufgabe, die ich mir gestellt hatte, uämlich, den Worten des Herrn Ober¬
bürgermeistersPiecq zn widersprechen. Ich möchte aber nicht unterlassen, dem Herrn Abgeordneten

r
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Piecq dafür meinen Dank anszusprechcu,daß er in so freundlicherFürsorge der nicderrheinifchen
Kreise gedacht und ihr Verfahren in das richtige Licht — nach seiner Ansicht — gestellt hat.
Leider kommen die Ratschläge zu spät. Wir haben bereits abgeschlossen und sind allerdings auch
der Meinung, daß die Grundlage, auf die wir unser Werk gestellt haben, eine solide ist.

Meine Herren! Die Frage, ob kommunalesPrinzip bei der Ausführung derartiger Ver-
kehrsanlageuoder industrielle Grundlage, ist sehr schwierig und weitgrcifend und wird auch hente
hier im Provinziallandtag wohl nicht zu einer alle überzeugenden Erledigung kommen können. Ich
möchte das nicht weiter ausführen.

Nur mit ein paar Wortcu möchte ich bemerken, daß wir geglaubt haben, in der Ver¬
ewigung der Kommnnen nnd der Industrie ein Prinzip gefundenzu habeu, das die Vorzüge der
beide» eben erwähnten Theorien in sich vereinigt und die Nachteile, wenigstens zum Teil wohl,
vermeidet.

Ich möchte vor allen Dingen aber der Auffassung widersprechen,als wenn ein Unter¬
nehmen, das die Landkreisemit Elektrizität versorgenwill, dann nicht als gemeinnützig angeschen
werden soll, weuu nicht die Kreise nnd Gemeinden die Träger dieses Unternehmens sind. (Sehr
uchtig!) Meine Herren, es kommt uns ja nicht darauf au, aus der Lieferung der Elektrizität für
die Kreise und Gemeinden Gelder hcrausznwirtschaften. Es ist von nuserein Standpunkte aus lein
finanziellesUnternehmen. Die Zeit, zu der einmal die Ueberlandzentraleneinen finanziellenGe¬
winn abwerfen werden, ist, glanbe ich, noch sehr weit. Für uns hat dieses Unternehmenaber eine
ganz hervorragend wirtschaftliche Bedeutung. Es kommt uns darauf an, daß unsere Gemeinden,
unsere Gewerbetreibende, unsere Landwirte mit der großen Wohltat elektrischer Kraft versorgt
werden, nnd deswegenmeine ich, muß mau ein solches Unternehmen als ein durchaus gemeinnütziges
leibst dann ansehen, wenn es von industrieller Seite getragen wird.

Daß die Industrie nicht um unserer schönen Angcn willen uns mit Elektrizität versorgt,
'^ ganz richtig. Wir gönnen der Industrie ihren Verdienst, denn wir haben den großen Vorteil,
baß wir die Elektrizität bekommen.

Meine Herren! Ich möchte anch nicht unterlassen, doch mit einem Wort auf die iudustnelle
Unternehmnngzurückzukommen, mit der wir uns vereinigt haben. Es könnte nach den, von anderer
Seite Vorgetragenen erscheinen,als wenn die industriellenUnternehmungen, die Elektrizität ver¬
leiben, ausschließlich auf deu eigenen Gewinn bedacht sind und sich nicht auch von idealeren Ge¬
danken leiten lassen. Meine Herren, da werfe ich die Frage auf, wem verdanken wir es denn, daß
" den letzten Jahren die Versorgung mit elektrischer Energie einen so gewaltigen Aufschwungge¬
nommen hat? Sie wissen ja zum Teil, wie sich die Sache in Westfalen, am Niederrhem und m
dem nördlichenTeile der Nheinprovinz entwickelt hat. Wir haben gesehen, daß in wenigen Jahren
d'e Versorgung mit elektrischer Energie sich um eiu Vielfaches erhöht hat, daß die Netze eine
außerordentlichränmliche Ausdehnung gewonnenhaben, daß die Preise in einer bis dahm für ganz
unmöglich gehaltenen Weise heruntergegangensind, und ich möchte wohl hier die Meinung aus-
'precheu,daß manche Großstadt, die bis dahin ein gemeinnütziges Unternehmenfür "eMlscycu ^
Web hatte, nur durch industrielle Unternehmen veranlaßt worden ist, ihrerseits auch die prei,e
herabzusetzen.(Sehr richtig!) . ^,«, > .,„.

Meine Herren! Für uns in den Landkreisenliegt die Frage so: können wu E ektnzüat
bekommen durch Verbindung mit einem industriellen Werke oder sollen wir darauf verzicht«,; uno
d« würden wir, glaube ich, unsere Pflicht nicht tnn, wenn wir sagen: wir wollen von der Industrie
Nichts wissen. Ich glaube, es ist richtiger, und für das Land segensreicher, wenn um sagen: wir
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verbinden uns mit der Industrie, wir wollen der Industrie ihren Vorteil gönnen, wir wollen unsere
Zwecke dabei aber auch verfolgen. Auf die Weise erlangen wir in unferen Kreisen den großen
Segen der Industrie. (Sehr richtig!)

Ich möchte die Bitte aussprcchen,daß man auch derartige Unternehmungenmit freundlichen
Augen ansieht und die Bewilligung von Darlehen, — die wir übrigens ohne jeden Schaden der
Provinz geben können; ich glaube der Herr Landesbnnkdirektorerzielt noch einen ganz hübschen
Nutzen dabei — nicht davon abhängig machen sollte, ob die Kreise oder die Gemeinden die Träger
des Unternehmens bleiben oder ob sie die Gelder weitergebenund daß man auch bei der Hergabe
der Provinzicilstraßenfür die Leitungen der Elektrizität einen Unterschiednicht aufstellen soll: sind
nun diese Leitungen Eigentum des Kreises oder der Gemeinde oder sind sie Eigentum einer
Industrie. Entscheidendmuß meiner Ansichtnach sein, ist das Werk ein gemeinnütziges,dient es
der Versorgung eines wirtschaftlichen Gebietes unter verständigenBedingungen und zu verständigen
Preisen. Bejaht man diese Frage, dann muß man das Unternehmen fördern und dann darf man
auch nicht daran denken, nun etwa wegen Benutzung von Straßen aus diesen Werken eine Ein¬
nahmequelle für die Provinz zu machen.

Ich möchte in diesem Sinne unsere Angelegenheit auch für die weitere Behandlung dem
Wohlwollen des Herrn Landeshauptmanns uud des Provinzialausfchusfes empfohlen haben,
(Beifall!)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteOskar von Nell.
Abgeordneter Oskar von Nell: Meine sehr verehrten Herren! Ich werde mich außer¬

ordentlich kurz fassen. (Beifall!) Aber es ist doch notwendig, daß ich zu der Frage noch wenige
Worte hinzufüge.

Als wir im vorigen Jahre hier den Antrag gestellt haben, für unsere Unternehmung aus
provinziellen Mitteln eine Unterstützung zu erhalten, haben wir zu unserer großen Genugtuung
und lebhaften Freude eine ganz nennenswerte Teilnahme und ein erfreulichesEntgegenkommen
des Provinzialausschuffeszu bemerkenGelegenheit gehabt.

In der Plenarversammlung, in der die Frage zum ersten Mal zur Verhandlung kam
war es, wie bereits erwähnt wurde, der Herr Abgeordnete Lehwald, der mit einem gewisse«
Feuereifer sowohl die Provinz, wie die unternehmendenKreise vor der Anlage gewarnt oder z«
warnen für nötig befunden hat. Wir konnten daraus folgern, meine Herren, namentlich auch aus
den Beifallsäußcrungen aus ihrer Mitte, daß wir auf eine nennenswerte pekuniäre Unterstützung
der Provinz für unser Unternehmen nicht rechnen durften. Und da war es doch natürlich, daß
wir nun Mittel und Wege aufsuchten, um auch ohne dies das Unternehmen, das zu unserer
Lebensexistenzerforderlichist, auf die Beine zu stellen. Da sind wir denn mit einer Reihe von
Unternehmer-Firmen in Unterhandlungen getreten und haben schließlichmit dem Rheinisch-West'
Mischen Elektrizitätswerk abgeschlossen,wenigstens insoweit, als die Kreisausschüssesich dafür
eingesetzt haben.

Meine Herren! Wir haben dann über die Geldbeschaffung mit der Provinzialverwaltung
und insbesonderemit der Landesvank verhandelt, und es ist uns da von der Provinzialverwaltung
lein Entgegenkommenerwiesenworden, insoweit, als uns irgendwelcheVorzugsbedingungen einge¬
räumt wären. Wir sollen das Geld von der Landesbank zu den normalen Darlehnssiitzcn
bekommen, die jeder andere bezahlen muß. Nun, meine Herren, da muß es doch sehr auffallen,
wenn der Herr Abgeordnete Piecq jetzt das Bedürfnis empfindet, selbst dagegen mobil zu machen-
Meine Herren! Ich kann mir nicht helfen: die Tatsache, daß einmal der Herr Abgeordnete
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Lehwald und auf der anderen Seite der Herr AbgeordnetePiecq mit so großer Lebendigkeit gegen
das Unternehmen am linken Nicderrhein aufgetreten sind, bringt mich auf die Vermutung, daß
diese beiden Städte ihre städtischen Elektrizitätswerkeindustriell ausnützen wollen. (Heiterkeit!)

Meine Herren! Ich will weiter kein Wort darüber verlieren.
VorsitzenderSpiritus: Herr Abgeordneter Graf von Galen hat das Wort,
Abgeordneter Graf von Galen: Meine Herren! Nur ein ganz kurzes Wort. Wir

sind davon ausgegangen, ob diese Unternehmungen eine Unterstützungvon der Provinz haben
sollten. Ich will nnr die Frage in Erwägung ziehen, ob eine Unterstützungsbedürftigkeitvorliegt,
und das glaube ich, kam, man verneinen. Ich glaube, daß die fraglichenUnternehmungen unter
sv günstigen wirtschaftlichenVerhältnissen arbeiten, wie kaum eine andere das tun kann. Sie
bekommen auf der einen Seite den billigen unkündbaren Kredit, den die Kommunen haben, und
°uf der anderen Seite haben sie alle die Vorteile, die ein privates industrielles Unternehmen in
der Bewirtschaftungbietet. Ich glaube, diefe wirtschaftlichen Grundlagen sind so günstig, daß auf
alle Fälle bei hinreichenderAusdehnung der Unternehmungauf ein gutes Geschäft gerechnet werden
kann, und aus dem Grunde, glaube ich. indem ich mich namentlichden Ausführungen des Herrn
Abgeordneten Wallraf anschließe, daß wir nicht berechtigt sein würden, finanzielle Mittel auf¬
zuwenden, um diese Unternehmung zu unterstützen.

VorsitzenderSpiritus: Herr Abgeordnetervon Wülfing hat das Wort.
AbgeordneterDr. von Wülfing: Meine Herren! Nachdem die grundsätzlichenBefürchtungen,

d'e der Herr Abgeordnete Piecq gegen das Zusammengehender Industrie mit den Elektrizitäts-
'"«ken aufgestellthatte, bereits von den sämtlichenHerren Vorrednern mit Ausnahme des letzten
widerlegt worden sind, möchte ich diese Bedenken als besonders unbegründet erkläreil in diesen,
Falle, wo es sich um ein Zusammengehen mit dem Rheinisch-WestfälischenElektrizitätswelke
handelt.

Dem Herrn Abgeordneten Piecq scheint nicht bekannt zu sein, daß es sich hier keineswegs
um eine neue Verbindung handelt, sondern daß das Rheinisch-Westfälische Elektrizitätswerk schon
seit längerer Zeit, und zur vollsten beiderseitigen Zufriedenheit,mit verschiedenengrößeren Kommunen
'« engerem Zusammenhange steht: die Stadtkreise Essen, Mülheim a. d. Ruhr. Gelsenkirchen und
d'e Landkreise Essen. Solingen und der Kreis Dinslaken, den ich zu vertreten die Ehre habe, smd
"it namhaften Aktienbeträgenam Rheinifch-Westfälischen Elektrizitätswerkbeteiligt. Die industriellen
Henen Vorbesitzer der Aktien haben uns. als wir den Wunsch äußerten, uns zu beteiligen, m
entgegenkommenster Weise einen Teil ihrer Aktien zur Verfügung gestellt und haben nns sämtlich,
°bw°HI wir zum Teil im Vergleich zu der Höhe des gesamtenAktienkapitals nur kleinere Aktien-
beträge übernahmen, Sitz und Stimme im Aufsichtsrateeingeräumt.

In den Portefeuilles der Kommunen befindet sich infolgedessen mehr als '/. des gesamten
Aktienbesitzes des Nhcinisch-Wcstsälifchen Elektrizitätswerks, und ich bitte Sie, meine Heuen, zu
u»s als den Vertretern der Kommunen, die im Aufsichtsrat sitzen, das Vertrauen zu haben, daß
'"il uuser Veto erhebe» würdeu. wenn das Elektrizitätswerksich von den gemeinnütz'gmH"ynen
abwendensollte, die es bisher nach meiner Ueberzeugungdurchaus innegehalten hat^ ^eyu"^

VorsitzenderSpiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht, ^ch sWene
Handlung. Ich stage, ob der Herr Berichterstatter noch das Wort wünscht?

Berichterstatter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich verzichteauf
das Wort.

Der Herr Berichterstatter verzichtet.
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Meine Herren! Gegenanträge sind nicht gestellt, ich kann daher konstatieren, daß der
Vorschlagdes Provinzialausschusses,wie er in der Drucksachc Nr. 9 enthalten ist, Ihre Zustimnmng
gefunden hat.

Meine Herren! Wir sind am Schlüsse der Sitzung. Ich möchte jedoch zunächst noch
dem Herrn Abgeordneten vom Rath das Wort zu einer persönlichenBemerkung geben.

AbgeordneterDr. vom Rath: Meine Herren! Es war mir nicht möglich, in dem Augen¬
blick der Ergänzungswahlen zum Provinzialausschuß hier anwesend zu sein. Ich möchte hiermit
bei der Annahme dieser Wahl Ihnen meinen aufrichtigen Dank für diese Wahl aussprechen.(Bravo!)

VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Es handelt sich dann um die Tagesordnung
für Freitag, den 11. d. Mts., die ich mir, wie folgt, vorzuschlagenerlaube:
1. Eingänge, sodann Nr. 20, also der letzte Gegenstand, der heutigen Tagesordnung, nämlich
2. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

Erlaß eines Gesetzes über die Verpflichtung zum Besuche ländlicher Fortbildungsschulen.
Dann weiter:

3. Antrag der I. Fachtommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses zu dem
von dem Ruhrtalsperren-Vcrein vorgelegten Entwurf eines Talsperrengesetzcsfür die Rhein-
provinz und Westfalen.

4. Antrag der I. Fachkommissionzum Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,
welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen,für das Rechnungsjahr vom 1. April
1910 bis 31. März 1911.

5. Antrag der I. Fachkommissionzum Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzialmusccn
zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

6. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Einrichtung einer Heizanlage im Prouinzialmuseum zu Trier.

7. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtages (Ständefonds).

8. Antrag der I. Fachkommissionzum Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

9. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrage des Provinzialausschusses,betreffend
die Begutachtung des Antrags der Stadt Nrühl auf Verleihung der Städteordnung.

Meine Herren! Wenn wir diese Gegenständemorgen erledigen, dann bleibt für Sonnabend
nicht viel mehr übrig. Es werden am Sonnabend Ihnen dann noch zur Beschlußfassungunter¬
breitet werden: Der Haupt-Haushaltsplan und die Festsetzung der Steuer, ferner die Wahl¬
prüfungen und die Rechnungslegungen,voraussichtlich wird sonst nichts mehr für Samstag übrig
bleiben.

In dem Wunsche, daß wir aber morgen die vorgeschlagene Tagesordnung zur Erledigung
bringen — es sind ja große Gegenstände darauf — möchte ich vorschlagen, daß wir um H Uhr
morgen wieder zusammenkommen.

Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Hammerstein.
Abgeordneter Freiherr von Hammerstein-Loxten: Ich möchte bitten die Förstersachc

auf Sonnabend zu verschieben, weil ich morgen gern die Fahrt mitmachenmöchte.
Vorsitzender Spiritus: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Hammersteiu hat den

Wunsch, daß sein Referat, betreffend die Gemeindcforstungender Rhcinprovinz, am Sonnabend
zur Verhandlung kommt, da er morgen gern die Reise mitmachenmöchte. Ich nehme an, daß die
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